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Auf ein WortAuf ein Wort

Am 20. Dezember 2007 hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass die bisherigen
Regelungen zur Zusammenarbeit von Bundesagentur für Arbeit (BA) und Kommunen im
SGB II als unzulässige Mischverwaltung gegen das Demokratieprinzip des Grundgesetzes ver-
stoßen und deshalb noch bis spätestens 31. Dezember 2010 gelten. Der Gesetzgeber ist
aufgefordert, eine neue Verwaltungsorganisation zu schaffen. Die in Nordrhein-West  falen
gebildeten 44 Arbeitsgemeinschaften (ARGEn), der Zusammenschluss von Kreisen und kreis-
freien Städten einerseits und Agenturen für Arbeit andererseits, die die Langzeitarbeitslosen
betreuen und diese wieder für den Arbeitsmarkt fit machen, sind verfassungswidrig. Denn
die Transparenz und Zuordnung von Verantwortung des jeweiligen Trägers ist nicht gegeben.
Seit über 15 Monaten wird nun über die künftige Verwaltungsorganisation der ARGEn
gestritten. Diese Organisationsfrage hat im Kern keine Auswirkungen für das Leistungs-
recht des SGB II, zumal niemand daran denkt, das geltende SGB II-Finanzierungssystem
grundlegend zu verändern. Sie ist aber deshalb so schwierig, weil Bund und Kommunen
im SGB II über ein System kommunizierender Röhren finanziell miteinander verbunden sind,
obwohl die im Herbst 2006 verabschiedete Föderalismusreform I gerade eine deutlichere

Kompetenztrennung zwischen dem Bund einerseits und den Ländern andererseits mit sich gebracht hat. Die Kommunen sind verfassungs-
rechtlich betrachtet Bestandteil der Länder, die ihrerseits unmittelbar keinen Euro zur SGB II-Finanzierung beitragen. Der verfassungsrecht-
liche Regelfall der Verwaltung ist aber wiederum die Landesverwaltung, die im Bereich des SGB II über keinerlei originäre Kompetenz verfügt.
Daher gilt es, eine neue bereichsspezifische Verbindung zwischen Bund und Kommunen herzustellen, die die jeweilige Anteilsfinanzierung
und die Finanzströme beider Ebenen nicht spürbar verändert. Dass dies zwischen einem prinzipiell zentralen Organisationsansatz des
Bundes und dem prinzipiell dezentralen Organisationsansatz der Kommunen nicht leicht fällt, liegt auf der Hand.
Seit Februar 2009 liegt als ARGE-Nachfolgekonstruktion das Modell eines sogenannten Zentrums für Arbeit und Grundsicherung (ZAG)
auf dem Tisch. Die Unions-Bundestagsfraktion hat sich dem allerdings mit aus kommunaler Sicht durchaus beachtlichen Erwägungen ent-
gegengestellt, so dass eine Lösung in der verbleibenden Restlaufzeit der Wahlperiode des Deutschen Bundestages von Woche zu Woche
unwahrscheinlicher wird.
Festzuhalten ist: Das ZAG wird dem unter Hartz IV stets betonten Grundsatz der gleichen Augenhöhe zwischen Kommunen und Bundes-
agentur für Arbeit nicht gerecht. Eine Zwangsorganisation kraft Gesetzes widerspricht dem Prinzip der kommunalen Selbstverwaltung.
Danach ist über alle Angelegenheiten von örtlicher Bedeutung – zu denen auch die Eingliederung von Langzeitarbeitslosen in den Arbeits-
markt und deren soziale Stabilisierung gehört – von den Kommunen selbst und eigenverantwortlich zu entscheiden. Dafür haben die kom mu-
nalen Vertretungskörperschaften – die Kreistage und Stadträte – und ihre jeweiligen Verwaltungsspitzen ein demokratisches Mandat.
Deshalb ist es geboten, den Kommunen ein Wahlrecht über die Organisationsform bei der SGB II-Verwaltung zu ermöglichen. Je nach
den Gegebenheiten vor Ort müssen diese entscheiden können, ob, in welcher Intensität und unter welchen Umständen sie bereit sind,
mit dem Bund zusammenzuarbeiten. Der Bund kann hier – über den Bundesrat gemeinsam mit den Ländern – nur einen Rahmen vorgeben,
bei dessen Ausgestaltung noch hinreichende Entscheidungsalternativen der Kommunen gewährleistet sein müssen.
Zentral ist der Leitgedanke, dass alle Leistungen gegenüber den Langzeitarbeitslosen aus einer Hand erfolgen und dass alle wesentlichen
Entscheidungen im Zusammenwirken zwischen den beiden Trägern, dem Bund und der jeweiligen Kommune, getroffen werden. Dies
bedeutet auch für den Konfliktfall, dass nicht nur zwischen dem Bund und ggf. dem betreffenden Land über, sondern mit der betreffen-
den Kommune eine Lösung erreicht wird.
Als alternatives Organisationsmodell sollte für alle Kommunen das in über vier Jahren bewährte Optionsmodell offenstehen. Im bundes-
weit in 69 Regionen praktizierten und mit einer Reihe von Vorteilen versehenen Alternativmodell zur ARGE – in NRW in acht Kreisen und
zwei kreisfreien Städten - wurde ein ganzheitlicher kommunaler Ansatz gewählt, so dass hier – nachdrücklich betont durch das Bundes-
verfassungsgericht - keine demokratischen Defizite entstehen können. Die Kommunen übernehmen vielmehr in Eigenregie und damit aus
einer Hand umfassend die Begleitung und Betreuung von Langzeitarbeitslosen. Was gegen das Optionsmodell spricht, ist lediglich der
Einflussanspruch des Bundesarbeitsministeriums, das mit der – grundsätzlich nachvollziehbaren - Überlegung argumentiert, dass wer
(zum überwiegenden Teil) bezahlt, auch bestellen können muss, wie die Umsetzung im Einzelnen aussehen soll. Unstreitig dürfte hier
sein, dass eine adäquate Kontrolle des Ausgabeverhaltens der Kommunen durch den Bund angezeigt ist, soweit Bundesgelder betroffen
sind. Umgekehrt liegt schon wegen der anteiligen Finanzströme von Bund und Kommunen eine Kostenbegrenzung und ein möglichst
effektiver und effizienter Einsatz der Bundesmittel im Interesse der Kommunen, so dass hier ein überzogener Maßstab fehlginge.
Zu erinnern ist nochmals an den Ausgangspunkt der Hartz-Reformen: Die Gesetze für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt sind
wegen eines offenkundigen Versagens des zentralen Ansatzes bei der Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit entstanden. Jenseits eines
bundesweiten zentralen Rahmens bedarf es hinreichender Gestaltungsspielräume für die örtlichen Akteure, um den unterschiedlichen lokalen
Bedingungen des Arbeitsmarktes gerecht werden zu können. Je mehr seitens des Bundes erkannt wird, dass gerade bei Langzeitarbeits -
losen individuelle, nachhaltige und regionale Ansätze den meisten Erfolg bei der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt versprechen,
desto wirksamer kann ureigene kommunale Sozialpolitik im Interesse der betroffenen Menschen und der Gesellschaft insgesamt werden.
Bei alldem gilt: Zügige Entscheidungen sind gefragt. Es ist kaum verantwortbar, wenn nach einer neuen Regierungsbildung im Spätherbst
2009 die Weichenstellungen für die neue Organisationsstruktur erst im Frühjahr 2010 erfolgen. Ein so langer Zeitraum der Ungewissheit
ist vor allem den Beschäftigten in den ARGEn und auch den Optionskommunen nicht zuzumuten. Vielmehr sind sonst Abwanderungen
gerade von Leistungsträgern zu erwarten, die die Funktionsfähigkeit der Arbeitsvermittlung für die Langzeitarbeitslosen erheblich beeinträch -
tigen können. Dies wäre gerade in Zeiten des konjunkturellen Abschwungs, der sich auf dem Arbeitsmarkt zunehmend auswirkt, doppelt
kontraproduktiv. Die zu begrüßenden nach wie vor laufenden politischen Gespräche zur Lösung der SGB II-Organisationsfrage müssen
deshalb Gründlichkeit und Schnelligkeit eines für Bund, Länder und Kommunen akzeptablen Weges gleichermaßen im Blick haben.

Dr. Martin Klein
Hauptgeschäftsführer
des Landkreistages Nordrhein-Westfalen

Neue Verwaltungsorganisation
des SGB II: Die Uhr läuft …
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Aus dem LandkreistagAus dem Landkreistag

Der Vorstand begrüßte die Zielsetzung
der nordrhein-westfälischen Landes -

regierung, die Gelder aus dem Zukunftsin-
vestitionsgesetz im Rahmen des Konjunk-
turpaketes II möglichst unbürokratisch für
kommunale Investitionen einsetzen zu kön-
nen. Der Beschluss der Föderalismusreform-
kommission II zur Erweiterung der Zuläs-
sigkeit von Bundesfinanzhilfen im Fall
außergewöhnlicher Notsituationen wie der
aktuellen Finanzmarkt- und Wirtschaftskri-
se hielt der Vorstand für geeignet, um bil-
dungspolitische und infrastrukturpolitische
Investitionsmaßnahmen im kommunalen
Bereich höchstwirksam ohne praxisfremde
Einschränkungen zu realisieren (vgl. dazu
auch in diesem EILDIENST-Heft S.157ff). Der
Vorstand gab seiner Erwartung Ausdruck,
dass die Landesregierung eine unverzügliche
Klärung der bestehenden Fragestellungen zu
Förderfähigkeit kommunaler Investi tions -
projekte mit der Maxime einer schnellst-
möglichen und breitgefächerten Umsetzung
der Vorhaben betreibt. Angesichts der zu
prognostizierenden Ausschöpfung vorhan-
dener Kapazitäten in bestimmten Branchen
bzw. Gewerbezweigen sollte ein möglichst
diversifizierender Ansatz praktikabel sein,
um insbesondere die Nachfrage bei der re-
gionalen, heimischen Wirtschaft gezielt an-
zustoßen. 
Im Hinblick auf das vorläufige Scheitern
der Reform der Jobcenter forderte der Vor-
stand die politisch Verantwortlichen in Bund
und Ländern auf, noch vor der Bundestags-
wahl eine Reform der Verwaltungsorgani-
sation des SGB II auf den Weg zu bringen,
die sowohl für die vom SGB II betroffenen
Langzeitarbeitslosen als auch für die Kom-
munen akzeptabel ist. Der Vorstand be-
kräftigte seine Forderung nach einem
Wahlrecht für alle Kommunen bei der SGB II-
Organisation. Der Prinzip der kommunalen

Selbstverwaltung verlange, dass die Kom-
munen selbst entschieden, ob sie Lang-
zeitarbeitslose entweder im Rahmen des
bundesweit bewährten Optionsmodells in
eigener Regie selbst betreuten oder dies in
Zusammenarbeit mit der Bundesagentur
für Arbeit tun. Es sei zu gewährleisten, dass
die Arbeit in den zehn NRW-Optionskom-
munen weitergeführt werden könne und
dass diejenigen Kommunen, die das wollten,
dies ebenfalls in eigener Regie tun könn-
ten. Als Maxime für ein SGB II-Organisati -
onsmodell sei zu unterstreichen, Leistungen
aus einer Hand zu gewähren. Dem entspre-
che das kommunale Optionsmodell. Sofern
ein kooperativer Ansatz mit der Bundes-
agentur für Arbeit gewählt werde, sei der
Grundsatz der gleichen Augenhöhe zwi-
schen Kommunen und Arbeitsagenturen
zu gewährleisten. Die Vorstandsmitglieder
unterstrichen die Bedeutung des dezentra-
len Ansatzes für Lösungen sozialpolitischer
Probleme vor Ort. Eine ganzheitliche, indi-
viduelle Betreuung der vom SGB II betrof-
fenen Langzeitarbeitslosen entspreche dem
Selbstverständnis der Kommunen im Hin-
blick auf die Gestaltung des lokalen und re-
gionalen sozialen Umfeldes.        
Des Weiteren befasste sich der Vorstand mit
der möglichen Einführung eines Bachelor-
Studiengangs für den kommunalen Ver-
waltungsdienst an der Fachhochschule für
öffentliche Verwaltung. Insbesondere im
Blick auf die demografische Entwicklung
und die damit verbundene Verschärfung
der Konkurrenzsituation bei der Gewinnung
qualifizierter Auszubildender sprachen sich
die Vorstandsmitglieder im Ergebnis grund-
sätzlich für die Einführung eines Bachelor-
Studiengangs aus. Damit verbanden sie die
die Erwartung, dass die Fachhochschule für
öffentliche Verwaltung die kommunale Fach -
praxis im Sinne einer engen Verzahnung von

Theorie und Praxis angemessen in die in-
haltliche und organisatorische Gestaltung
des neuen Studiengangs einbezieht. Zur
Sicherung der Qualität eines Bachelor-Stu-
diengangs forderte der Vorstand außerdem
die Einrichtung eines systematischen Qua-
litätsmanagements, das Anregungen und
Hinweise aus der Fachpraxis laufend und
gleichberechtigt berücksichtigt.
Ein weiteres Thema der Vorstandssitzung
bildete die kommunale IT-Landschaft in
Nordrhein-Westfalen. Unter den Vorstands-
mitgliedern bestand Einvernehmen, dass die
organisatorischen und rechtlichen Grund-
lagen der kommunalen IT-Landschaft ge-
zielt weiterentwickelt und erforderlichen-
falls in Teilen neu geordnet werden müssten.
Die Geschäftsstelle wurde gebeten, gemein -
sam mit den beiden gemeindlichen Spit-
zenverbänden und unter Beteiligung der
Arbeitsgemeinschaft kommunaler IT-Dienst -
leister (AKDN) ein Konzept für diese Wei -
terentwicklung zu erarbeiten, das insbeson -
dere Vorstellungen zu den Möglichkeiten
der Schaffung eines gemeinsamen kom-
munalen IT-Dienstleistungszentrums ent-
wickeln soll, einschließlich der Erarbeitung
von Vorschlägen zu dessen Rechtsform, Trä-
gerschaft, Finanzierung und Aufgabenstel-
lung. In dem Zusammenhang wurde die
Geschäftsstelle außerdem gebeten, bereits
angelaufene Gespräche mit der Landes -
regierung mit dem Ziel einer gemeinsam zu
entwickelnden Gesamtstrategie von kom-
munaler und staatlicher IT fortzuführen,
um unter anderem auszuloten, welche
Möglichkeiten einer verbindlichen Rege-
lung fachverfahrenstechnischer Fragen des
IT-Einsatzes in der öffentlichen Verwaltung
bestehen.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 4/April 2009  00.10.10

Am 24.03.2009 traten die Vorstandsmitglieder des Landkreistages Nordrhein-Westfalen unter Vorsitz von Präsident Landrat Thomas
Kubendorf, Kreis Steinfurt, zu einer Vorstandssitzung zusammen. Im Mittelpunkt der Sitzung standen die Umsetzung des Konjunktur-
paketes II in Nordrhein-Westfalen und die jüngsten Entwicklungen zur Verwaltungsorganisation des SGB II. 

Vorstand des LKT NRW
am 24.03.2009 in Düsseldorf
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I. Bundesrechtlicher Rahmen

Mit seinem Zukunftsinvestitionsgesetz hat
der Bund am 20.02.2009 insgesamt 10 Mrd.
Euro für zusätzliche Investitionen der Län-
der und Kommunen in Bildungsinfrastruktur
und allgemeine Infrastruktur bereit gestellt,
um der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise
entgegenzuwirken. Das aus insgesamt 19
Artikeln bestehende Gesetz zur Sicherung
von Beschäftigung und Stabilität in Deutsch-
land ist im Bundesgesetzblatt am 05.03.
2009 verkündet worden (BGBl I, S. 416)
und im Wesentlichen am Tag darauf in Kraft
getreten. Das Artikelgesetz enthält in sei-
nem Art. 7 das Gesetz zur Umsetzung von
Zukunftsinvestitionen der Kommunen und
der Länder (Zukunftsinvestitionsgesetz –
ZuInvG). Von Anfang an problematisch war
die Frage der Zulässigkeit von Finanzhilfen
im Hinblick auf Art. 104 b des Grundgeset-
zes, wonach der Bund nur im Rahmen sei-
ner Gesetzgebungsbefugnisse den Länder
Finanzhilfen gewähren kann, sofern diese
zur Abwehr einer Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts oder zum Aus-
gleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im
Bundesgebiet oder zur Förderung des wirt-
schaftlichen Wachstums erforderlich sind.
Mit Rücksicht darauf wurde § 3 ZuInvG mit
Blick auf den Schwerpunkt Bildungsinfras-
truktur so gefasst, dass „insbesondere“ die
energetische Sanierung von Schulinfrastruk -
tur, von Hochschulen oder von Weiterbil-
dungseinrichtungen als förderfähig definiert
wurde. Eine gleichgelagerte Einschränkung
galt im Investitionsschwerpunkt Infrastruk-
tur für den kommunalen Straßenbau, der
für förderfähig nur im Hinblick auf Lärm-
schutzmaßnahmen erklärt wurde. Die zwei-
te Schwierigkeit ergab sich beim Kriterium
der Zusätzlichkeit von Investitionen im Sinne
des §3a ZuInvG, da sie einen zusätzlichen
Effekt in der Wirtschaft gegenüber den be-
reits feststehenden und veranschlagten kom-
munalen Investitionen auslösen sollen. Als
Mindestvoraussetzung war hier zunächst
festzulegen, dass mit den Investitionen erst
ab dem 27.01.2009, dem Tag der Beschluss-
fassung des Bundeskabinetts, begonnen
wurde. Ausnahmen gibt es nur für selbst-
ständige Abschnitte eines laufenden Vor-
habens, deren Finanzierung bislang nicht
gesichert war.
Nach §3a ZuInvG muss für jede einzelne
Investitionsmaßnahme die geforderte Zu-
sätzlichkeit vorliegen als auch in Bezug auf

die Summe der konsolidierten Investitions-
ausgaben des jeweiligen Landes einschließ-
lich seiner kommunalen Gebietskörper-
schaften. 
Da den Verantwortungsträgern in Bund
und Ländern in den Gesprächen mit Kom-
munalvertretern sehr schnell klar wurde,
dass sowohl im Hinblick auf die Frage der
Zulässigkeit der Förderbereiche als auch im
Hinblick auf das Kriterium der Zusätzlich-
keit entscheidende Weichen für die Prakti-
kabilität und Umsetzungsfähigkeit kommu -
naler Investitionen gestellt würden, kam es
auf die in den letzten Wochen intensiv ver-
handelte Fassung der Verwaltungsverein-
barung nach §8 ZuInvG an, nach der die
Einzelheiten des Verfahrens zur Durchfüh-
rung des ZuInvG einvernehmlich zwischen
Bund und Ländern geregelt werden sollen. 
Am Tag der Veröffentlichung des Artikel-
gesetzes zur Sicherung von Beschäftigung
und Stabilität in Deutschland, dem 05.03.
2009, hat der Haushaltsstaatssekretär im
Bundesministerium der Finanzen, Werner
Gatzer, den Ländern eine Neuformulierung
zu den Zusätzlichkeitsmerkmalen nach §5
des Entwurfs der Verwaltungsvereinbarung
zugeleitet. Die Zusätzlichkeit im Bezug auf
die Summe der Investitionsausgaben ist dem-
nach in der Höhe gegeben, in der die in
den Jahren 2009 – 2011 (Förderzeitraum)
von den Ländern einschließlich ihrer ausge-
gliederten Bereiche sowie der Kommunen
konsolidiert für Investitionen verausgabten
Beträge einen Vergleichswert übersteigen,
der auf 60% der von den Ländern ein-
schließlich ihrer ausgegliederten Bereiche
sowie der Kommunen konsolidiert für In-
vestitionen verausgabten Beträge der Jahre
2004 – 2008 festgesetzt wird. In der ur-
sprünglichen Fassung des Entwurfs der
Verwaltungsvereinbarung war ein Refe-
renzzeitraum von 2006 – 2008, also einer
Hochkonjunkturphase, enthalten, was im
Vergleich zu einer absehbaren Rezessions-
phase der Jahre 2009 – 2011 zusätzliche
Investitionsanstrengungen kaum nachweis-
bar hätte machen können. 
Darüber hinaus wird in dem nunmehr vor-
liegenden Vorschlag zum Ausgleich länder-
spezifischer Sondereffekte und für unvorher-
gesehene Ereignisse ein weiterer pauschaler
Betrag von 5% abgezogen. Zudem wird
der Referenzwert nachträglich um den Pro-
zentsatz reduziert, um den die durchschnitt-
lichen Ist-Steuereinnahmen des Förderzeit -
raums hinter den Ist-Steuereinnahmen des

Jahres 2008 zurückbleiben. Auch darüber
hinausgehende Sondereffekte können nach-
träglich als den Referenzwert zusätzlich
mindernd berücksichtigt werden. Bis zum
31.07.2009 soll der Referenzwert für jedes
einzelne Land zwischen Bund und Ländern
einvernehmlich festgestellt werden. 
Ebenfalls am 05.03.2009 hat die Föderalis-
musreformkommission II zur Modernisie-
rung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen
einen Beschluss zur Neufassung des Art.
104 b GG gefasst. Danach kann sich der
Bund auch ohne Gesetzgebungskompe-
tenzen im Fall von Naturkatastrophen oder
außergewöhnlichen Notsituationen, die sich
der Kontrolle des Staates entziehen und die
staatliche Finanzlage erheblich beeinträch-
tigen, Finanzhilfen gewähren. In der Be-
gründung zur Änderung des Art. 104 b
Abs. 1 GG wird mit Blick auf das Zukunfts-
investitionsprogramm klargestellt, dass ins-
besondere auch die gegenseitige Finanz-
und Wirtschaftskrise eine außergewöhnli-
che Notsituation im Sinne des neuen Satzes
2 darstelle. Das bereits verabschiedete
ZuInvG soll deshalb im Lichte der verfas-
sungsrechtlichen Neuregelung auszulegen
sein. Damit verliert der Zusatz „insbeson-
dere energetische Sanierung“ seinen ein-
schränkenden Charakter. 
Hinzuweisen ist allerdings darauf, dass die
angestrebte Verfassungsänderung sowohl
den Bundestag als auch den Bundesrat je-
weils mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit pas-
sieren muss, um in Kraft treten zu können.

II. Umsetzung auf
NRW-Ebene

Unter dem 27.02.2009 hat die Landesre-
gierung einen Gesetzentwurf zur Umset-
zung des Zukunftsinvestitionsgesetzes in
Nordrhein-Westfalen vorgelegt, um das
Bundesrecht zügig umsetzen zu können
(Landtags-Drucksache 14/8644). Auf der
Basis intensiver Gespräche der Landesre-
gierung mit den kommunalen Spitzenver-
bänden, die am 30.01.2009 ihren Abschluss
gefunden haben (vgl. EILDIENST LKT NRW
Nr. 3/März 2009, S. 137 ff), regelt Art. 1
des Gesetzentwurfs, das Gesetz zur Förde-
rung zusätzlicher Investitionen in Nordrhein-
Westfalen (Investitionsförderungsgesetz
NRW – InvföG), folgende Inhalte:

– Von der Gesamtinvestitionssumme von
2,85 Mrd. Euro stellt das Land den Ge-

Umsetzung des Zukunftsinvestitions-
gesetzes in Nordrhein-Westfalen
Von Dr. Martin Klein, Hauptgeschäftsführer des
Landkreistages Nordrhein-Westfalen
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meinden und Gemeindeverbänden 2,385
Mrd. Euro zur Verfügung. Dies entspricht
83,68 % und damit deutlich mehr als die
Verwaltungsvereinbarung mit dem Bund
mit 70 % für kommunalbezogene Inves-
titionen vorsieht. 

– Das Land verwendet 464 Mio. Euro für
Investitionen in den Bereichen Hoch-
schulen und Forschung, also für den
Schwerpunkt Bildungsinfrastruktur. 

– Den Gemeinden und Gemeindeverbän-
den stehen damit für den Bereich Bildungs-
infrastruktur 1,385 Mrd. Euro zur Verfü-
gung. Die Belegenheitsgemeinden haben
beim Einsatz der ihnen zur Verfügung
stehenden Mittel die Trägerneutralität zu
gewährleisten und dementsprechend Er-
satzschulen, Einrichtungen für die früh-
kindliche Bildung sowie die gemeinnüt-
zigen Weiterbildungseinrichtungen zu
berücksichtigen. 

– Für den Bereich Infrastruktur stehen den
Gemeinden und Gemeindeverbänden
rd. 996 Mio. Euro zur Verfügung. Hieraus
stellt die kommunale Gemeinschaft vor-
ab für Investitionen in Krankenhäuser
170 Mio. Euro aus dem Bereich Infrastruk-
tur bereit, so dass für eine pauschale
Verteilung an die Gemeinden und Ge-
meindeverbänden rd. 826 Mio. Euro zur
Verfügung stehen. 

– Der Investitionsbegriff umfasst nach der
im InvföG enthaltenen Legaldefinition sol-
che Ausgaben oder Auszahlungen, die
dem kameralen Investitionsbegriff des
Bun deshaushaltsrechts entsprechen, wo -
mit dieser Investitionsbegriff weiter als
der des doppischen kommunalen Haus-
haltsrechts ausfällt.

– Der Verteilungsschlüssel für die pauscha-
len, Gemeinden und Gemeindeverbän-
den und den Krankenhäusern bereit zu
stellenden Mittel wird in dem Gesetzent-
wurf festgelegt, wobei finanzschwache
Gemeinden und Gemeindeverbände
durch ein finanzkraftabhängiges Vertei-
lungskriterium besonders berücksichtigt
werden (vgl. dazu auch EILDIENST LKT
NRW Nr. 3/März 2009, S. 138). 

– Mit Hilfe von Vereinbarungen können
ggf. Mittel vom jeweiligen Investitions-
schwerpunkt Bildung bzw. Infrastruktur
mit einem anderen kommunalen Partner
ausgetauscht werden.

– Von einer Plausibilitätsprüfung bei den
Bezirksregierungen abgesehen, wird eine
Verwendungsnachweisprüfung nicht vor-
geschrieben. Die Gemeinden und Gemein-
deverbände haben die den Vorgaben des
Bundes entsprechende Verwendung durch
die örtliche Rechnungsprüfung bei den
Krankenhäusern durch Wirtschaftsprüfer
zu testieren. 

– Im Haushaltsjahr 2009 können die Ge-
meinden und Gemeindeverbände Maß-

nahmen im Rahmen des InvföG durch
den Rat bzw. Kreistag beschließen, so dass
die Aufstellung eines Nachtragshaushal-
tes nicht erforderlich ist.

Mit Art. 2 des Umsetzungsgesetzes wird
ein Sondervermögen des Landes geschaf-
fen, das zur Abwicklung der Finanzhilfen
des Bundes und des Kofinanzierungsanteils
von Land und Gemeinden bzw. Gemeinde-
verbänden sowie der Abfinanzierung dient.
Die Bundesfinanzhilfen werden zunächst
im Landeshaushalt vereinnahmt und sodann
an das Sondervermögen weitergeleitet. Das
Sondervermögen wird durch das Finanzmi-
nis terium NRW verwaltet. Eine vollständige
Tilgung des Sondervermögens ist ab dem
Haushaltsjahr 2012 innerhalb von 10 Jahren
durch Land und Gemeinden bzw. Gemein-
deverbände vorgesehen. 
Mit Art. 3 des Umsetzungsgesetzes erfolgt
eine Änderung des Gemeindefinanzierungs-
gesetzes 2009 (GFG 2009), die infolge des
vom Bund erlassenen Familienleistungsge-
setzes eine Erhöhung des kommunalen An -
teils am Familienleistungsausgleich regelt.
Dabei geht es u.a. um die Erhöhung des
Kindergeldes und höhere Freibeträge bei
der Einkommensteuer. 
Insgesamt entstehen durch die Art. 1 und 2
des Gesetzentwurfs finanzielle Belastungen
für das Land und die Gemeinden bzw. Ge-
meindeverbände von rund 712 Mio. Euro,
die als Eigenanteile zu den vom Bund zur
Verfügung gestellten Mittel aufzubringen
sind. Davon trägt das Land rund 414 Mio.
Euro, die Kommunen rund 298 Mio. Euro.
Der kommunale Abfinanzierungsanteil wird
durch pauschale Abzüge von den finanz-
kraftunabhängigen Zuweisungen in den
Gemeindefinanzierungsgesetzen ab 2012
auf die Dauer von 10 Jahren erbracht. 
Die Landesregierung hat unter Federfüh-
rung des Innenministeriums NRW eine inter -
ministerielle Arbeitsgruppe unter Beteiligung
der kommunalen Spitzenverbände gegrün-
det, die sich mit Fragen rund um die Um-
setzung des ZuInvG in Nordrhein-Westfalen
befasst. Dazu ist seit Mitte März 2009 eine
Liste mit häufig gestellten Fragen im Inter-
net veröffentlicht worden, die den kommu -
nalen Gebietskörperschaften Hilfestellungen
geben soll (www.im.nrw.de). Die Liste wird
fortlaufend komplettiert und aktualisiert.

III. Anhörung im Landtag
Nordrhein-Westfalen 

Am 17.03.2009 hat der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss des Landtages NRW eine
Anhörung zu dem Gesetzentwurf durch-
geführt. Von Seiten der Landesregierung ist
eine möglichst rasche Inkraftsetzung ange-
strebt, die Anfang April 2009 realisiert wer-
den kann. Für die Anhörung haben die Frak -

tionen konkrete Fragestellungen ausgear-
beitet, zu denen sich die Stellungnahme der
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spit -
zenverbände äußert. Die Stellungnahme
von Landkreistag NRW, Städtetag NRW
sowie Städte- und Gemeindebund NRW ist
nachfolgend im Wesentlichen abgedruckt. 

1. Ist die Vorgehensweise der Landesregie-
rung dazu geeignet, eine zügige und un-
bürokratische Verwendung der Bundes-
mittel aus dem Zukunftsinvestitionsgesetz
durch die Kommunen und die anderen
Träger sicherzustellen?

Wir halten das geplante Zukunftsinvesti-
tionsgesetz NRW für eine gute und kom-
munalfreundliche Umsetzung der bundes-
rechtlichen Vorgaben auf der Basis der
gemeinsamen Erklärung von Land und kom -
munalen Spitzenverbänden vom 31.01.2009.
Dies betrifft sowohl den Umfang der kom-
munalen Beteiligung am Konjunkturpaket II
in Nordrhein-Westfalen als auch das pau-
schale Verfahren zur Verteilung der Mittel.
Die Vorgehensweise der Landesregierung
ist geeignet, eine zügige und unbürokrati-
sche Verwendung der Bundesmittel aus dem
Zukunftsinvestitionsgesetz durch die Kom-
munen sicherzustellen. 
Der Verteilungsmaßstab ist mit den kom-
munalen Spitzenverbänden abgestimmt.
Der Rückgriff auf die Verteilungsparameter
des Gemeindefinanzierungsgesetzes ge-
währleistet zweierlei: Durch Heranziehung
des Kriteriums der Investitionspauschale und
der Schul- und Bildungspauschale werden
zunächst alle Kommunen – auch abundante
– berücksichtigt. Die zusätzliche Heranzie-
hung des Kriteriums des Verhältnisses der
Schlüsselzuweisungen gewährleistet gleich-
zeitig, dass auch den Aspekten der Finanz-
kraft und des Finanzbedarfs Rechnung ge-
tragen wird. Und schließlich wird im Sinne
einer schnellen und unbürokratischen Wei -
terleitung auf einen bekannten Verteilungs-
mechanismus zurückgegriffen.

2. Wäre aus Ihrer Sicht ein weiteres, eige-
nes Konjunkturprogramm des Landes
Nordrhein-Westfalen notwendig oder
empfehlenswert?

Zum derzeitigen Zeitpunkt ist aus unserer
Sicht ein eigenes Konjunkturprogramm des
Landes Nordrhein-Westfalen nicht notwen -
dig. Je nach weiterem Verlauf der Finanz-
markt- und Wirtschaftskrise muss über diese
Frage jedoch erneut diskutiert werden. 

3. Wie bewerten Sie die Höhe des Anteils,
den die Kommunen von den zur Verfü-
gung gestellten lnvestitionsmitteln des
Bundes und des Landes erhalten? Ist es
so, dass Nordrhein-Westfalen mit rund
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84% einen sehr hohen Anteil der Kom-
munen an den bereitgestellten Mitteln
vorgesehen hat?

Der Umfang der kommunalen Beteiligung am
Konjunkturpaket II in Nordrhein-Westfalen
wird von uns begrüßt. In Nordrhein-Westfa-
len wird mit rund 84% im bun desweiten Ver-
gleich ein hoher Anteil der Kom munen an
den bereitgestellten Mitteln vorgesehen. 

4. Wie sind die Zweckbindungen für die
Krankenhausinvestitionen in diesem Zu -
sammenhang zu bewerten?

Die Zweckbindungen für die Krankenhaus-
investitionen entsprechen den im Vorfeld
der Aufstellung des Gesetzentwurfs geführ -
ten Gesprächen zwischen der Landesregie-
rung und den kommunalen Spitzenverbän-
den. Dieser Weg wurde gewählt, um eine
einseitige Belastung der Belegenheitskom-
munen mit den Folgen des Investitionsstaus
im Krankenhausbereich zu vermeiden.

5. Kann sich jede Kommune, unabhängig
von ihrer finanziellen Situation, an dem
Konjunkturprogramm beteiligen, und
erfahren finanzschwache Kommunen im
Verhältnis zu anderen Kommunen bei
Zuwendung und Tilgung der Hilfen einen
überproportionalen Vorteil?

Durch das gewählte Verfahren, in dem der
kommunale Eigenanteil erst ab dem Jahr
2012 über einen Vorwegabzug in den Ge-
meindefinanzierungsgesetzen erfolgen wird,
ist sichergestellt, dass alle Kommunen un-
abhängig von ihrer finanziellen Situation an
dem Konjunkturprogramm teilhaben kön-
nen. Finanzschwache Gemeinden werden
bei der Verteilung der Mittel durch ein fi-
nanzkraftabhängiges Verteilungskriterium
besonders berücksichtigt. Bei der Tilgung
ergibt sich für finanzschwache Kommunen
darüber hinaus ein geringerer Eigenanteil
als für finanzstarke Kommunen, weil die
Rückzahlung über Reduktionen der finanz-
kraftunabhängigen Zuweisungen durchge-
führt wird.

6. Sind die Kriterien, nach denen Kommu-
nen mit Nothaushalten Investitionen tä-
tigen dürfen, hinreichend, so dass sicher-
gestellt ist, dass diese Kommunen ihr
Investitionsvolumen auch abrufen kön-
nen? Wie können die Kommunen fest-
stellen, dass „eine Investitionsmaßnah-
me unzulässig ist, weil ihre Folgekosten
ihre Entlastungswirkung für künftige
Haushalte übersteigen“?

Auch Nothaushaltskommunen können ihr
Investitionsvolumen vollständig abrufen.

Der zu erbringende Eigenanteil wird erst ab
dem Jahr 2012 unabhängig vom konkreten
Mittelabruf die Gemeindefinanzierungsge-
setze belasten. Die in § 7 Abs. 2 Satz 1 des
Gesetzentwurfs zum Ausdruck gebrachte
Erwartung, dass Investitionsmaßnahmen
von Gemeinden im Nothaushalt zur Entlas-
tung künftiger Haushalte beitragen sollen,
wird von uns geteilt. Dies gebieten schon
die in § 75 der GO festgelegten allgemeinen
Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit,
Effizienz und Sparsamkeit. 
Nicht hinreichend bestimmt ist allerdings
der Vergleich der Folgekosten einer Maß-
nahme mit ihren Entlastungswirkungen.
Vor dem Hintergrund des NKF ist zu be-
rücksichtigen, dass zu den Folgekosten auch
Abschreibungen für neu zu bilanzierende
Vermögensgüter zählen werden. So würde
beispielsweise die Aufwertung eines Wirt-
schaftsweges durch Asphaltierung eine Neu -
bilanzierung nach sich ziehen, ohne dass
andererseits eine unmittelbare Entlastungs-
wirkung für den Haushalt erkennbar wäre.

7. Sind die ergänzenden Maßnahmen des
Landes wie z.B. die Vereinfachungen im
Vergaberecht oder die Erhöhung des Bür -
gschaftsrahmens dazu geeignet, die Maß-
nahmen des Zukunftsinvestitionsgeset-
zes sinnvoll zu unterstützen?

Die ergänzenden Maßnahmen des Lan -
des, wie z. B. die Vereinfachungen im Ver-
gaberecht oder die Erhöhung des Bürg-
schaftsrahmens, sind dazu geeignet, die
Maßnahmen des Zukunftsinvestitionsge-
setzes sinn voll zu unterstützen. Insbeson-
dere die Vereinfachungen im Vergaberecht
gehen auf die Forderungen der kommuna-
len Spitzenverbände zurück und werden
insoweit begrüßt. Die Erhöhung des Bürg-
schaftsrahmens insbesondere im Hinblick
auf de-minims-Beihilfen ist aus kommuna-
ler Sicht sehr hilfreich. Auch diese Maßnah-
men waren Gegenstand der im Vorfeld ge-
führten Gespräche der Landesregierung mit
den kommunalen Spitzenverbänden.

8. Wie beurteilen Sie die Einrichtung ei-
nes Sondervermögens zur Abwicklung
der Finanzierungsmaßnahmen im Zu-
sammenhang mit den Zahlungen aus
dem Zukunftsinvestitionsgesetz und der
Tilgung der Verbindlichkeiten des Lan-
des und der Kommunen im Rahmen
eines festgelegten Tilgungsplans über
10 Jahre?

Die Einrichtung des Sondervermögens zur
Abwicklung der Finanzierungsmaßnahmen
im Zusammenhang mit den Zahlungen aus
dem Zukunftsinvestitionsgesetz und der
Til gung der Verbindlichkeiten des Landes
und der Kommunen im Rahmen eines fest-

gelegten Tilgungsplans über 10 Jahre wird
von uns begrüßt. So ist sichergestellt, dass
insbesondere die Nothaushaltskommunen
nicht vor so große Hürden gestellt werden,
wie sie andernfalls bei einer Veranschlagung
von Eigenanteilen im Haushalt existieren
wür den. Hierdurch würde eine Teilnahme
an dem Konjunkturprogramm unmöglich.
Durch die vorgesehene Einrichtung des Son -
dervermögens und der Tilgung ist im Übrigen
ein möglichst verwaltungseinfaches Ver-
fahren gewährleistet.

9. Wie soll die Umsetzung des Zukunfts-
investitionsgesetzes in den Bezirksre-
gierungen erfolgen?

Die Umsetzung des Zukunftsinvestitions-
gesetzes in den Bezirksregierungen muss
durch möglichst einfache Verwaltungsab-
läufe gekennzeichnet sein. 

10. Welche Fragen sollten im Rahmen der
geplanten Handreichung zum Zukunfts-
investitionsgesetz geklärt werden?

Die noch zu klärenden Fragen – z.B. zum
Problem der Zusätzlichkeit, zur Abgrenzung
der Förderbereiche, zur Doppelförderung –
werden derzeit gesammelt und in einer
interministeriellen Lenkungsgruppe unter
Beteiligung der kommunalen Spitzenver-
bände in Nordrhein-Westfalen diskutiert.
Die offenen Fragen müssen schnellstmöglich
einer zügigen Klärung zugeführt werden,
damit die Finanzhilfen schnell und rechts -
sicher durch die Kommunen abgerufen wer-
den können. 
Insbesondere die Frage der zulässigen In-
vestitionsmaßnahmen ist bisher noch nicht
ausreichend geklärt. Das Zukunftsinvesti-
tionsgesetz des Bundes ist auf der Basis
von Art. 104 b GG erlassen worden und
verweist auch im Gesetzestext mehrfach auf
diese Norm. Nach Art. 104 b GG kann der
Bund den Ländern Finanzhilfen aber nur
insoweit gewähren, als ihm das Grundge-
setz Gesetzgebungsbefugnisse verleiht. Dies-
bezüglich ist daher die Frage virulent, ob
Maßnahmen im Investitionsbereich Bil-
dung, die sich auf die Schulinfrastruktur be -
ziehen, im Schwerpunkt auf energetische
Sanierungen zu beschränken sind oder ob
ein sinnvoller weitergehender Einsatz – bei-
spielsweise für die Anschaffung von Lehr-
mitteln oder den Neubau von Mensen –
möglich ist. 
Die Förderalismuskommission II hat hierzu in
ihrer abschließenden Sitzung am 15. März
2009 eine Erweiterung des Art. 104 b GG
empfohlen. Um eine möglichst schnelle
und kraftvolle Umsetzung des Konjunktur-
pakets II in Nordrhein-Westfalen zu gewähr-
leisten, ist möglichst zeitnah sicherzustellen,
das die damit intendierte Ausweitung der Ver-
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wendungsmöglichkeiten der Konjunktur -
pakt-II-Mittel nunmehr auch umgesetzt und
sichergestellt wird. 

11. Welche Probleme sehen Sie bezogen
auf die Fragestellung der geforderten
Zusätzlichkeit der Investitionsmaßnah-
men?

Aus konjunkturpolitischen Gründen ist es
wünschenswert, dass die durch das Kon-
junkturpaket der Bundesregierung finan-
zierten Maßnahmen „zusätzlich“ sind. Die
Frage, welche Anforderungen daraus ab-
zuleiten sind, hat jedoch intensive Diskus-
sionen ausgelöst. Der Entwurf einer Ver-
waltungsvereinbarung zwischen Bund und
Ländern sieht dazu vor, dass die abgerufe-
nen Finanzhilfen erstens nicht zur Finanzie-
rung von Investitionsvorhaben eingesetzt
werden, deren Gesamtfinanzierung schon
bereits durch einen beschlossenen und in
Kraft getretenen Haushalt gesichert ist, und
dass zweitens die Zusätzlichkeit auch bei
einem Vergleich mit einer näher definierten
Referenzperiode gegeben ist. 
Hinsichtlich der letztgenannten Anforderung
wurden von Seiten der kommunalen Spit-
zenverbände erhebliche Bedenken gesehen,
da mit der – ursprünglich ausschließlich in
den Blick genommenen – Referenzperiode
2006 bis 2008 auf eine Hochkonjunktur-
periode abgestellt wird, die mit den Inves-
titionen in einer Referenzperiode (2009 bis
2011) zu vergleichen wäre. Gleichzeitig
hätte eine solche Betrachtung Sonder -
effekte, wie sie sich beispielsweise durch
die Einführung der Kommunalen Doppik
ergeben, zum Nachteil der Kommunen und
auch des Landes ausgeblendet. 
Um dies zu vermeiden, sieht der nunmehr
im Unterzeichnungsverfahren befindliche
Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung
vor, dass die Zusätzlichkeit in dem Umfang
gegeben ist, in dem die konsolidierten In-
vestitionsausgaben eines Landes einschließ -
lich seiner ausgegliederten Bereiche und
seiner Kommunen im Förderzeitraum (2009
bis 2011) entweder – wie bisher – 100%
der Investitionsbeträge der Periode 2006
bis 2008 oder – neu – 60% der Beträge der
Periode 2004 bis 2008 übersteigen. Gleich-
zeitig sollen die jahresdurchschnittlich ge-
ringeren Einnahmen von Dritten für inves-
tive Zwecke vom Vergleichswert abgesetzt
werden können. Darüber hinaus ist zum
Ausgleich länderspezifischer Sondereffekte
(z.B. durch die Einführung der kommunalen
Doppik) und unvorhergesehener Ereignisse
ein pauschaler Abschlag von 5% vom Ver-
gleichswert vorgesehen. Weiter soll der auf
diesem Weg ermittelte Referenzwert nach-
träglich um den Prozentsatz reduziert wer-
den, um den die durchschnittlichen Ist-Steuer-
einnahmen des Förderzeitraums hinter den

Ist-Steuereinnahmen des Jahres 2008 zu-
rückbleiben. Damit sollen die Effekte des
Kon junktureinbruchs abgefangen werden.
Und schließlich können weitere Sonder -
effekte und auf unvorhersehbare Ereignisse
zurückzuführende Veränderungen der In-
ves titionsausgaben nachträglich als den
Referenzwert zusätzlich mindernd berück-
sichtigt werden.
Mit diesen Änderungen ist den Bedenken
der kommunalen Spitzenverbände in Bezug
auf die Ausgestaltung des Zusätzlichkeits-
kriteriums weitgehend Rechnung getragen
worden. 

12. In welchem Umfang und nach welchen
Kriterien sind Maßnahmen zur Schaf-
fung von Barrierefreiheit im Rahmen
des lnvestitionspaketes möglich? In wel-
cher Weise können hier Maßnahmen
im Öffentlichen Personennahverkehr,
zum Beispiel an Bushaltestellen und
Bahnhöfen berücksichtigt werden?

Neben anderen wichtigen kommunalen In-
vestitionsvorhaben können die Mittel aus
dem Investitionspaket auch genutzt wer-
den, um die Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen weiter zu fördern. Dabei
kommen zum einen konkrete bauliche
Maßnahmen mit dem ausschließlichen Ziel
der Förderung der Barrierefreiheit in Be-
tracht. Daneben werden auch bei Investi-
tionsmaßnahmen z. B. im Bildungsbereich
Teilhabeaspekte mit berücksichtigt werden
können. Im Rahmen von geplanten Sanie-
rungen können und müssen Gesichtspunk-
te der Barrierefreiheit etc. stets mitgedacht
werden. Zudem ist denkbar, dass Investi-
tionen gezielt in eine teilhabeorientierte In-
frastruktur (integrative Kindertageseinrich-
tungen und Schulen) getätigt werden.

13. Wie ist das Risiko etwaiger Rückfor -
derungen des Bundes einzuschätzen,
wenn das lnvestitionsvolumen aus
der Referenzperiode 2006 bis 2008
für die Investitionen des Landes und
der Kommunen in NRW unterschrit-
ten wird?

Der Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung
des Zukunftsinvestitionsgesetzes in Nord -
rhein-Westfalen sieht vor, dass das Land
die nach diesem Gesetz gezahlten Mittel
u. a. zurückfordern kann, wenn der Bund
Finanzhilfen vom Land beispielsweise we -
gen Unterschreiten des Niveaus der Refe-
renzperiode zurückfordert. Das Risiko ent-
sprechender Rückforderungen ist auch von
den an den Referenzperiodenvergleich an-
gelegten Maßstäben abhängig. Das Risiko
etwaiger Rückforderungen wird bei Reali-
sierung der vorgesehenen Änderungen in
Bezug auf das Erfordernis der Zusätzlich-

keit (s. Antwort 11) im Vergleich zur bishe-
rigen Entwurfsfassung als geringer ein -
geschätzt.

14. Von welchem lnvestitionsbedarf bau-
licher Art gehen Sie für das Land und
die Kommunen in NRW aus?

Aus den zurückliegenden Jahren besteht ein
erheblicher Investitionsstau bei baulichen
Anlagen im Zuständigkeitsbereich der nord -
rhein-westfälischen Kommunen. Dieser wird
allerdings an keiner Stelle zusammenge-
fasst statistisch erhoben und lässt sich des-
halb zahlenmäßig nicht exakt festlegen. In
der Studie „Investitionsrückstand und In-
vestitionsbedarf“ des Deutschen Instituts
für Urbanistik (Difu) wird der kommunale
Investitionsbedarf für die Jahre 2006 bis
2020 bundesweit mit 704 Mrd. Euro in
Preisen von 2000 beziffert. Dies entspricht
einem bundesweiten kommunalen Investi-
tionsbedarf von knapp 47 Mrd. Euro je Jahr.

15. Halten Sie dieses Konjunkturpaket für
geeignet, diesen Stau nachhaltig abzu-
bauen oder sind weitere Anstrengun-
gen erforderlich?

Die Mittel aus dem Konjunkturpaket sind
ein erster Schritt in Richtung eines Abbaus
des Investitionsstaus. Sie können allerdings
nur ein Anfang sein. Auch jenseits der Förde-
rung durch das Konjunkturpaket II wird es
in der Zukunft maßgeblich darauf ankom-
men, dass das Land über den kommunalen
Finanzausgleich und die Zweckzuweisungen
des Landeshaushaltes die Handlungsfähig-
keit der Kommunen nachhaltig sicherstellt
und dazu beiträgt, dass die erforderlichen In-
vestitionen vorgenommen werden können.

16. Die energetische Gebäudesanierung ist
ein Kernstück des Investitionspaketes.
Auf der Basis welcher Mindeststan-
dards müssen diese Maßnahmen um-
gesetzt werden?

Das Zukunftsinvestitionsgesetz des Bun -
des enthält hierzu keine Vorgaben. Wegen
ihrer Bindung an Recht und Gesetz sind die
Kom munen grundsätzlich gehalten, auch
anderweitigen rechtlichen Bestimmungen
Rechnung zu tragen, sofern nicht das Zu-
kunftsinvestitionsgesetz als speziellere Vor-
gabe vorgeht. In der sog. FAQ-Liste des
Innenministeriums soll diese Frage durch
die zuständigen Ressorts (MBV und MUNLV)
daher näher erläutert werden.

17. In absehbarer Zeit ist eine Novelle der
Energieeinsparverordnung geplant. Hal-
ten Sie vor diesem Hintergrund und vor
dem Hintergrund einer nachhaltigen
Bau weise, insbesondere bei Neubau-

160

Thema aktuellThema aktuell

ED_156-196_04_09_RZ_akt.qxp:236-xxx  14.04.2009  12:01 Uhr  Seite 160



ten, die Einhaltung höherer Standards
für sinnvoll und geboten?

Bei der Errichtung neuer und der Sanierung
bestehender Gebäude berücksichtigen die
Kommunen selbstverständlich die gesetzlich
vorgegebenen Standards zur Energieein-
sparung. Die Bewertung oder Novellierung
dieser Standards ist allerdings keine kommu-
nale Aufgabe, sondern wird von den zu-
ständigen Stellen in Bund und Land vorge-
nommen. Voraussichtlich im Herbst 2009
werden die höheren Standards der EnEV
2009 verbindlich werden. Bei Umsetzung
ihrer baulichen Maßnahme berücksichtigen
die Kommunen allerdings bereits heute
schon vielfach höhere energetische Stan-
dards als nach geltenden Bestimmungen
vorgeschrieben. 

18. Inwieweit können Maßnahmen des
Sports innerhalb des lnvestitionspake-
tes berücksichtigt werden?

In welchem Umfang Sporteinrichtungen
durch Mittel des Konjunkturpakets geför-
dert werden können, hängt u.a. davon ab,
ob die Sporteinrichtung der Schulinfra -
struktur oder der sonstigen Infrastruktur
zugerechnet werden kann und wie ihre Zu-
lässigkeit in Bezug auf die Vorgaben des
Art. 104 b GG zu beurteilen ist (s. Antwort
unter Ziff. 10). Bildungseinrichtungen dürf-
ten Sporteinrichtungen nur dann sein, wenn
sie regelmäßig für schulische Zwecke ge-
nutzt werden. Im Rahmen der FAQ-Liste
des Innenministeriums ist eine zeitnahe
Klärung der Details erforderlich. 

19. lnnenminister Dr. Wolf, der auch die
Aufsicht über die Bezirksregierungen
führt, hatte anlässlich einer Sportler-
ehrung unterstellt, dass Sportanlagen
auch als Bildungseinrichtungen anzu-
sehen seien. Gehen Sie davon aus, dass
diese Einschätzung auch Basis bei der
Bewertung von lnvestitionsvorhaben aus
dem Sportbereich sein wird oder sehen
Sie dort weiteren Regelungsbedarf?

Siehe Antwort auf Frage 18.

20. Wie viel Geld wird in anderen Bundes-
ländern an die Krankenhäuser verteilt?

Ein aktueller und vollständiger Überblick
über die konkrete Zuteilung in anderen Bun -
desländern liegt uns derzeit nicht vor.

21. Wofür können die Krankenhäuser
dieses Geld einsetzen?

In der Begründung des Gesetzentwurfes zu
§ 3 wird auf u.a. auf das Zukunftsinvesti-
tionsgesetz und § 13 BHO und die hierzu
ergangenen Zuordnungsrichtlinien verwie-
sen und es heißt „... zählen zu den Investi-
tionen Baumaßnahmen und der Erwerb von
beweglichen Sachen, soweit sie nicht als
sächliche Verwaltungsausgaben zu veran-
schlagen sind, der Erwerb von unbeweg-
lichen Sachen sowie Zuweisungen und Zu-
schüsse für die vorgenannten Zwecke ....“.
§ 9 Abs 1 des Entwurfes stellt im Übrigen
u.a. auf „... Krankenhäuser nach § 8 Abs. 1
KHG im Rahmen ihres Versorgungsauftra-
ges ...“ ab.

22. Wie beurteilen Sie die Aufteilung
der Mittel?

Die Mittelaufteilung anhand der Kriterien,
die erst in jüngster Vergangenheit für die
Baupauschale im Krankenhausbereich ent-
wickelt wurde, ermöglicht eine rasche und
sachgerechte Verteilung der Fördermittel
und gewährt den Krankenhäusern schnell
die notwendige Planungssicherheit. Die ge -
wählte Verfahrensweise wurde gemäß den
Vereinbarungen aus den Spitzengesprächen
beim Ministerpräsidenten in enger Abstim-
mung zwischen dem zuständigen Fachmi-
nisterium und den Vertretern der kommu-
nalen Spitzenverbände erarbeitet. Sie wird
von uns unterstützt, wobei nicht zu verges-
sen ist, dass durch die Regelungen zur Er-
bringung des kommunalen Eigenanteils im
Zusammenhang mit dem Sondervermö gen
die Kommunen einen finanziellen Anteil

auch an den Investitionen in freigemein-
nützigen und privatgewerblichen Kranken-
häusern tragen. Mit diesem kommunalen
Anteil am Abbau des von anderen zu ver-
antwortenden Investitionsstaus im Kran-
kenhausbereich werden die Kommunen in
ihrer Mitverantwortung im Rahmen des Kon-
junkturpakets in besonderer Weise heran-
gezogen.

23. In welchem Zeitraum werden die Mittel
nach Ihrer Einschätzung abfließen?

Die Mittel des Konjunkturpaketes sollen in
den Jahren 2009 und 2010 abfließen. Der
Regierungsentwurf für ein InvföG schafft
mit seinem System der Pauschalen die not-
wendigen Voraussetzungen dafür, dass in
NRW ein möglichst unbürokratischer Mit -
telabfluss gewährleistet ist (vgl. bereits die
Antwort auf Frage 1). Bei den Kommunen
ist eine ausreichende Anzahl förderfähiger
Projekte umsetzungsreif, so dass die Mittel
nach unserer Einschätzung planmäßig ab-
gerufen werden. Die letzten Mittel werden
voraussichtlich in der ersten Jahreshälfte
2011 in Anspruch genommen.

24. Können die Mittel bei den Kranken-
häusern in der entsprechenden Zeit ab -
fließen?

Davon ist aufgrund des Investitionsstaus
und des verwaltungsökonomischen Vertei-
lungsverfahrens auszugehen.

25. Ist in jedem Fall die Zusätzlichkeit
gewährleistbar?

Zur Frage der Zusätzlichkeit haben wir be-
reits unter den Fragen 11 und 13 Stellung
genommen. Auch im Bereich der Kranken-
häuser müssen die gesetzlich formulierten
Erfordernisse an das Kriterium der Zusätz-
lichkeit erfüllt sein.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 4/April 2009  20.10.05
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Durch eine Verknüpfung der in den un -
terschiedlichen Bereichen der Verwal-

tung bereits erhobenen Informationen mit
ihrem Raumbezug sowie ihre Verschneidung
mit anderen raumbezogenen Informationen
lassen sich neue Erkenntnisse für die tägliche
Arbeit in Politik und Verwaltung gewinnen.
Darüber hinaus spielen Geoinformationen
aber auch in Wirtschaft, Wissenschaft und
Recht eine zunehmende Rolle. Somit wer-
den Geoinformationen zunehmend auch
zum Standortfaktor für Regionen.

Das geographische
Informationssystem (GIS)

Seit 2005 ist beim Kreis Kleve ein geografi-
sches Informationssystem (kurz GIS genannt)
in Betrieb. Dieses GIS ist ein rechnerges-
tütztes System, das die notwendigen Soft-
ware-Anwendungen bereitstellt, um die
Geo informationen einerseits zu erfassen
und in Datenbanken zu speichern. Ande-
rerseits können die einmal gespeicherten
Geoinformationen mit den GIS-Arbeits-
plätzen auch ausgewertet und das Ergebnis
z.B. in Form von Übersichten oder Plänen
präsentiert werden. 

Die Geodatenbanken

Der Kreis Kleve und seine 16 kreisangehö-
rigen Städte und Gemeinden sind Anwender
der IT-Dienstleistungen des Kommunalen
Rechenzentrums (KRZN) in Kamp-Lintfort.
Über das KRZN werden in den dort geführ-
ten Datenbanken Geoinformationen u.a.
des Kreises Kleve samt seiner kreisangehö-
rigen Gemeinden vorgehalten. Inhaltlich sind
darin Informationen aus den verschieden-
sten Verwaltungsbereichen im GIS enthal-
ten. Als Grundlagendaten dienen dabei die
Daten des Liegenschaftskatasters, die seit
dem Jahr 2007 vollständig in digitaler Form
für das Kreisgebiet vorliegen. Darüber hin-
aus sind auch die topografischen Karten
des Landes NRW einschließlich der Luftbil-
der verfügbar. So werden auf dieser Basis
z.B. die Ortsteile, Wahlbezirke, Jagdbezirke,
Bodenrichtwerte, kommunale Kanaldaten,

Einwohnermeldedaten, Altlastenflächen
und Denkmäler vorgehalten, genauso wie
auch die Planungsdaten vom Gebietsent-
wicklungsplan bis hin zur letzten Änderung
der Bebauungspläne. Die jeweiligen Fach-
ämter sorgen dafür, dass ihre Daten stets
aktuell im GIS verfügbar sind.

Auch Geoinformationen Externer werden
nachrichtlich im GIS geführt. So z.B. die
Hochwasserschutzgebiete oder die Gebiete
der Wasser-, Boden- und Deichverbände.
Dementsprechend können auch diese für
die Nutzer eventuell entscheidenden Zusatz-
informationen für Auswertungen genutzt
werden. Die so gespeicherten Geodaten
werden unter Beachtung der rechtlichen
Rahmenbedingungen – insbesondere des
Datenschutzes – und entsprechend den je-
weiligen Bedürfnissen den verschiedenen
Benutzerkreisen bereitgestellt.

Die Anwendungen

Der stufenweise Ausbau von Experten-,
Analyse- und Auskunftsarbeitsplätzen bis
hin zur internetbasierten WEB-Auskunft
für die Bürgerinnen und Bürger wurde im
Herbst 2008 abgeschlossen. Der Auskunfts -
arbeitsplatz ist von jedem kommunalen Ar-
beitsplatz und darüber hinaus auch für ex-
terne Kunden über WEB-Technik erreichbar.
Die Analyse- und Expertenarbeitsplätze er-
möglichen komplexe Analysen auch gro-

ßer Datenbestände. Sie werden von speziell
geschulten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern bedient. Mit der WEB-Auskunft des
GeoPortals Niederrhein als letzte Anwen-
dungskomponente wurden die Vorausset-
zungen geschaffen, dass jedermann zu je-
derzeit die im Internet freigeschalteten Inhalte

des GIS für sich nutzen kann. Damit leistet
das GIS einen Beitrag zu den unterschied-
lichen Informationsbedürfnissen der Bürge-
rinnen und Bürger. Es präsentiert darüber

hinaus die Points of Interests, eben Orte
von besonderem Interesse für unsere Gäste
am Niederrhein.

Das GIS in der
interkommunalen
Zusammenarbeit
Durch die Konstellation – ein GIS für alle
42 dem Kommunalen Rechenzentrum Nie -

„Mehr als 80% aller Informationen haben einen Raumbezug!“, lautet eine vielzitierte Erkenntnis der vergangenen Jahre. Und in der
Tat lassen sich oftmals Informationen über Sachverhalte und Vorgänge, aber auch Nachrichten sowie Entscheidungen aus unterschied-
lichsten Lebenslagen und Bereichen mit einer Position, einer Adresse oder einem Gebiet zu sogenannten Geoinformationen kombinieren.
Beispiele hierfür, die für Politik und Verwaltung von Belang sein können, sind die Hochwassergefährdung von potenziellen Baugebieten,
Standorte von Naturdenkmälern, Bevölkerungsstruktur im Umfeld von sozialen Einrichtungen wie Kindergärten oder Senioreneinrich-
tungen, Unfallereignisse an einer Kreuzung oder Kaufpreise für Grundstücke in einem Baugebiet. 

Informationen mit Raumbezug
beim Kreis Kleve – Geodaten sind ein
Standortfaktor für die Region
Von Landrat Wolfgang Spreen  

Ausschnitt aus einem Geodatenbestand 1

Gebäude im Überschwemmungsgebiet
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derrhein angeschlossenen Kommunen –
sind die Geoinformationen auch über die
Gemeinde- und Kreisgrenzen hinweg ver-

fügbar. Durch die gemeinsame Datenbank
für Kreis und kreisangehörige Kommunen
wird die interkommunale Zusammenarbeit

zwischen den Nachbarkreisen und zwischen
Kreis und Gemeinde bzw. Stadt gefördert.
So sind die von den Kommunen eingestell-

ten Bebauungspläne sofort beim Kreis
nutz bar. Ebenso lassen sich an den Gebäu-
den des Liegenschaftskatasters des Kreises

die kommunalen Einwohnermeldedaten
ab rufen. Hochwasserbereiche und Ver-
bandsgrenzen werden über die Kreisgren-
zen hinweg dargestellt. An der Kreisgrenze
abgeschnittene Informationen gehören da-
mit der Vergangenheit an.

Zusammenfassung
und Ausblick

Mit dem GIS steht bereits jetzt für den ge-
samten Kreis Kleve, seine Kommunen sowie
Bürgerinnen und Bürger ein innovatives In-
strument zur Informationsbeschaffung zur
Verfügung. Neben dem Ausbau der inhalt-
lichen Themen, die im GIS bereitgestellt
werden, liegt der Schwerpunkt der zukünf-
tigen Fortentwicklung auf der Erweiterung
des geografischen Informationssystems zu
einem Bestandteil der im Aufbau befind-
lichen, europaweiten Geodateninfrastruk-
tur (GDI). Diese wird es zukünftig ermög-
lichen, alle für ein Gebiet verfügbaren und
nach einheitlichen Standards bereitgestellten
Daten zu nutzen, unabhängig davon, ob
sie vom Kreis Kleve, seinen kreisangehörigen
Städten und Gemeinden, vom Land NRW
bis hin zur EU oder sogar von privaten
Geodatenanbietern bereitgestellt werden.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 4/April 2009  62.30.00
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Geoportal Niederrhein

Der Kreis Mettmann ist mit einer Fläche von 407 Quadratkilometern und mehr als 500.000 Einwohnern der
dichtest besiedelte Kreis in Nordrhein-Westfalen und darüber hinaus überwiegend von Großstädten umgeben.
Seit Mitte der 80er-Jahre besteht eine interkommunale Zusammenarbeit in der Kartographie mit den Städten
Düsseldorf, Remscheid, Solingen und Wuppertal, die sich zunächst auf die gemeinsame Herausgabe regionaler
analoger Kartenwerke und Luftbildatlanten beschränkte.

Regionale Vermarktung
von kartographischen Geodaten
im Kreis Mettmann
Von Wolfgang Schwandke,
Leiter des Vermessungs- und Katasteramtes
im Kreis Mettmann

Gemeinsame Vermarktung
von Geodaten im Kreisgebiet

Schon bei der Vermarktung der analogen
kartographischen Produkte über das Ge-
biet des eigenen Zuständigkeitsbereiches
hinaus ergaben sich Fragen nach gemein-
schaftlich festgelegten Abrechnungsmo-
dellen. Kunden, die überregional agierten,
ist nicht zuzumuten, sich mit unterschied-
lichen Nutzungsrechtsbestimmungen aus-
einanderzusetzen und unterschiedliche
Preise für gleiche Produkte zu zahlen. Un-
ter Federführung des Kreises Mettmann

wurde deshalb 1991 die erste Fassung
einer Einheitlichen Richtlinie für die Ertei-
lung von Nutzungsrechten an kommuna-
len Geodaten (ER-Kom) erarbeitet. Mit
dem Übergang in die digitale Welt wurde
die ER-Kom ständig erweitert, angepasst
und schließlich 1998 im Rahmen einer Ver-
öffentlichung u.a. in den Kartographischen
Nachrichten dem Fachpublikum vorge-
stellt. Inzwischen sind wesentliche Teile der
ER-Kom von der gemeinsamen AG der
kommunalen Spitzenverbände in NRW zur
Vermarktung von Geodaten verwendet
worden.

Mitte der 90er-Jahre erfolgte der Über-
gang von der analogen zur digitalen Stadt-
karte. Datenstrukturen, Duktus sowie die
Verfahrensumgebung wurden gemeinsam
mit der interkommunalen Gemeinschaft in
Anlehnung und in Zusammenarbeit mit
dem Regionalverband Ruhr (RVR) festge-
legt. Die neu entstandenen Geodaten der
digitalen Stadtkarte waren neben den Da-
ten der Deutschen Grundkarte (DGK5) u.a.
für die Kreispolizeibehörde, den Katastro-
phenschutz und die Rettungsleitstelle der
Feuerwehr im Kreis als Arbeitsunterlage
höchst willkommen. Aus der Zusammenar-
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beit mit der Kreispolizei und mit der haus-
internen Vorgabe, nach Refinanzierungs-
möglichkeiten für Daten des Vermessungs-
und Katasteramtes zu suchen, ergaben sich
über die Wirtschaftsförderung des Kreises
Kontakte zum graphischen Gewerbe. Die
Herausgeber eines Magazins und eines Wo -
chenblattes beurteilten die Geodaten und
ihre Nutzung indes völlig anders als die Ka-
tasterverwaltung. Für Zeitungen sind Geo-
daten schlicht Bilder. Gleich, ob Geodaten
oder bekannte Personen abgebildet sind –
das Bild hat einen Marktwert und dient dem
Zweck des Geschäfts. Es hat keinen Wert an
sich. Allenfalls haben die Bildaussagekraft,
die Bildgröße und die Bildauflösung einen
Preiseinfluss, aber nicht der Bildinhalt, wie
kompliziert und zeitaufwändig er auch er-
stellt wurde.
Vertraglich wurde vereinbart, dass beide
Printmedien die Geodaten für ihren fach-
lichen Kontext kostenfrei nutzen können,
dafür aber in jeder zweiten Ausgabe in ei-
nem definierten Ausschnitt Werbung für die
Produkte des Vermessungs- und Kataster-
amtes platzieren müssen.

Durch Kontakte zu einem weiteren Verlag
ergab sich die Möglichkeit, auf Basis der di-
gitalen Stadtkarte Freizeitkarten zu entwi-
ckeln und in Form eines PPP-Projekts zu
realisieren. Das Konzept sieht die Heraus-
gabe einer Freizeitkarte pro kreisangehöri-
ger Stadt vor. Vertragspartner und gemein-
same Herausgeber sind der Privatverlag,
die kreisangehörige Stadt und das Vermes-
sungs- und Katasteramt des Kreises. Jede
Freizeitkarte ist mit einem Beiheft verse-
hen, in dem die in der Karte dargestellten
Wanderrouten und Wandervorschläge be-
schrieben sind. Layout und Kartographie
der Karte und der Beschreibung sind abge-
stimmt und werden vom Vermessungs- und
Katasteramt (Karte) und dem Verlag (Be-

schreibung) umgesetzt. Die Akquise von
Sponsoren und Werbung in Karte und Bei-
heft sowie den Druck übernimmt der Ver-
lag. Alle im Vermessungs- und Katasteramt
anfallenden Personal- und Sachkosten wer-
den über die Akquiseeinnahmen, den Kar-
tenverkauf inkl. einer garantierten Karten-
abnahme der beteiligten kreisangehörigen
Stadt gedeckt. Der politischen Vorgabe ei-
ner vollständig aus Einnahmen zu decken-
den Finanzierung dieser freiwilligen Maß-
nahme wird damit Rechnung getragen.
Nach der Herausgabe von inzwischen sie-
ben verschiedenen Freizeitkarten weist das
Finanzcontrolling einen leichten Gewinn
für das Vermessungs- und Katasteramt aus.
Ganz nebenbei entsteht ein flächendecken -
der Freizeitdatenbestand für den Kreis
Mettmann.

Regionale Vermarktung 

Ausgehend von der Kooperation im bergi-
schen Raum sind inzwischen die Städte Köln,
Leverkusen, Neuss, der Rheinisch-Bergische
Kreis und der Oberbergische Kreis dieser

Kooperation beigetreten. Gemeinsam wird
die digitale Stadtkarte mit gleichen Daten-
strukturen, einer einheitlichen Verfahrens-
umgebung und gleichen Fortführungsrhyth -
men produziert sowie mit gemeinsamen
Nutzungs-, Lizenz- und Preisstrukturen ver-
marktet. Die gedruckten Ausgaben der Kar-
tenwerke haben ein einheitliches Design,
ganz gleich ob es sich um eine Bodenricht-
wertkarte oder eine Freizeitkarte handelt.
Auch gegenseitig erbrachte Leistungen wer-
den untereinander verrechnet. Grundlage ist
ein entsprechender Vertrag zwischen allen
Beteiligten.
Um im Zeitalter von google earth und open
street maps eine angemessene Vermarktung
der regionalen Daten zu erreichen, wurde

in 2006 eine Marktstudie für den einheit-
lichen regionalen Stadtkartendatenbestand
gemeinsam vergeben. Kernaussage der Markt-

studie ist, dass eine regionale Vermarktung
sinnvoll ist und auch wirtschaftliche Chan-
cen birgt. U.a. wurde der Vorschlag für die
Erarbeitung einer gemeinsamen Handels-
marke gemacht. Ebenso wurde ein gemein-
samer Internetauftritt angeregt. Resultie-
rend aus den Ergebnissen der Marktstudie
und der seit 2001 bestehenden engen Zu-
sammenarbeit mit dem RVR wurde inzwi-
schen ein gemeinsames Datenhosting auf
dem Server des RVR vertraglich vereinbart.
Noch für 2009 ist auch die gemeinsame
Vermarktung der Geodaten der digitalen
Stadtkarte über eine online-shop-Lösung
des RVR vorgesehen. 

Fazit: Regionales Marketing
refinanziert die Geodaten
weniger als erhofft, bringt
aber gute Werbeeffekte
Aus dem bisher praktizierten Marketing von
Geodaten ergeben sich folgende Erfahrun-
gen: Regionales Marketing ist zeitaufwän-
dig. Marketing ist kein Standardgeschäft der
Katasterverwaltung. Es kann nur neben den
originär zu leistenden Aufgaben abgewi-
ckelt werden. Der Zeitaufwand des Kontak-
tierens und der Gesprächsführung mit po-
tenziellen Kunden ist nicht abschätzbar, da
Neukunden überwiegend Fachfremde sind
und auf deren Marktsicht einzugehen ist.
Der Zeitaufwand und die völlig andere
Marktsicht Außenstehender jenseits von be-
stehenden Gebührenordnungen reduzieren
eine politisch und auch fachlich gewünschte
Refinanzierbarkeit von Geodaten deutlich.
Gleichzeitig treten die Kreisverwaltung und
auch das Vermessungs- und Katasteramt
aber aus dem Umfeld der normalen, in der
Regel nur in Fachkreisen benötigten Dienst-
leistung hinaus. Regionales Marketing bringt
daher gute Werbeeffekte für den Kreis und
das Vermessungs- und Katasteramt.

EILDIENST LKT NRW
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Werbeanzeige für Geodaten des Kreises

Beispiele verschiedener Fachkarten
des Kreises
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Der Rhein-Sieg-Kreis hat in Zusammen-
arbeit mit dem Zweckverband Gemein-

same Kommunale Datenverarbeitung Rhein-
Sieg/Oberberg GKD im Laufe der Jahre
einen umfangreichen Bestand an Geodaten
in einem Geographischen Informationssys-
tem (GIS) zusammengefasst, der durch den
Einsatz moderner und leistungsfähiger Geo-
und Geodatenserver (Datenbanken) diffe-
renziert und aktuell über verschiedene An-
wendungen auf vielfältige Art genutzt und
präsentiert werden kann. Dieses kann so-
wohl im Intra- oder Internet über ein kom-
plexes Geoportal oder eine besondere We-
bapplikation geschehen, als auch innerhalb
einer Fachanwendung (DesktopGIS) am PC
eines Sachbearbeiters in der Verwaltung.
Das bedeutet, dass in allen Fällen die Nut-
zer über ihre GIS-Anwendungen sich des
gleichen Datenpools bedienen, allerdings
die Art und Weise des Zugriffs mittels ver-
schiedener Techniken und Parameter ge-
schieht. Im Rahmen des Aufbaus einer Geo-
dateninfrastruktur (im Sinne einer GDI-
Kommunal) sollen auch Geodaten als stan-
dardisierte Geodienste (nach Spezifikation
des Open GIS Consortium OGC) in Form
von  Webservices (SOA) verfügbar gemacht
werden. Voraussetzung dazu ist eine mo-
derne DV-Infrastruktur mit aktuellen und
wirksamen Schutzmechanismen (Firewall,
Berechtigungskonzept etc.). Im Klartext
heißt das: Erforderlich sind besonders leis-
tungsfähige Netze, Server und Datenbanken
sowie Personal mit umfassendem techni-
schen Know-How beim Geodatenmanage-
ment und der Programmierung entsprechen-
der Applikationen.
Spätestens hier wird der Leser ahnen, dass
für Aufbau und Betrieb einer GDI und eines
Geoportals ein nicht unerheblicher finan-
zieller und personeller Aufwand notwendig
ist und sich fragen, ob das die ganze Ange-
legenheit wert ist? Die Frage stellt sich je-
doch nicht, da zum einen Geodaten aus der
täglichen Arbeit einer Kommunalverwal-
tung nicht mehr wegzudenken sind und
zum anderen viele Effekte (siehe oben) hier

einen Mehrwert schaffen, der sich aus den
mannigfaltigen Nutzungsmöglichkeiten von
Geodaten ergibt. Um als Beispiel noch ein-
mal auf die Luftbilder zurückzukommen, die-
nen diese in der Verwaltung zum Teil nicht
nur als „Ersatz“ für Ortstermine oder als
„Beweis“ bei der Verfolgung von Ordnungs-
widrigkeiten, sondern erzeugen gleichzei-
tig eine magische Anziehungskraft für viele
Bevölkerungsgruppen zur aktiven Nutzung
der Freizeit  oder einfach nur zur Erkun-
dung des eigenen „Lebensraumes“. 

In der Kreisverwaltung beginnt das Zeital-
ter der Geographischen Informationssyste-
me (GIS) in den achtziger Jahren mit der
Führung der Automatisierten Liegenschafts-
karte (ALK) auf der Basis des Graphikpro-

gramms SICAD/open (Siemens CAD) und
BS2000-Workstations. Sprach man damals
noch schlicht von Graphischer Datenverar-
beitung, so ist das heutige GIS ein komple-
xes Geflecht aus mehreren Geoservern, Geo-
datenbanken, Internet Map Servern (IMS)
und Web Map Services (WMS), in dem alle
erfassten Geoinformationen über ein GIS
Portal administriert und über generierte
WebGIS-Applikationen präsentiert werden.
Dazu dienen die digitalen Kartenwerke der
Landesvermessung (DKG, TK, Höhenfolie

etc.) als Grundlage jedes Kartenbildes, das
mit den Geoinformationen aus den Fach-
bereichen Natur- und Landschaftsschutz,
Abfallüberwachung, Gewässerschutz, Bau-
aufsicht etc. einschließlich der alpha-nume-

… klingt gut und ist seit Google Earth fast zum Paradigma in der GIS-Welt geworden. Besonders Satelliten- und Luftbilder (Ortho-
photos) üben durch ihre ungewohnte Perspektive eine ungeheure Faszination auf den Nutzer aus; hochauflösende Aufnahmen ver-
stärken diesen Effekt. Allein mit der Sicht aus der Luft auf den eigenen Garten lassen sich enorme Sympathien für den Einsatz moderner
Techniken und das Image einer modernen Verwaltung erzielen – scheinbar eine einfache Angelegenheit? Kenner der „Szene“ wissen,
dass es nicht so ist. Aber der Reihe nach.

Geodatenportal des Rhein-Sieg-Kreises (Intranet – bisherige Version) mit der Darstellung
von Wasserschutzzonen auf der Grundlage der TK 50

Geodaten für alle im
Rhein-Sieg-Kreis!
Von Johannes Gappel, ADV-Koordinator
Umwelt und GIS beim Rhein-Sieg-Kreis und
Dipl.-Geograph Jochem Becker, Projektleiter
Umweltinformationssysteme und graph. DV
beim GKD Rhein-Sieg/Oberberg
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rischen Informationen zur Überlagerung
gebracht werden. Dabei kann es sich z.B.
um eine Anwendung zur Präsentation von
Bebauungsplänen oder eine spezielle Um-
weltapplikation handeln, die über einen Web-
Browser und eine bestimmte http-Adresse
aufgerufen wird. Je nach Customizing von

Funktionalität und Inhalt (Datenschutz) sind
die Anwendungen entweder nur im Intra-
net der Kreisverwaltung oder im WWW für
Jedermann zugänglich. Die Laufendhal-
tung der Geodaten erfolgt in den zuständi-
gen Fachämtern an einzelnen, mit spezieller
GIS-Software ausgestatteten Arbeitsplätzen
durch speziell für diese Aufgabe ausgebil-
dete Mitarbeiter.
Die Nutzung der Geodaten innerhalb der
Verwaltung und außerhalb durch Bürgerin-
nen und Bürger erfolgt unter verschiede-
nen Rahmenbedingungen und stellt unter-
schiedliche Ansprüche an das jeweils zu
nutzende Informationssystem. Trotz aller
Unterschiede gleichen sich die Nutzungs-
ansprüche der internen und externen Nut-
zer immer mehr an. Innerhalb der Verwal-
tung muss man wegen des „geübteren“
Umgangs mit Webanwendungen, wegen
der relativ überschaubaren Nutzergruppe
und aufgrund des Multiplikatoreffektes die
„Vereinfachungsnotwendigkeit“ nicht bis
auf die Spitze treiben und darf stärker fach-
bezogen bleiben. 

Dennoch sollte auch eine Intranetanwen-
dung möglichst einfach zu bedienen sein.
Die fortschreitende Technik bietet hierzu
immer bessere Möglichkeiten, die in einer
neuen Version des Geodatenportals im In -
tranet des Rhein-Sieg-Kreises bereits reali-
siert sind.

Wenn aber das hausinterne Angebot, wenn
die den Fachdienststellen zur Verfügung
stehenden Daten dem öffentlichen Publi-
kum im freien Netz angeboten werden,
muss man sich schon Gedanken über das
Was und Wie machen. Denn anders als in
einer überschaubaren Verwaltung, kann
nicht jede Bürgerin und jeder Bürger erst in
einer Schulung mit der Handhabung des
zur Verfügung gestellten Informationssys-
tems vertraut gemacht werden. Das nach
„außen“ gesetzte System muss intuitiv be-
dienbar und fast selbst erklärend sein, sonst
scheitert das System wegen seiner „Nicht-
nutzung“. Die Bürgerschaft erwartet einen
einfachen Handhabungs-Standard, der der
Realisierung eines komplexen Geoinforma-
tionssystems entgegensteht. Dennoch muss
es das Ziel sein, ein möglichst einfach zu be-
dienendes, weitgehend selbst erklärendes
System anbieten zu können. Wenn es dann
noch gelingt, durch gezielte Aktionen und
Pressearbeit Aufmerksamkeit zu erzeugen,
wird der investierte Aufwand durch entspre-
chende Zugriffszahlen „belohnt“. 

Noch ein kurzes Wort zu dem Einsatz
web-basierter Techniken/Software (Web
Services), die für den Betrieb des Geoinfor-
mationssystems unabdingbar sind. Ein we-
sentlicher Bestandteil im GIS ist ein Internet
Map Server in Verbindung mit einem Geo-
datenserver (Spatial Database). Es handelt
sich hier um besondere Server-Programme,
die nicht nur eigene Geodaten lesen oder
präsentieren können, sondern diese Infor-
mationen auch in einem „offenen“ Format
(nach OGC Standard) im WWW zur Verfü-
gung stellen können und umgekehrt auch
OGC-konforme Geodaten ferner Internet
Map Server (z.B. geoserver.nrw) lesen und
anzeigen können. Das heißt, dass weitere
zusätzliche Geoinformationen von fernen
Servern abgefragt und als WMS-Layer dar-
gestellt werden können. Im Zuge der Wei -
terentwicklung des GIS sollen in naher
Zukunft ebenfalls ausgewählte Geoinforma-
tionen der Fachämter des Rhein-Sieg-Kreises
als definierte Webservices im Sinne einer
GDI öffentlich verfügbar gemacht werden,
um z.B. Planungen für externe Umwelt-/In-
genieurbüros wesentlich zu vereinfachen.
Das Geodatenportal des Rhein-Sieg-Kreises
(http://gis.rhein-sieg-kreis.de/mapbender/
frames/login.php?name=gast&password=
gast&gui_id=rsk) ist im März 2008 online
geschaltet worden. Neben den Geobasis-
daten, wie sie auch im Intranet zur Verfü-
gung stehen (topographische Kartenwerke,
Luftbilder) bilden vor allem die Schutzkate -
gorien des Natur- und Landschaftsschutzes
sowie der Wasserwirtschaft das Grundge-
rüst der Informationen. Als echte Bereiche-
rung des Angebotes auf Seiten der Karten-
werke können die neuen digitalen Karten des
Landes NRW in den Maßstäben 1:10.000
(DTK10) und 1:25.000 (DTK25) angese-
hen werden. Mit ihren eindeutigen Zeichen
und Symbolen und der durchgehenden,
attraktiven Farbgebung liefern sie ein kla-
res Kartenbild, mit dem man sich schnell
und einfach zurechtfinden kann. Leider ei-
genen sie sich durch ihre Colorierung nicht
für die Überlagerung mit „Themenkarten“.
Daneben konnten sogenannte „points of
interest“, die aus der Zusammenarbeit der
Kommunen im „Regionalen Arbeitskreis
Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler“ (:rak) entstan-
den sind, in das Geodatenportal integriert
werden. Sie sind über eine Suchfunktion
abrufbar, umfassen 25 unterschiedliche Ka-
tegorien und reichen von A wie Altenheime
bis U wie Universität. Als Besonderheit ent-
halten die räumlich darstellbaren Objekte
Verlinkungen für den Aufruf einer ggfs.
vorhandenen Homepage (z.B. eines Alten-
heimes) oder der Mailadresse zur Online-
Kontaktaufnahme. Diese Art des Informa-
tionsangebotes ist zugeschnitten auf die
Bedürfnisse der Bürgerschaft und deshalb
vorrangig auszubauen. 
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Geodatenportal des Rhein-Sieg-Kreises (Intranet – neue Version) mit Darstellung des
Landschaftsplanes Nr. 6 und dem Luftbild als Hintergrundinformation
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Bei der Auswahl der im Geodatenportal zur
Verfügung gestellten Funktionen galt das
Motto: „Weniger ist oft Mehr“. Am An-
fang gilt es, die Nutzer nicht durch zuviel
Funktionalität zu verwirren. Neben den
Zoomfunktionen und dem „Ausschnitt ver -
größern“ wurde die Anwendung auf das
Messen von Strecken, das Verschieben des
Kartenausschnittes, das Zentrieren, die Ge-
samtansicht und einen Infobutton zum
Aufrufen von Sachdaten beschränkt. 

Anhand der Internetzugriffszahlen konnte
von Beginn an auch ein Interesse der Be-
völkerung festgestellt werden, ohne dass
man sagen kann, dass das Geodatenportal
der „Renner“ geworden sei. Eine kleine
Notiz am 07.01.2009 als Nachricht aus dem
Katasteramt in einem ortsbezogenen Wo-
chenblatt über neue Luftbilder im Geoda-
tenportal, schmackhaft gemacht durch eine

entsprechende Überschrift „Mein Haus von
oben – präzise Luftbilder“ führte zu einem
Ansturm auf die Internetpräsentation und
das Geodatenportal des Rhein-Sieg-Kreises,
die an den nachfolgenden Tagen bei allen
„raumbezogen arbeitenden Dienststellen“
des Hauses aufgrund des verzögerten Zu-
griffs auf Geodaten spürbar wurde. Die Zu-
griffszahlen auf die Internetpräsentation
des Kreises an den zwei Tagen nach der
Veröffentlichung verdoppelten sich im Ver-

gleich zum Tagesdurchschnitt von 2008,
die Telefone der dem Geodatenportal zu-
geordneten Mitarbeiter im Internet stan-
den die nachfolgende Woche nicht mehr still.
Eine Vielzahl von Mails traf ein, die ersten
Reaktionen kamen bereits am Nachmittag
und in der Nacht vor dem eigentlichen Ver-
öffentlichungsdatum des Wochenblattes. 
Diese Reaktionen belegen, dass das Interes-

se der Bevölkerung vorhanden ist. Es muss
allerdings gezielt geweckt werden und das
Angebot muss, soweit es sich nicht selbst
erklärt, sorgfältig aufbereitet und die Hand-
habung des Systems gut erklärt werden.
Mit fortlaufend und gezielt gesteuerten
Aktionen in der Presse lässt sich dann das
Interesse der Bevölkerung auch auf Dauer
aufrechterhalten. Und wenn die Reaktio-
nen der Bevölkerung anhaltend so ausfal-
len wie oben geschildert, dann kann man
sicher sein, dass sich der betriebene Auf-
wand auch gelohnt hat.
Noch ein paar Worte zu den Luftbildern.
Der Rhein-Sieg-Kreis hatte das Glück, dass
für die zuletzt anstehende Befliegung durch
das Landesvermessungsamt NRW (inzwi-
schen Abteilung 7 – Geobasis NRW der Be-
zirksregierung Köln) auf Vorschlag des :rak
die Kommunen und das Landesvermessungs-
amt sich auf eine Befliegung (mit digitalen
Aufnahmen in 10 cm- bzw. 20 cm-Genau-
igkeit) einigen konnten. Die aus dieser Be-
fliegung resultierenden Orthofotos beste-
chen durch ihre Qualität und Detailtreue und
waren Auslöser der geschilderten positiven
Reaktion der Bevölkerung. Dieses positive
Echo war Grund dafür, einen Darstellungs-
maßstab bis 1:250 zuzulassen. Damit lassen
sich jetzt Kanaldeckel oder Straßenlaternen
anhand der Luftbilder zählen – vergleich-
bare Angebote in Bezug auf Genauigkeit
und Aktualität für weite Teile des Kreises
lassen sich im Internet kaum finden. 
In der Zukunft gilt es, verstärkt für den Ein-
satz von Geodaten zu werben. Dies muss
durch eine Verdeutlichung des Nutzens in
den Fachbereichen der Kommunalverwal-
tung geschehen, die Geodaten bisher nicht
genutzt haben oder nicht nutzen konnten.
Aus einer räumlichen Verteilung (z.B. auch
durch eine adressscharfe Zuordnung) oder
einer räumlichen Überlagerung mit ande-
ren Objekten lassen sich oft ganz neue Er-
kenntnisse und Ansätze für eine Neuaus-
richtung der eigenen Arbeit gewinnen. Dazu
müssen die Fachbereiche intensiv beraten
und möglicherweise auch geschult werden.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 4/April 2009  62.30.00
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Geodatenportal (Internet) mit der Darstellung eines Suchergebnisses (Altenheim – durch
roten Punkt markiert) auf der Grundlage eines Luftbildes
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Geoinformationen – und hier insbeson-
dere auch die Geobasisdaten der Lan-

desvermessung und des Liegenschaftska-
tasters – sind mit enormem finanziellem
Aufwand erstellt worden. Der gesetzliche
Auftrag zur Aktualisierung dieser Daten er-
fordert einen erheblichen Personaleinsatz.
Insofern muss es oberstes Gebot sein, diese
Daten einem größtmöglichen Nutzerkreis
anwenderfreundlich zur Verfügung zu stel-
len. Als Konsequenz hieraus wurde bereits
im Frühjahr 1996 ein Projekt zur kreisweiten
Einführung einer Auskunfts- und Präsenta-
tionssoftware für Geoinformationen einge-
richtet. Projektmitglieder waren die Ämter
des technischen Bereiches, wie zum Beispiel
das Bauamt und das Planungsamt. Darü-
ber hinaus waren das Amt für Datenverar-
beitung, das Rechnungsprüfungsamt sowie
der Personalrat Mitglieder des Projektes.
Ganz wesentlich für die weitere Entwicklung
des Geodatenmanagements im Rheinisch-
Bergischen Kreis war jedoch die Projektmit-
gliedschaft aller acht kreisangehörigen Kom -
munen. Von Anfang an wurde großer Wert
auf deren Beteiligung als Hauptnutzer von
Geoinformationen gelegt. Die Projektlei-
tung lag damals aufgrund der vorhandenen
Fachkompetenz im Umgang mit Geoinfor-
mationen und Geografischen Informations-
systemen bereits beim Vermessungs- und
Katasteramt. 
Nach intensivem Auswahlverfahren und
Softwaretests fassten die Projektmitglieder
im Sommer 1997 den einstimmigen Beschluss
zur Anschaffung eines Auskunftsinforma-
tionssystems der Firma SICAD GEOMA-
TICS. Der entsprechende Softwarelieferver -
trag sah bei zentraler Bestellung über die
Kreisverwaltung gestaffelte Rabatte nach
der Gesamtzahl der gekauften Lizenzen
vor. Da auch die Kommunen über die Kreis -
verwaltung bestellen konnten, profitierten
alle Beteiligten von den sich somit aufaddie-
renden höheren Lizenzzahlen durch höhere
Rabatte. Für die Verwaltung des Rheinisch-
Bergischen Kreises und die kreisangehörigen
Kommunen wurden in der Folgezeit 46 Soft-
warelizenzen angeschafft. Zur Reduzierung
von Wartungs- und Pflegekosten wurde mit

dem Softwarehaus zusätzlich vereinbart, dass
Mitarbeitende des Vermessungs- und Katas -
teramtes erste Anlaufstelle sein sollten für
Fragen zu möglichen Software- oder Be-
dienungsfehlern. In enger Abstimmung mit
dem Amt für Datenverarbeitung führten
sie auch die Softwareinstallationen und er-
forderliche Schulungen durch. Vorstehen-
de Dienstleistungen wurden insbesondere
auch für die Kommunen im Kreisgebiet er-
bracht. Das Projekt gilt insofern als Meilen-
stein für enge Kooperationen zwischen Kreis
und hiesigen Kommunen im Bereich der
Geoinformationen. 
Parallel zur Einführung von SICAD/SD wur-
de 1998 aufgrund der Ergebnisse einer inter-
nen Organisationsuntersuchung für den
technischen Bereich der Kreisverwaltung die
Koordinierungsstelle für „Geobasisdaten
und grafische Datenverarbeitung“ einge-
richtet. Mit dieser Koordinierungsstelle wur-
de das Ziel verfolgt, notwendiges Wissen
über vorhandene Geoinformationen und de-
ren Qualität an zentraler Stelle zu bündeln
und die verschiedensten Ämter/Abteilungen
des technischen Bereiches in anstehenden
Fragen der grafischen Datenverarbeitung
beraten und unterstützen zu können. Die
eigentliche Datenführung sollte jedoch nach
Möglichkeit auch weiterhin dezentral und
eigenverantwortlich erfolgen. Die anste-
henden Arbeiten wurden zunächst von ei-
nem Mitarbeiter des Vermessungs- und Ka-
tasteramtes übernommen.
Mit zunehmender Verbreitung geeigneter
Internet-Technologien wurde im Jahr 2001
auf Initiative der Koordinierungsstelle eine
WebGIS-Lösung auf Basis freier Software
zur Präsentation von Geoinformationen
kreisweit eingeführt. Da die Zugriffe auf
die Geodaten nunmehr mittels Webbrow-
ser wie zum Beispiel dem Internet Explorer
möglich wurden, ergaben sich auch unmit -
telbare Kostenvorteile, da auf zahlreiche
weitere Lizenzbeschaffungen von SICAD/
SD verzichtet werden konnte. 
In den Folgejahren nahmen die Anfragen an
die Koordinierungsstelle und deren Aufga-
ben in einem Ausmaß zu, dass sie personell
auf drei Mitarbeiter aufgestockt werden

musste. Anfragen von der Kreispolizei über
das Veterinäramt bis hin zur Rettungsleit-
stelle, der Pressestelle, den Kommunen, der
Tourismusförderung etc. zur Bereitstellung
von Geoinformationen für deren ganz spe-
zifische Aufgabenstellungen waren an der
Tagesordnung. In der im Rheinisch-Bergi-
schen Kreis in den Jahren 2003/2004 durch-
geführten Strukturanalyse zur Optimierung
der Aufgabenerledigung sprach das Ver-
messungs- und Katasteramt dann konse-
quenterweise auch die Empfehlung einer
auch formalen Ausweitung der Zuständig-
keit der Koordinierungsstelle auf die ge-
samte Kreisverwaltung aus. Die politischen
Gremien sowie die Verwaltungskonferenz
stimmten dem Vorschlag zu. Seit Juli 2005
ist die Koordinierungsstelle „GIS - Koordi-
nation, Geodatenmanagement“, wie sie
nunmehr heißt, für die gesamte Kreisver-
waltung zuständig. Eine rechtzeitige Betei-
ligung der Koordinierungsstelle an allen
GIS-Vorhaben und Entwicklungen des Hau-
ses ist seitdem gewährleistet und hinsicht-
lich eines modernen Geodatenmanagements
auch unerlässlich.  Entsprechende Empfeh-
lungen des Städte- und Landkreistags NRW
aus den Jahren 2003 und 2004 wurden da-
mit umgesetzt. 
Angesichts der zu dieser Zeit bereits abseh-
baren künftigen Entwicklungen im Umfeld
der Geographischen Informationssysteme
(GIS) mit Ablösung der Automatisierten
Liegenschaftskarte (ALK), des Automati-
sier ten Liegenschaftsbuchs (ALB), Einfüh-
rung des Amtlichen Liegenschaftskataster-
informationssystems (ALKIS), Aufbau der
Amtlichen Basiskarte (ABK), Wechsel des
Lagebezugssystems nach ETRS89 etc. wur-
de 2004 innerhalb der Kreisverwaltung
auch der Beschluss zur Einrichtung eines
GIS-Arbeitskreises auf Kreisebene gefasst.
Vorrangiges Ziel sollte die Effizienzsteige-
rung in der Nutzung Geografischer Infor-
mationssysteme und ihrer Geodaten durch
Koordinierung der GIS-Aktivitäten von Kreis
und kreisangehörigen Kommunen sein. Da -
rüber hinaus lag ein Arbeitsschwerpunkt
auch in der Weiterentwicklung des Geoda-
tenportals für die interne und externe Daten-

Geoinformationen mit ihren vielfältigen Ausprägungen und Nutzungsmöglichkeiten sind bereits heute wesentlicher Bestandteil kom-
munalen Handelns. Die Komplexität der Thematik mit Erfassung der Geodaten, deren Integration in Geografische Informationssysteme
und letztlich die Datenbereitstellung für den Nutzer erfordert eine Koordinierung der Arbeiten, ein Geodatenmanagement. Nur so lassen sich
teure Fehlinvestitionen vermeiden und eine weitestgehende Datennutzung unter Berücksichtigung der Aspekte des Datenschutzes gewähr-
leisten. Auf diese vorhersehbare Entwicklung wurde im Rheinisch-Bergischen Kreis und seinen Kommunen bereits frühzeitig reagiert.

Geodatenmanagement im
Rheinisch-Bergischen Kreis –
Chronologie einer Erfolgsgeschichte
Von Jörg Wittka, Vermessungs- und Katasteramt
des Rheinisch-Bergischen Kreises   
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bereitstellung. Die erste Sitzung des Arbeits-
kreises „GIS - RheinBerg“ fand im Dezem-
ber 2004 im Kreishaus statt und hat sich

seitdem unter Leitung der hiesigen Koordi-
nierungsstelle als feste Einrichtung, in der
vor allem auch ein reger Wissenstransfer und
Erfahrungsaustausch stattfindet, etabliert.
Dies kam bereits dem vom Kreis initiierten
Projekt der Stadtkarte zu Gute. Gemeinsam
finanziert vom Kreis unter Beteiligung  aller
Kommunen sowie der Wirtschaftsförderung
des Kreises wurde 2005 flächendeckend
die digitale Stadtkarte als Bestandteil des
„Amtlichen Stadtkartenwerkes Ruhrgebiet
– Rheinland – Bergisches Land“ aufgebaut. 
Im Zuge der umfassenden Projektarbeiten
für die Einführung des ALKIS wurde 2006
auch die Entscheidung zur Einführung des
GIS-Systems ArcGIS der Firma ESRI ge -
troffen. Seit 2007 schließlich wird bei der
Kreisverwaltung und den Kommunen für
Planungszwecke einheitlich das ArcGIS zu-
sammen mit der Fachschale IP Bauleit der
Firma IP SYSCON eingesetzt. Der Einsatz
identischer Softwareprodukte ermöglicht
auch hier zwischen Kreis und Kommunen
eine sehr effiziente Zusammenarbeit, da
zum Beispiel der Datenaustausch keinerlei
Schnittstellenprobleme aufwirft. Auch dies
ist ein gutes Beispiel dafür, dass eine Koor-
dinierung der Arbeiten im GIS-Sektor für
alle Beteiligten erhebliche Vorteile bringt.
Es ist erklärtes Ziel, eine dezentrale Daten-
aufbereitung von Flächennutzungs- und Be-
bauungsplänen in den Kommunen, bei zen-

traler Veröffentlichung der Bauleitpläne im
neuen Geoportal des Kreises unter der Inter-
netadresse http://geoportal.rbk-direkt.de

zu erreichen. Auf den Bergischen Bautagen,
einer der größten Messen rund um das
Thema Bauen, Modernisierung, Immobi-

lienfinanzierung im Rheinland, konnte im
Oktober 2008 auch dieses neue Geoportal
des Kreises, eine individuelle Weiterent-

wicklung des IP-Standardclient der Firma
IP SYSCON, mit großem Erfolg erstmals ei-
ner breiten Öffentlichkeit präsentiert wer-

den. In enger Abstimmung zwischen der
Koordinierungsstelle, den Abteilungen für
Datenverarbeitung und Öffentlichkeitsar-

beit, dem Datenschutzbeauftragten des
Krei ses und den beteiligten Softwarehäu-
sern IP SYSCON und Oevermann Networks
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Geoportal des Rheinisch-Bergischen Kreises

Planen und Landschaft

Interner Bereich des Geoportals
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gelang es, eine sehr nutzerfreundliche und
funktionelle Anwendung in den Internet-
auftritt des Rheinisch-Bergischen Kreises zu
integrieren. Wem dabei welche Geoinfor-
mationen bereit gestellt werden liegt ins-
besondere auch unter Berücksichtigung von
Datenschutzaspekten in der Verantwor-
tung der jeweils datenliefernden Fachab-
teilung.

Mit mittlerweile über 700 registrierten Nut-
zern verwaltungsintern beim Kreis und den
Kommunen, den zuständigen Finanzämtern,
der Wirtschaftsförderung, aber auch bei
Banken und Sparkassen, Notaren, Versor-
gungsunternehmen, Ingenieurbüros etc.
und über 60.000 Bildaufbauten im Monat
ist die Funktionsbereitschaft des heutigen
Geoportals einschließlich Bereitstellung ak-

tueller Daten Pflicht. Dies als sogenannter
Content Provider für Geoinformationen zu
gewährleisten, stellt heute eine der wesent-
lichen Aufgaben des Geodatenmanage-
ments des Rheinisch-Bergischen Kreises dar.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 4/April 2009  62.30.00

170

Schwerpunkt: Geoinformation und GeodateninfrastrukturSchwerpunkt: Geoinformation und Geodateninfrastruktur

Einführung

Die Katasterbehörden in NRW arbeiten der-
zeit mit Hochdruck an der Einführung des
Amtlichen Liegenschafts-Kataster Informa-
tionsSystems (ALKIS®). Dahinter verbirgt
sich die Überführung der bisherigen Nach-
weise des Liegenschaftskatasters in einen
neuen integrierten Gesamtnachweis. Die
Auswirkungen auf die Nutzer sind vielfäl-
tig. Neben neuen bedarfsorientierten Pro-
dukten kann die Integration von ALKIS®-
Daten in die verschiedenen Verwaltungs-
prozesse die eGovernment-Aktivitäten der
Kommunen entscheidend voranbringen.
Der Artikel beschreibt die Möglichkeiten der
Geodatenbereitstellung am Beispiel des
Kreises Lippe, der die amtliche Nachweis-
führung als bundesweit erste Katasterbe-
hörde im September 2008 auf ALKIS® um-
gestellt hat.

ALKIS® – Kernbestandteil
einer bundesweiten
Gesamtstrategie
Amtliche Geobasisdaten beschreiben so-
wohl die Landschaft als auch die Liegen-
schaften und bilden die datentechnische
Grundlage für andere fachspezifische GIS-
Anwendungen. Ihre Führung erfolgt der-
zeit in unterschiedlichen Nachweisen, die
zukünftig integriert in einem Geobasisinfor -
mationssystem vorgehalten werden sollen.
Ermöglicht wird dieses durch die Einführung
eines bundesweit einheitlichen Datenmo-
dells, das von der Arbeitsgemeinschaft der
Vermessungsverwaltungen der Länder der
Bundesrepublik Deutschland (AdV) ent-
wickelt worden ist und internationale Nor-
men sowie Standards berücksichtigt. ALKIS®

als ein Kernbaustein dieser Strategie bein-
haltet die Zusammenführung von Liegen-
schaftskarte und Liegenschaftsbuch zu einem
integrierten Nachweis des Liegenschafts-

katasters. Darüber hinaus werden auch wei-
tere Geobasisdaten und -fachdaten einge-
bunden, was Abbildung 1 veranschaulicht.
Als Beispiele seien Bauleitplandaten, Daten
der Grundstückswertermittlung sowie Da-
ten des digitalen Grundbuches und der Flur-
bereinigungsbehörden genannt.

ALKIS® – praktische
Umsetzung in NRW
Aufgrund unterschiedlicher Rahmenbedin-
gungen erstreckt sich die Einführung von
ALKIS® in NRW voraussichtlich über den
Zeitraum 2008 – 2012. Den bei den Kreisen
und kreisfreien Städten eingerichteten Ka-
tasterbehörden kommt dabei die Aufgabe
zu, neben der Beschaffung der ALKIS® – Ver-
fahrenslösungen die umfangreichen Um-

stellungsarbeiten durchzuführen und die
Prozessabläufe auf die Möglichkeiten der
neuen Technik abzustimmen. Die Einführung
von ALKIS® in NRW wird im Zusammen-
hang mit der Entwicklung kommunaler GIS-
Systeme sowie mit der Geodateninfrastruk-
tur (GDI.NRW) gesehen. Zielsetzung ist der

Aufbau netzintegrierter kommunaler Geo-
informationssysteme auf Grundlage der
Geobasisdaten des Liegenschaftskatasters. 

Bisherige Praxis
angebotsorientierter
Geodatenbereitstellung 
Neben den klassischen Bereitstellungswe -
gen werden Geobasisdaten über Geopor-
tale zur Verfügung gestellt. Zielsetzung ist

ALKIS® –
Amtliche Geobasisdaten im Wandel
Von Stefan Ostrau,
Fachbereichsleiter für den Bereich Vermessung,
Kataster und EGovernment beim Kreis Lippe  

Abb. 1: Geobasisinformationssystem
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die Verbesserung des Informationsflusses
sowie die Beschleunigung und wirtschaftli-
che Ausgestaltung der Arbeitsabläufe. Da
die Geobasisdaten die Grundlage für den
Aufbau kommunaler Geodatenportale bil-
den, kommt den Katasterbehörden eine
fundamentale Rolle bei der Wahrnehmung
der Querschnittsaufgabe Geodatenmanage-

ment zu. Die Schwerpunkte dieser Aufgabe
liegen in der organisatorischen Umsetzung
sowie in der GIS-Integration in verschiedene
kommunale Geschäftsprozesse. Um den
Einsatz von Geoinformationssystemen zu
forcieren, sind zahlreiche Handlungsemp-
fehlungen erarbeitet worden (u.a. KGST-
Bericht 05/2004). Zu den Nutzern kommu-
naler Geoportale zählen in der Regel kreis-
angehörige Kommunen und weitere öf-
fentliche bzw. autorisierte private Stellen.
Bereitgestellt werden die Daten des Liegen -
schaftskatasters, der Landesvermessung
sowie weitere ausgewählte Daten (z.B. Bo-
denrichtwerte, Wasserschutzgebiete, Na-
turschutzgebiete, Baulasten, Bebauungs-
pläne mit Ergänzungsplänen und textlichen
Festsetzungen). Abbildung 2 zeigt die Er-
gebnisse einer Nutzeranalyse am Beispiel
des Kreises Lippe.
Dargestellt sind die Nutzerzugriffe der Jahre
2005 – 2008. Gezählt wurden die Zugriffe
regelmäßiger Nutzer in Form von Bildauf-
bauten. Unterschieden worden ist zwischen
externen und internen Nutzern, verwal-
tungsintern ist eine weitere Differenzierung
in nichttechnische Bereiche sowie Kataster-
behörde/Gutachterausschuss und Bauen/
Umwelt/Naturschutz vorgenommen wor-

den. Die Auswertungen belegen eine steti-
ge Steigerung der Zugriffe von rund 825.000
(2005) auf insgesamt rund 2,4 Millionen
im Jahr 2008. Im gleichen Zeitraum hat
auch die Anzahl der Nutzer zugenommen,
die verstärkt Geodaten in die verschiede-
nen Arbeitsprozesse einbinden. Neben ca.
180 verwaltungsinternen Nutzern greifen

ca. 240 Bedienstete der kreisangehörigen
Kommunen (14 von insgesamt 16 Kommu-
nen) im Rahmen ihrer Aufgabenerledigung

auf den GeoServer zu. Zudem verfügen der-
zeit 29 Stellen über autorisierte Zugänge
über Internet. Der Nutzerkreis setzt sich der-

zeit aus 2 kreisangehörigen Kommunen,
Landesbehörden, Stadtwerken, Finanzäm-
tern, Immobilienbereichen der Sparkassen
und Banken sowie ÖbVI und Notaren zu-
sammen. Durch weitere prozessgesteuerte
Einbindungen von Geodaten lassen sich
sowohl die Zugriffsraten als auch die An-
zahl der Nutzer erheblich steigern.

ALKIS® – neue Möglichkeiten
bedarfsorientierter
Geodatenbereitstellung 
Im Zuge ganzheitlicher eGovernment- Stra-
tegien werden amtliche Geobasisdaten mitt-
lerweile prozessorientiert für verschiedene
Fachaufgaben oder Lebenslagen benötigt.
Nutzer erwarten zudem eine bedarfsorien-
tierte Abrufbarkeit der Geobasisdaten und
deren Aktualisierung zum Zeitpunkt der
Abfrage. Gegenüber der bisherigen klassi-
schen Produktbereitstellung ist demzufolge
eine stärkere Dienstleistungsorientierung in
Form von gezielter Aufbereitung und Kon-
fektionierung von Geobasisdaten und de-
ren Abgabe über Dienste erforderlich. 
Erste praktische Erfahrungen mit ALKIS®

beim Kreis Lippe zeigen, dass gegenüber
der bisherigen Katasterführung eine Viel-
zahl weiterer Detailinformationen bzw. In-
dikatoren geführt und bereitgestellt wer-
den können, die sich für unterschiedliche
kom munale Aufgabenstellungen eignen
und bisher weitgehend in gesonderten Fach -
informationssystemen vorgehalten worden
sind. So können beispielsweise verschie -
dene Gebäudefunktionen und -nutzungen,
Leerstände und Gebäudehöhen sowie An-
zahl der Geschosse geführt und bereitge-

stellt werden. Zudem sind Kombinationen
oder Selektionen verschiedener eigentums-
rechtlicher und topographischer Geoba -
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Abb. 2: Nutzeranalyse GeoServer (Kreis Lippe)

Abb. 3: Bedarfsorientierte Geobasisdatenbereitstellung über Alkis® (Kreis Lippe)
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sisdatenbestände umsetzbar. Ermöglicht
werden auch ein dynamisches Flächenmo-
nitoring sowie die Festlegung von Nutzer-
profilen und eine damit verbundene prakti-
sche Umsetzung des Datenschutzes in Form
unterschiedlicher Zugriffsrechte. Zudem las -
sen sich thematische und administrative
Bezugsräume festlegen sowie Datenbereit-
stellungen nach räumlichen, sachlichen
und zeitlichen Kriterien vornehmen. In Kom -
bination mit ausgewählten Daten der mo-
dernen Statistik ergeben sich daraus erheb-
lich erweiterte Anwendungsmöglichkeiten.
Die Bereitstellung der auf ALKIS® basieren-
den Geobasisdaten erfolgt beim Kreis Lippe
auf Grundlage eines neuen GIS-Portals, in
das zeitnah weitere Geofachdaten einge-
bunden werden. Abbildung 3 enthält Bei-
spiele bedarfsorientierter Geobasisdaten-
bereitstellung.
Neben klassischen Auszügen aus den Nach -
weisen des Liegenschaftskatasters lassen
sich u. a. gekoppelte Darstellungen von
Wohnbauflächen mit Wohngebäuden so-
wie Industrie- und Gewerbeflächen mit den
Gebäuden für Wirtschaft und Gewerbe er-
zeugen. Beide Darstellungen eignen sich
beispielsweise für die Analyse der baulichen
Ausnutzbarkeit von Gewerbe- und Wohn-

baugebieten. Eine Verschneidung mit Geo-
fachdaten der Bauleitplanung erlaubt zu-
dem die Ermittlung von noch unbebauten
und baulich nutzbaren Flächen. Auf diese
Weise kann ein wertvoller Beitrag zur Frei-
flächennutzung geleistet werden. 
Weitere Kombinationen mit Geobasisdaten
und Fachdaten sind denkbar. Insbesondere
durch die prozessgesteuerte Integration von
Geobasisdaten mit sozialräumlichen Indi-
katoren (Demografie, Jugend, Soziales) so-
wie Bauleitplan-, Einwohnermeldedaten
und weiteren statistischen Angaben kön-
nen wertvolle Entscheidungsgrundlagen
er arbeitet werden, die als maßgebliches
Unterstützungsinstrument für Verantwor-
tungsträger dienen. Auf diese Weise lassen
sich Entscheidungsprozesse hoher finan-
zieller Tragweite wie Schulbedarfsplanun-
gen, Senioreneinrichtungen und Infrastruk -
turmaßnahmen effizient und transparent
vorbereiten.

Fazit und Ausblick 

Die Einführung vom ALKIS® eröffnet neue
Möglichkeiten der nutzerbezogenen Bereit-
stellung von Geobasisdaten. Ihre Integrati on
in die Aufgabenerfüllung des behördlichen

Sektors bildet zudem einen we sentlichen
Baustein der Verwaltungsmodernisierung
durch eGovernment. Im Hinblick auf die
praktische Einbindung von ALKIS®-Daten
in verschiedene kommunale bzw. nutzer-
bezogene Fachaufgaben sind entsprechen-
de Prozessanalysen sowie die Erarbeitung
von Strategien zur Geodatenbereitstellung
erforderlich, um einerseits frühzeitig auf ein -
heitliche, dienstleistungsorientierte Pro-
dukterweiterungen hinzuwirken und ande-
rerseits die Möglichkeiten des integrierten
Datenmodells von Anfang an möglichst voll-
ständig auszuschöpfen. Diese Aufgabe kann
durch das kommunale Geodatenmanage-
ment wahrgenommen werden, das in vie-
len Kommunen mittlerweile als notwendige
Querschnittsaufgabe und als wesentlicher
Bestandteil von eGovernment erkannt
worden ist. Dabei ist anzustreben, das um-
fangreiche Informationspotenzial der ver-
schiedenen Fachdatenbestände in eine kom-
munale Geodateninfrastruktur einzubinden.
Analog dazu sind auch auf Landesebene
entsprechende Produkte und Dienste zu
entwickeln.
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Ziel des Projektes

Durch eine interkommunale Zusammenar-
beit des Kreises mit den angehörigen Kom-
munen wurden im Rahmen eines Verbund-
projektes aktuelle, hochauflösende digitale
Orthophotos erstellt. Die Aufnahmen besit-
zen eine Bodenauflösung von 5 cm und er-
möglichen einen detaillierten Blick aus der
Vogelperspektive. Sie dienen bei einer Viel-
zahl von Anwendungen als Informations-
quelle.
Die Verfügbarkeit von aktuellen Informatio-
nen ist eine wesentliche Vorraussetzung für
ein effizientes und zielgerichtetes Verwal-
tungshandeln. Ein wirtschaftlicher Weg, sol-
che Informationen über unsere Umwelt zu
erhalten, ist die Verwendung von entzerr-
ten und referenzierten Luftbildaufnahmen,
sogenannten Orthophotos. Unter Feder-
führung des Dezernates 7 der Bezirksregie-
rung Köln (Geobasis NRW) werden solche
Aufnahmen im Hochsommer im Drei-Jah-
resrythmus mit einer Bodenauflösung von

20-40 cm durchgeführt. Diese Befliegungen
haben den Nachteil der Belaubung und ei-
ner geringen Auflösung. Sie reichen daher für
viele kommunale Anwendungen nicht aus.
Frühjahrsbefliegungen im belaubungsfrei en
Zustand und einer Bodenauflösung von 5cm
bieten hingegen einen wesentlich höheren
Informationsgehalt. Diese Orthophotos er-
möglichen eine Vielzahl von bisher nicht
erkannten Anwendungsbereichen. Selbst
dem ungeübten Betrachter ermöglichen sie
einen detaillierten Blick aus der Vogelpers -
pektive und besitzen alle charakteristischen
Merkmale einer Karte.  Im Rahmen des be-
stehenden Arbeitskreises „Geoinformation“
entschloss sich der Kreis Heinsberg gemein -
sam mit den kreisangehörigen Kommunen,
die notwendige Befliegung zu beauftragen
und digitale Orthophotos in einer Auflösung
von 5, 10 und 40 cm  erstellen zu lassen.
Die zentrale Projektierung, Vergabe und Pro -
jektsteuerung erfolgte durch den GIS-Ko-
ordinator des Kreises Heinsberg. So konnten
die Arbeitsabläufe optimiert, vorhandene

personelle und technische Ressourcen effi-
zient genutzt und die Kosten für jeden Teil-
nehmer erheblich reduziert werden. Diese
Vorgehensweise hat nicht nur die Kommu-
nen überzeugt, sondern auch weitere Behör-
den, sowie Versorgungsunternehmen aus
den Bereichen Gas, Wasser und Strom zu
einer Teilnahme bewogen. Ein Verbundpro -
jekt mit einer Fläche von 545 Quadratkilo-
metern war geboren, und die fast sechsstel -
ligen Gesamtkosten konnten auf über 15
Projektpartner verteilt werden. Die Projekt-
teilnehmer erhalten vom Kreis Heinsberg
die auf ihre Bedürfnisse angepassten Daten
(Format, Auflösung, Übersichten, Monta-
gen etc.). Der Kreis, der gemeinsam mit dem
Auftragnehmer (Aerowest) ein uneinge-
schränktes, gleichberechtigtes Nutzungs-
und Vertriebsrecht an allen Daten hat, gibt
die angepassten, individuellen Nutzungs-
rechte weiter. Sie garantieren den Beteilig-
ten jegliche Nutzung und Präsentation der
Daten (auch Internetauftritt) im Rahmen
der Erfüllung Ihrer Aufgaben, jedoch ohne

Wenn aus Bildern
Informationen werden –
Digitale Orthophotos (DOP)
Von Stefan Storms,
GIS-Koordinator des Kreises Heinsberg
und Claus-Peter Knaut,
Leiter des Vermessungs- und Katasteramtes
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kommerzielle Nutzungsmöglichkeit. Eine
Vermarktung dieser Daten als Produkt ist
nicht Ziel dieses Projektes. Vielmehr sollen
die Herstellungskosten auf möglichst viele
Schultern verteilt und die Daten einem mög -
lichst großen Nutzerkreis zugänglich ge-
macht werden. 
Eine kostenfreie Nutzung und Bereitstellung
für das Rettungswesen ist daher ebenso
selbstverständlich wie die im Aufbau be-
findliche, kostenlose Betrachtungsmöglich-
keit über einen Online-Dienst für den Bür-
ger und die Wirtschaft. Der Grundsatz des
Projektes lautet daher: Daten einmal erhe-
ben, aber mehrfach nutzen!!

Anwendungsbeispiele

Die Daten kommen bei den beteiligten Pro -
jektpartnern in vielfältiger Weise zum Ein-
satz. Im Bereich des Liegenschaftskatasters
werden die Orthophotos als Fortführungs-
grundlage für Nutzungsarten, Topographie
und zur Gebäudevervollständigung in der
Basis- oder der Grundkarte genutzt. Bei der
Einführung des NKF dienten die Ortho-
photos als Basisinformation für die Bewer-
tung der Liegenschaften. Es konnten durch
den Einsatz eines Geoinformationssystems
Teilflächen unterschiedlicher Bewertungs-
ansätze gebildet und dokumentiert wer-
den. Eine örtliche Inventur und Aufnahme
wurde dadurch auf ein Minimum reduziert.
Durch die Möglichkeit der Verschneidung
der tatsächlichen, örtlichen Nutzung mit
den Eigentumsverhältnissen können wert-
volle Informationen bei Planungsmaßnah-
men gewonnen werden. Durch die Einblen-
dung von ca. 40 weiteren thematischen
Informationen von der Altlastendatenbank
bis hin zu Wasserschutzgebieten können
schnell und anschaulich Informationen be-
reit gestellt werden. Solche Informationen
sind am eigenen Arbeitsplatz problemlos
aufzurufen gucken und drucken und erspa-
ren Wege und Zeit, zudem steigern sie die
Arbeitsqualität. Gerade der Zeitfaktor ist im

Bereich des Rettungswesen und bei Groß-
schadenslagen von größter Bedeutung.
Im kommunalen Einsatzbereich erfreuen
sich die Orthophotos im Bereich der Bauver-
waltung (wo ist was gebaut) und bei Katas-
teranwendungen, z.B. Friedhofs-, Baum-
und Kanalkataster großen Zuspruch.
Die Stadt Heinsberg hat mit Hilfe eines
externen Dienstleisters ein Versiegelungs -
kataster erstellt. Die Erfassung erfolgte
aus dem 3-D-Modell der Befliegung. Die
Verknüpfung mit den Liegenschafts- und
Grundsteuerdaten erfolgte automatisiert.
Durch die standardisierten Datenformate
war der Datenaustausch unproblematisch.
Eine solch qualitativ hochwertige Auswer-
tung ist durch die vorhandenen „Grundda-
ten“ kostengünstig durchzuführen. Eine
Vor-Ort-Erfassung durch Mitarbeiter oder
durch die Eigentümer ist wesentlich auf-
wendiger und lückenhafter. Die Beteiligung
der Eigentümer erfolgt über die automati-
sierte Bereitstellung von aussagekräftigen
Auszügen.

Bei den beteiligten Versorgungsunterneh-
men dienen die Orthophotos als Hinter-
grundkarte bei Bestandsplänen. Sie geben
einen unmittelbaren Eindruck über die ört-
lichen Leitungsstrassen wieder. Es ist bei-
spielhaft erkennbar, ob die Leitung im Grün-
streifen oder unter befestigten Flächen
liegen. Durch die hohe Auflösung können
sogar die unterschiedlichen Arten der be-
festigten Flächen erkannt werden und so
z.B. bei der Erstellung von Kostenschätzung
für die Erstellung von neuen Kabeltrassen
oder Hausanschlüssen verwendet werden.
Ein Aufmaß und die Ortsbesichtigung kön-
nen meist entfallen. Durch Digitalisierung
der Bilder können zudem Kanaldeckel,
Straßenlaternen usw. einfach georeferen-
ziert und mit Angaben aus anderen Sach-
datenbanken verknüpft werden.
Diese Möglichkeiten der Informationsbe-
schaffung werden auch bei der Datenerhe-

bung im kommunalen Umfeld genutzt.
Nach bisherigen Erfahrungswerten können
topographische Objekte je nach Ihrer geo-
metrischen Beschaffenheit auf ca. 10-15
cm genau referenziert werden. Aufgrund
Ihrer unverfälschten Darstellung sind die
Orthophotos für jeden Betrachter einfach
zu interpretieren. Man kann schnell einmal
zur Baustelle „fliegen“, einen Standort für
den Container finden, der Dachdecker kann
ein Angebot zur Dachsanierung erstellen,
der Landschaftsgärtner die zu pflegenden
Grünflächen digitalisieren usw. Die Einsatz-
bereiche von hochauflösenden Orthopho-
tos sind umfangreich, die Daten müssen nur
einfach und möglichst kostenfrei zugäng-
lich sein. 

Fazit und Ausblick

Durch den Kreis konnte die Datenbeschaf -
fung angestoßen und verwirklicht werden,
die Wirtschaft greift die Daten auf, nutzt
sie und entwickelt neue Produkte. So ent-
steht eine sinnvolle Wertschöpfungskette.
Die Verwendungsmöglichkeiten von Daten
aus Befliegungsmaßnahmen nehmen stetig
zu und eröffnen dank Einsatz modernster
Techniken immer breitere Nutzungskreise.
Zur weitergehenden Dokumentation von
Zeitreihen ist eine Wiederholung des Pro-
jektes in zwei bis drei Jahren angedacht. 

Derzeit entwickeln sich weitere Verwen-
dungsbereiche für solche Befliegungen.
Beispielhaft seien hier 3D-Modelle für den
Bereich Stadtmarketing und die automati-
sierte Erkennung von Solarpotentialflächen
sowie deren „Begutachtung“ (Beispiel
www. solarpotential.de) genannt.
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Auszug WebGIS

Erfassung der versiegelten Flöchen der
Stadt Heinsberg

Automatisierte Erkennung von Solarpoten-
tialflächen Quelle: Aerowest

ED_156-196_04_09_RZ_akt.qxp:236-xxx  14.04.2009  12:01 Uhr  Seite 173



174

Schwerpunkt: Geoinformation und GeodateninfrastrukturSchwerpunkt: Geoinformation und Geodateninfrastruktur

Ein weiterer Kernbestandteil des Stadt-
plans ist die Datenbank der Orte von

Interesse, die für die Suchfunktion und die
Kartendarstellung genutzt wird. Diese Da-
tenbank umfasst Einträge aus den Bereichen
der kommunalen Infrastruktur, Sehenswür-
digkeiten, Freizeit und Tourismus und wird
in Zusammenarbeit mit dem Tourismusver-
band weiterentwickelt. Thematisch soll der
Stadtplan Münsterland um Freizeitrouten
wie Wanderwege, Rad- und Reitrouten er-
gänzt werden. Zielsetzung des kommuna-
len Stadtplans und Freizeitkatasters ist die
Bündelung der kommunalen und touristi-
schen Informationen der Region in einem
Internetportal und damit die Stärkung des
regionalen Wirtschafts- und Tourismusstan-
d ortes.
Der Stadtplan Münsterland wurde auf der
Leitmesse der Geoinformationswirtschaft,
der INTERGEO, als Projekt der Geodaten-
infrastruktur Münsterland (GDI-MSL) prä-
sentiert. Er ist auf der Internetseite www.
stadtplan-muensterland.de abrufbar.

Stadtplan für
das Münsterland

Der Kreis Warendorf hatte im Jahr 2007 den
Mangel an benutzerfreundlichen Stadtplä-
nen im Kreis aufgegriffen, um gemeinsam
mit dem Landesvermessungsamt NRW als
Pilotprojekt einen Stadtplan aus den digita-
len Karten der Landesvermessung und des
Katasteramtes zu erstellen. Die Gemeinden
liefern hierzu die touristischen Informatio-
nen. Eine Adresssuche mit aktuellen Haus-
nummern des Liegenschaftskatasters ist in-
tegriert. Dieses Stadtplanprojekt wurde auf
das gesamte Münsterland erweitert, so dass
ein Stadtplan von der Ems bis an den Rhein
entstanden ist. Die Federführung des Projek-
tes liegt beim Kreis Warendorf. 
Für den Bürger ist dieser Service eine kom-
fortable Angelegenheit. „Das Angebot ist
ein weiterer wichtiger Baustein beim Aufbau
des virtuellen Rathauses“, lobt Warendorfs
Landrat Dr. Olaf Gericke das Modellprojekt.
„Zusammen mit Rad- und Reitrouten wer-

den je nach gewählter Einstellung auf dem
Plan im Internet zum Beispiel Sehenswür-
digkeiten sowie Kultur-, Freizeit- und Infra -
struktureinrichtungen aus dem Münster-
land dargestellt“, erläuterte Jens Hinrichs,
zuständiger Projektleiter im Katasteramt
des Kreises.
Das Stadtplanprojekt Münsterland ist eine
wichtige Informationsquelle für die Bürger
im Rahmen des E-Governments und eine
Basiskomponente für die Einrichtung einer
Geodateninfrastruktur im Münsterland.
Folgende Geodienste (Web Map Service –
WMS) der Projektpartner werden über ein
Internetportal gebündelt: 

Orte von Interesse

Die„Points of Interest“ (POI) oder zu Deutsch
„Orte von Interesse“ sind ein Kernstück
des Stadtplans Münsterland. Die Orte von
Interesse werden von verschiedenen An-
bietern zusammengestellt und als anklick-
bare Symbole im Stadtplan angezeigt. Ein
Klick führt zu den Informationen von Adres-
sen und Öffnungszeiten bis zu Bildern der

einzelnen Einrichtungen. Über die Rubrik
„Wer – Was – Wo“ können je nach Interes-
se die Freizeit- und Infrastruktureinrichtun-
gen von der Apotheke und dem Bauernhof-
café, über Kindergärten, Schulen, Schlösser,
Rad- und Reitrouten bis zum Zahnarzt ge-
sucht werden. Ein weiterer Klick führt dann
zur Anzeige des gesuchten Objekts im Stadt-
plan. Die Informationen stammen dabei aus
verschiedenen Quellen. Während viele
Informationen zu Schulen, Kindergärten,
Spielplätzen, sozialen Einrichtungen, Be-
hördenstandorten und weiterer kommuna-
ler Infrastruktur bei den Städten und Ge-
meinden vorliegen, werden andere wie z.B.

Ärzte und Apotheken aus den Quellen des
Kreises integriert.
Nachdem der Kreis Warendorf für seinen
Kreis bereits viele Informationen für die
Gemeinden im Stadtplan verortet hat, wur-
de zum Jahresbeginn 2009 mit der dezen-
tralen Fortführung der Informationen zu den
Orten von Interesse durch die Kommunen
mittels Internetredaktionssystem begonnen.
Die Informationen zu den Angeboten der

Der Kreis Warendorf hat gemeinsam mit den Münsterlandkreisen Borken, Coesfeld, Steinfurt und der Stadt Münster einen benutzerfreund-
lichen Stadtplan für das ganze Münsterland erstellt. Aus den Geobasisdaten der Landesvermessung und des Liegenschaftskatasters
wird ein graphisch ansprechender Stadtplan mit Orten von Interesse automatisch generiert. Aktuelle Gebäudeumringe und Hausnummern
sowie die Luftbilder werden als Geodienste eingebunden. Mit tagesaktuellen Daten der Gemeinden und Katasterämter wird der
Stadtplan laufend aktualisiert – der Plan ist also stets auf der Höhe der Zeit. Die Pflege der Daten erfolgt im Tagesgeschäft, so dass
zusätzlicher Aufwand für die Erstellung eines Stadtplanes entfällt. 

Stadtplan Münsterland und
kommunales Freizeitkataster
Von Jens Hinrichs,
Projektleiter für den Stadtplan und
das Geoportal Münsterland

Landnutzungsflächen, Straßen, Gewässer und
Beschriftungen aus dem digitalen Landschaftsmodell
(ATKIS Basis-DLM) der Bezirksregierung Köln,
Abteilung GEObasis.nrw

Straßen des Landesbetriebs Straßen NRW

Gebäude und Nutzungsarten aus der
automatisierten Liegenschaftskarte der
Vermessungs- und Katasterämter 

Aktuelle Hausnummern der Städte und
Gemeinden und des Liegenschaftskatasters 

Luftbilder 

Orte von Interesse (Points of Interest)
aus den Bereichen: 

• Freizeit, Tourismus, Reiten und Radfahren 

• Sehenswürdigkeiten, Schlösser und Kirchen 

• Gesundheit, Soziales, Bildung und Sport 

• kommunale Infrastruktur und Verwaltung

• Zentral bereitgestellt
vom Kreis Warendorf

• Zentral bereitgestellt
vom Kreis Warendorf

• WMS der Kataster-
behörden

• WMS der Kataster-
behörden

• WMS des Landes NRW

• Zentral bereitgestellt
vom Kreis Warendorf

• Daten der Münsterland
Touristik 

• Daten des Marktplatz
Münsterland 
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Kommunen sind vor Ort besser bekannt als
bei außenstehenden Institutionen. Schrei-
benden Zugriff auf die Datenbank des Krei-
ses haben jeweils die Verkehrs- oder Stadt-
marketingvereine sowie die Kommunen.
Bei den anderen Münsterlandkreisen be-
standen vor der Einführung des Stadtplan

Münsterlands keine Datenbanken für die
Orte von Interesse. Hier wurde als erster
Schritt mit der Erfassung einzelner Kateg-
orien wie Schulen und Stadtverwaltungen
begonnen. Die touristischen Informationen
wurden vom Münsterland e.V. als Tou -
rismusverband für das Münsterland über-

nom men. Zukünftig soll mit den anderen
Beteiligten wie dem Münsterland e.V. der
Austausch der dort vorhandenen touristi-
schen Informationen über geeignete Schnitt-
stellen erfolgen. Mittelfristiges Ziel ist dabei
die Zusammenführung der Informationen
in einer allen Anforderungen genügenden
Datenbank. Über ein KML-Austauschfor-
mat können die Orte von Interesse auch
online in den Karten von GoogleMaps und
GoogleEarth angezeigt werden. Für weitere
Informationsanbieter ist der Stadtplan Mün-
sterland ebenfalls offen. So wird die Suche
des Branchenbuchs des Marktplatzes Mün-
sterland in den Stadtplan integriert.

Kommunales
Freizeitkataster

Im Bereich des Freizeitkatasters sollen Wan-
derwege, Rad- und Reitrouten in den Stadt-

plan eingebunden werden. Diese Freizeit-
routen werden unter anderem von den
Städten und Gemeinden, den Kreisen, den
Tourismusverbänden oder dem Westfäli-
schen Heimatbund zur Verfügung gestellt.
Neben den Highlights der Region wie dem
EmsRadWeg, der 100 Schlösser Route und

der Warendorfer Reitroute werden nach
und nach auch lokale Wander- und Rad-
wege präsentiert. Aktuelle regionale Ereig-
nisse wie der Sparkassen Münsterland Giro

als Profi-Radrennen oder der Münster-Ma-
rathon können bei Bedarf in den Stadtplan
Münsterland eingebunden werden. Bezüg-

lich der Grundlagendaten des Radverkehrs -
netzes wird mit dem Radroutenplaner NRW

zusammengearbeitet. Die Wanderinformatio-
nen des Westfälischen Heimatbundes stam -
men aus dem Freizeitkataster der Bezirks-
regierung Köln, Abteilung GEObasis.nrw. 

Geoportal für
das Münsterland

Die Münsterlandkreise Borken, Coesfeld,
Steinfurt, Warendorf und die Stadt Mün-
ster haben im Rahmen des Geonetzwerks
Münsterland bereits im Jahr 2006 ein Geo-
portal mit kommunalen Inhalten aufgebaut,
die gebührenfrei zur Ansicht bereitgestellt
werden. Im Jahr 2008 haben die Kataster-
behörden einen Vorschlag zum Ausbau ei-
nes Geoportals mit geschützten Geodaten
und E-Commerce-Komponenten entwickelt.
Die Entscheidung zur Umsetzung eines voll -
ständigen kommerziellen Geoportals für
die Region ist aber abhängig von ähnlichen
Bestrebungen zur Einrichtung eines bun -
desweiten kommunalen oder eines landes-
weiten Geoportals.
Bis zur Entscheidung über die zukünftige
Vermarktung der kommunalen Geodaten
sollen auf den Seiten des Stadtplans Müns -
terland zwei Angebote an die Nutzer Online
bereitstehen. Der Stadtplan Münsterland
wird die Grundinformation der Bürger mit
gebührenfreien Geodaten und Freizeitinfor -
mationen bereitstellen. Das Geoportal Müns -
terland soll den Stadtplan um kommunale
Themen aus den Bereichen Planung, Um-
welt und Natur ergänzen. 

Ausblick

In einer Arbeitsgruppe der kommunalen
Spitzenverbände in Nordrhein-Westfalen
soll im Jahr 2009 ein Datenmodell für den
Austausch der Orte von Interesse und der
Freizeitinformationen erarbeitet werden.
Zielsetzung ist die Strukturierung der The-
men und Kategorien sowie eine Vereinheit-
lichung der Datenabgabe von Orten von
Interesse und Freizeitrouten in Nordrhein-
Westfalen, so dass im Rahmen der Geoda-
teninfrastruktur verschiedene Anbieter von
Freizeitinformationen ihre Daten einheit-
lich bereitstellen können. Erst dadurch wird
die übergreifende Nutzung aktueller Basis-
informationen der Städte und Gemeinden
durch landesweite Tourismus- und Freizeit-
anwendungen ermöglicht. Mögliche Nut-
zer wären z.B. die Bezirksregierung Köln,
Abteilung GEObasis.nrw, der Radrouten-
planer NRW und weitere Interessenten der
einheitlich und aktuell angebotenen Infras-
truktur- und Freizeitinformationen. 
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Internetseite Stadtplan Münsterland

Stadtplan Münsterland

Anzeige des Heimat- und Krippenmuseums
Telgte imStadtplan Münsterland

Visualisierung der Warendorfer Reitroute
mit dazugehörigen Orten von Interesse in
GoogleMaps
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Der sichere Umgang mit Computern und
Basissoftware stellt bereits heute in den

meisten Berufsfeldern eine Voraussetzung
dar. Dementsprechend zählen Fertigkeiten
und Techniken im praktischen Umgang mit
neuen Informations- und Kommunikations-
techniken zu den angestrebten Bildungs-
zielen der Wissensgesellschaft. Dies erfor-
dert die Ausbildung mit „Neuen Medien“
bereits in der Schule. Der Computer und
das Internet werden dabei als Werk- und
Denkwerkzeuge im Sinne einer kreativen
Nutzung von Neuen Medien eingesetzt,
wobei Schulen den verantwortungsvollen
und kritischen Umgang mit ihnen vermit-
teln sollen. Der Umgang und die Nutzung
von Geoinformationen und GIS-Technolo-
gien können vor diesem Hintergrund zu
den neuen Kulturtechniken gezählt wer-
den, und folglich wird ein möglichst frühes
Kennenlernen von Anwendungs- und Nut-
zungsmöglichkeiten von Geoinformationen
und GIS bereits in der Schule in der Sekun-
darstufe I (5. – 10. Klasse) angestrebt. 
Obwohl der Einsatz und die Nutzung von
GIS im Unterricht in deutschen Schulen seit
einigen Jahren diskutiert werden und mitt-
lerweile die Begriffe Geoinformationen und
GIS in den Lehrplänen einiger Bundesländer
(zum Beispiel Baden-Württemberg, Nord -
rhein-Westfalen) integriert wurden, entwi-
ckelt sich die Verbreitung von GIS in deut-
schen Schulen nach wie vor langsam. In
Bayern wurde bereits eine Rahmenverein-
barung über die Nutzung von Geobasisda-
ten an Schulen unterzeichnet, mit der den
Schulen Geodaten zur Verfügung gestellt
und fachliche Unterstützung durch die bay-
rische Vermessungsverwaltung zugesagt
werden. 

WebGIS-Dienste
versus Desktop-GIS

Die Akzeptanz von GIS in der Schule ist
durch die für den Einsatz in Schulen konzi-
pierten und didaktisch aufbereiteten Web-
GIS-Dienste, wie zum Beispiel die Angebote
auf WebGIS-Schule (http://www.webgis-
schule.de), stark vorangetrieben worden.
WebGIS-Dienste lassen sich aufgrund ihrer

reduzierten Funktionalität (im Vergleich zur
Bedienung eines Desktop-GIS) sehr einfach
und fast intuitiv bedienen. Daneben muss
für die Nutzung in der Regel keine zusätz-
liche Software (oder Plug-Ins) installiert
werden, wodurch der Aufwand für die Ins -
tallation eines Desktop-GIS im Schulnetz-
werk entfällt. 
Daher beschränkt sich die breite Nutzung
von GIS in deutschen Schulen bislang haupt-
sächlich auf die Anwendung von WebGIS-
Diensten, die sich zur Einführung in das
Themengebiet sehr gut eignen, funktional
aber begrenzt sind. Letztlich wird das gro-
ße Potential von GIS für den Einsatz in der
Schule so nur teilweise ausgeschöpft. Der
Einsatz von Desktop-GIS bietet ein erwei -
tertes Funktionsspektrum und damit auch
eine Vielzahl zusätzlicher Einsatzmöglich-
keiten für den Unterricht. Insbesondere der
Einsatz von Desktop-GIS eignet sich, die
mit dem Geographieunterricht angestrebte
raumbezogene Handlungskompetenz zu
vermitteln. Die raumbezogene Handlungs-
kompetenz umfasst die folgenden Teilkom-
petenzen: (1) Darstellungskompetenz, (2)
Methodenkompetenz, (3) Orientierungs-
kompetenz, (4) Sozialkompetenz und (5)
Sachkompetenz (Kultusministerkonferenz,
2005). 

Fruchtbare
Zusammenarbeit

Das Ratsgymnasium in Rheda-Wiedenbrück
(Kreis Gütersloh) besitzt in Deutschland auf-
grund seiner GIS-Aktivitäten eine heraus-
ragende Stellung: Seit 2000 wird dort unter
der Leitung von Studiendirektor Gerhard
Ortmann sehr erfolgreich GIS im Unter -
richt eingesetzt. Es wurden auch regelmä-
ßig GIS-Projekte in Zusammenarbeit mit
dem Verfasser während seiner Tätigkeit als
Privatdozent an der Johannes Gutenberg-
Universität Mainz durchgeführt (zum Bei-
spiel Biotopkartierung Rheda-Wiedenbrück,
2003; Stadtgrün-Kartierung der Wieden-
brücker Altstadt, 2004; Funktionskartierung
in Rheda-Wiedenbrück, 2005; Gewerbeflä-
chenkartierung Wiedenbrück; 2007). Die
Aktivitäten wurden stark durch die Stadt-
verwaltung von Rheda-Wiedenbrück und
die Abteilung „Liegenschaftskataster und
Vermessung“ des Kreises Gütersloh unter-
stützt (unter anderem durch die Bereitstel-
lung von Geodaten). Großes Interesse an
den Ergebnissen der Kartierungen hatte un-
ter anderem das Amt für Wirtschaftsförde-
rung von Rheda-Wiedenbrück. 
Die Ergebnisse der gemeinsamen GIS-Pro-
jekte wurden bereits mehrfach vom Verfas-

Die zunehmende wirtschaftliche Bedeutung von Geoinformationen und deren Nutzung haben längst das
politische und gesellschaftliche Interesse an diesem Thema geweckt. Folglich gewinnen Geoinformationen
und Geographische Informationssysteme (GIS) auch außerhalb klassischer Einsatzbereiche an Bedeutung.
Bereits seit mehreren Jahren wird daher der Einsatz von GIS in Schulen als fester Bestandteil des Curriculums
diskutiert und seit August 2007 sind die Begriffe WebGIS und Geodaten-Viewer im Kernlehrplan (G8) von
Nordrhein-Westfalen verankert.

Schüler kartieren Radwege
im Kreis Gütersloh
Von Dr. Dirk Schäfer,
GIS-Koordinator des Kreises Gütersloh
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ser, Studiendirektor Ortmann und seinen
Schülerinnen und Schülern auf nationalen
und internationalen Fachtagungen vorge-
stellt (zum Beispiel ESRI Userkonferenz in
Erfurt, 2007; ESRI Userkonferenz in Bre-
genz, 2009; AGIT in Salzburg, 2008). Der
Projektbericht und ein farbiger Ausdruck
der Karte des im Jahre 2003 gemeinsam
durchgeführten Projekts (Titel: „Wie grün
ist unsere Stadt? Eine GIS-gestützte Analy-
se der Flächennutzung der Wiedenbrücker
Altstadt“) wurden für den deutschlandwei-
ten Wettbewerb „GIS vor Ort – Raum für
lebendiges Lernen“ eingereicht und mit dem
dritten Platz prämiert.  

Radwegekartierung
Rheda-Wiedenbrück

Im Zeitraum vom 29. Oktober bis zum 10.
Dezember 2008 wurde eine Radwegekar-
tierung von Rheda-Wiedenbrück als ge-
meinsames Projekt des Kreises Gütersloh
und dem Ratsgymnasium Rheda-Wieden-
brück durchgeführt. Am Projekt haben
insgesamt 23 Schüler (9. Klasse) des Diffe-
renzierungskurses Erdkunde von Gerhard
Ortmann teilgenommen. Inhaltlicher Schwer-
punkt des Differenzierungskurses ist die
Untersuchung des Nahraums unter Einsatz
von GIS-Technologien. Die Schülerinnen
und Schüler hatten bereits drei bis vier Mo-
nate mit einem Desktop-GIS (ArcView der
Firma ESRI) gearbeitet und waren somit mit
der Benutzeroberfläche und grundlegenden
GIS-Funktionalitäten vertraut. Die Digitalisie-
rung von Geoobjekten und die Datenbank-
einträge wurden im Rahmen der Projektar-
beit erlernt. Die Arbeiten – einschließlich
Datenmanagement, Durchführung und Er-
gebnissicherung – wurden in Zweiergrup-
pen innerhalb des üblichen Stundenplans
durchgeführt. 
Ziel des Projekts war die Erfassung des Rad -
wegenetzes von Rheda-Wiedenbrück und
der umliegenden Gemeinden. Letztlich soll
das vernetzte und fächerübergreifende Den -
ken durch selbstständiges und eigenver-
antwortliches Arbeiten mit projektorien-
tierten Lernaktivitäten gefördert werden. Bei
der Durchführung des Projekts wurde der
Leitfaden für die Durchführung von GIS-
Projekten in Schulen verfolgt (Schäfer, 2007).
Die für die Digitalisierung benötigten digi-
talen Karten (Luftbilder, DGK5) wurden für
das Projekt von der Abteilung „Liegen-
schaftskataster und Vermessung“ des Krei-
ses Gütersloh zur Verfügung gestellt. Die
Radwege konnten anhand der hochaufge-
lösten Luftbilder (und der Ortskenntnis der
Schüler) identifiziert und im Maßstab 1:500
digitalisiert werden. Damit wurde von den
Schülern die bereits aus dem Unterricht be-
kannte Methode „Vom Luftbild zur Karte“
angewandt, die auch von den Katasteräm-

tern für die Erhebung der Nutzungsart ge-
nutzt wird. Gleichzeitig gewinnen die Schü -
ler einen Einblick in die Arbeitsweise einer
modernen Verwaltung und somit auch in

die Berufs- und Arbeitswelt, wodurch mit
dem Projekt auch ein Beitrag zur Berufs-
orientierung geleistet wird.

Fazit
Der Einsatz von GIS in Schulen ist vor dem
Hintergrund der zunehmenden wirtschaft-
lichen, gesellschaftlichen und politischen
Be deutung von Geoinformationen und GIS-
Technologien als sehr sinnvoll einzuschät-
zen. Zudem können GIS in der Schule in
zahlreichen Themengebieten bereichernd
als ergänzendes Medium und zeitgemäßes
geographisches Arbeitsmittel genutzt wer-
den. Die mit dem Geographieunterricht an -
gestrebte raumbezogene Handlungskom-
petenz lässt sich in weiten Teilen sehr gut
mit GIS vermitteln.
Für die eigenständige Bearbeitung eines
GIS-Projekts müssen die Schüler im Um-
gang mit einem Desktop-GIS vertraut sein
und benötigen für die Analyse und Ergeb-
nispräsentation das entsprechende inhaltli-
che, fachliche und methodische Hintergrund-
wissen. Die GIS-Projektarbeit erweist sich

grundsätzlich als sehr zeitaufwändig und
ist mit umfangreichen Vorbereitungen ver-
bunden. Die Unterstützung des schulischen
GIS-Projekts durch Paten aus der Verwal-

tung, der Wirtschaft oder Wissenschaft ist
hilfreich, um eine erfolgreiche Durchfüh-
rung zu gewährleisten.
Durch das gemeinsame Projekt der Radwe-
gekartierung konnten die GIS-Kenntnisse
der Schüler erweitert werden. Insbesondere
wurde das Thema Datenmanagement be-
handelt und umgesetzt, zum Beispiel bei
der Verwaltung der über tausend Luftbil-
der (mit einer Dateigröße von je etwa 310
MB). Die Ergebnisse der Radwegekartierung
der SchülerInnen wurden in den GIS-Da-
tenbestand des Kreises integriert und wer-
den für verschiedene Fragestellungen als Ent -
scheidungshilfe genutzt, zum Beispiel für
Planungen eines Lückenschlusses im Rad-
wegenetz, die Erhöhung der Sicherheit auf
Schulwegen oder für touristische Zwecke. 
Zusammenfassend kann die Projektarbeit
für alle Beteiligten als erfolgreich beschrie-
ben werden. Die Schüler haben ein eigenes
GIS-Projekt bearbeitet und damit Einblicke
in die Konzipierung und Umsetzung einer
aktuellen Fragestellung erhalten. Neben
den fachlichen und methodischen Lern -
zielen der Projektarbeit wurde von den
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Schülern auch der Nahraum bewusst und
intensiv kennengelernt. Das vorgestellte Pro -

jekt besitzt Modellcharakter und kann auf
andere Schulen und Verwaltungen (auch

mit anderen Fragestellungen) übertragen
werden.
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Der Begriff„Geodateninfrastruktur“ (GDI)
steht für eine Entwicklung, die den ge-

samten GI-Softwaremarkt revolutioniert.
Anstatt große Systeme aufzubauen werden
kleine Einheiten geschaffen und mit stan-
dardisierten Schnittstellen versehen. Diese In-
formationsressourcen werden über vernetzte
Katalogsysteme im Intranet oder Inter net pu-
bliziert, so dass der wahlfreie Zugriff auf Geo-

daten, Geodienste und Applikationen möglich
wird. Es entsteht eine Geodateninfrastruktur,
die gegenüber konventionellen geschlossenen
Informationssystemen einen deutlich höhe-
ren Wirkungs grad besitzt.

Mit der Einführung der ESRI ArcGIS Server
Technologie und der sdi.suite Software der
conterra GmbH hat der Kreis Borken eine
zukunftsweisende Geodateninfrastruktur
für die Verwaltung geschaffen.
Die Forderung, Geoinformationen auch über
die Verwaltung hinweg zu recherchieren
und diese in einem Viewer zur Anzeige zu
bringen, wurde durch die Integration des

terraCatalog der sdi.suite umgesetzt. Der
terraCatalog ist ein OGC Web-Catalog-
Ser vice für die Publikation und Bereitstel-
lung von Metadaten zu Geodiensten, Geo-
daten und Anwendungen. Er ermöglicht den

schnellen Zugriff auf die regional, kommu-
nal und organisationsweit verteilten Geoin-
formationsressourcen. Mit seiner Broker-
funktionalität ist der Nutzer in der Lage,
externe Kataloge und Datenquellen in die
Metadatenrecherche einzubeziehen (ver-
teilte Suche, Harvesting) und die eigenen
Metadaten über standardisierte Schnittstel -
len externen Nutzern offen zu legen.

Der terraCatalog erfüllt die Anforderungen,
welche sich aus der INSPIRE-Richtlinie der
europäischen Kommission zur Schaffung
einer Geodateninfrastruktur in der Europäi -
schen Gemeinschaft ergeben. So stehen

Die Situation ist in jeder Behörde und in jedem Unternehmen bekannt: Es gibt eine Vielzahl von Geschäftsprozessen und entspre-
chend viele IT-Fachanwendungen. Die Menge der beteiligten Softwaresysteme und Datenbestände ist dabei häufig kaum noch zu
überschauen. Die Folgen sind tiefgreifend: Aufgrund der schwachen Integration der beteiligten Systeme und Datenquellen bleiben
teure Informationsressourcen ungenutzt.

ArcGIS Server – Aufbruch in
eine dienstebasierte Zukunft
Von Thomas Westhoff,
Koordinator Geodatenmanagement im Fachbereich
Vermessung und Kataster beim Kreis Borken

Am Beispiel der Gewerbeflächen der Stadt Ahaus: Von der Recherche über die Anzeige der Metadaten im terraCatalog bis hin zur Anzeige
der Flächen in einer Web-Anwendung
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sämtliche INSPIRE-Metadatenelemente für
die Erfassung, Validierung und Ergebnis-
darstellung zur Verfügung.

Den Kern der Geodateninfrastruktur in der
Kreisverwaltung Borken bildet der ArcGIS
Server. Dieses Server GIS erlaubt die Vertei-
lung von Karten, Modellen und Werkzeu-
gen, die sich fließend in bereits vorhandene
Arbeitsabläufe integrieren lassen. GIS Funk -

tionen werden so als Dienste im gesamten
Unternehmen bereitgestellt. GIS Anwender
greifen auf die zentralen GIS Services mit

traditionellen Desktop GIS Systemen, mit
Web-Browsern und künftig auch mit mobi-
len Endgeräten zu.
Auch das Editieren von Geodaten auf zen-
tralen Datenbanken ist im ArcGIS Server
über eine einfache Browser-Applikation zu
bewerkstelligen.
Nicht nur vor dem Hintergrund von INSPIRE
ist die Nutzung und Bereitstellung von OGC-
konformen Diensten fest in der Geodaten-
infrastruktur der Kreisverwaltung Borken
verankert. Die Kommunikation mit den
kreis angehörigen Gemeinden, den überge-
ordneten Behörden und insbesondere der
den Kreis Borken betreffende Datenaus-
tausch mit unseren niederländischen Nach-
barn birgt enorme Vorteile und macht dies
in Teilen erst möglich.
Die Möglichkeit, Google Earth kml-Dateien
im ArcGIS Server zu integrieren oder diese
aus eigenen Datenbeständen zu generieren,
eröffnet eine weitere Möglichkeit der Kom -
munikation. Über sogenannte Mashups
kön nen eine Vielzahl weiterer Plattformen
wie z.B. Virtual Earth oder OpenLayers an-
gebunden werden. Wichtig bei den oben
genannten Entwicklungen ist es, die Mitar-
beiter in der Verwaltung „mitzunehmen“
und sie über die Möglichkeiten, die durch
die Anwendung von Geoinformationen ent-
stehen, umfassend aufzuklären. Trotz der
Komplexität der Anwendungen und der
Fülle von unterschiedlichsten Daten stehen
die Mitarbeiter mit ihren Aufgaben an erster
Stelle. Bei der Kreisverwaltung Borken ist
dieser Spagat gelungen und der Aufbruch in
eine dienstebasierte Zukunft ist getan.
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Am Beispiel der Gewerbeflächen der Stadt Ahaus: Über die Bereitstellung des Dienstes
Gewerbeflächen im ArcGIS Server ist die Bearbeitung des Themas im professionellen
DesktopGIS, die Anzeige in der Web-Auskunft aber auch das Editieren der Daten in ei-
ner WebEditing-Anwendung möglich.

Am Beispiel der Gewerbeflächen der Stadt Ahaus: Aus dem bereits existierendem Dienst
Gewerbeflächen können im ArcGIS Server weitere OGC-konforme Dienste (WMS, WCS, WFS,
KML u.w.) erzeugt und in unterschiedlichsten Anwendungen zur Anzeige  bzw. Anwendung
gebracht werden.

Aktion Münsterland (WMS)

TIM-online (WMS)

ArcGIS Server

Germansite (WFS)

Geodaten Kreis Borken (WMS)

GoogleEarth (KML)
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Das grundlegende Konzept des GIS im
Kreis Viersen ist einfach:

● Eine zentrale Datenhaltung,
● Metadaten in sinnvoller Ausprägung, 
● Web-basierte einfache Anwender-

oberfläche für jedermann,
● Desktop-Software für einige wenige

Spezialisten,
● Internetauskunft für den Bürger,
● Integration der gesamten Daten des

Liegenschaftskatasters incl. des
kommenden Umstiegs auf ALKIS,

● alle weiteren Daten, für die es Kunden
und Fortführungsverantwortliche gibt,

● ein übergreifendes Berechtigungs-
konzept (single-login).

Zusammen mit den Kreisen Wesel und Kleve,
der Stadt Krefeld und dem Kommunalen
Rechenzentrum Niederrhein (KRZN) wurde
ein Anforderungskonzept erstellt sowie das
Ausschreibungsverfahren und die Beschaf-
fung durchgeführt:
Der Aufbau des GIS wurde durch den An-
satz, die Anforderungen und Wünsche von

vier Katasterämtern und 42 Verwaltungen
zu erfüllen, eine in der ersten Phase große
Herausforderung. Jedoch zwang dies alle
Beteiligten dazu, ihre Anforderungen und
Wünsche zu harmonisieren und den eige-
nen Horizont zu erweitern.

GeoDataWarehouse

Zentrale Ablage aller Daten und Metadaten
ist das GeoDataWarehouse (GDW) auf Basis
von Oracle Spatial. Besonderheit hier ist,
dass es zusätzlich zu den vier Bereichen, die
durch die beteiligten Katasterämter erfor-
derlich sind, einen Bereich gibt, in dem alle
katasteramtsübergreifenden Daten (zum
Beispiel Luftbilder, Überschwemmungsge-
biete) abgelegt und gemeinsam fortgeführt
werden. Im GDW werden sowohl Primär-
daten direkt erfasst als auch sekundär (Kopie
der Daten zum Beispiel des Liegenschafts-
buches). Auch das gesamte durchgängige
Nutzerkonzept (eine Anmeldung mit allen
Rechten) ist hier abgelegt.
Die Daten der Katasterämter in Form des
Liegenschaftsbuches (ALB) und der Liegen-
schaftskarte (ALK) werden aus den weiter-
hin vorhandenen Primärsystemen mit Soft-
ware der Firma IBR aktuell in spezielle
Bereiche eingespielt. Mit dieser Strategie
kann somit auch der Wechsel der Kataster-
ämter nach ALKIS für das GIS ohne größe-
ren Aufwand durchgeführt werden, da im
Prinzip nur die Primär-Systeme gewechselt
werden.

Metadaten

Metadaten sind Daten
über Daten (Datum
der Erfassung, Eigen-
tümer) und müssen als
gesetzliche Verpflich-
tung zu Daten aus dem
GIS zur Verfügung ge -
stellt werden. Auch
gibt es eine ISO-Norm
für Metadaten. Ledig-
lich die Umsetzbar-
keit in die Praxis wurde
bisher von den The -
oretikern stets ver-
nachlässigt. Um einen
Mittelweg zwischen
den theoretischen
Anforderungen und
der Praxis zu finden, wurden die wesent-
lichen, auch in der Praxis befüll- und ver-

wendbaren Parameter der ISO-Norm aus-
gewählt. Diese werden soweit möglich auto-
matisch aus dem GDW befüllt, und nur
einige wenige sind manuell zu ergänzen.
Durch eine „Klon-Taste“ können Metada-
ten von anderen ähnlichen Themen kopiert
werden, so dass sich der Erfassungsauf-
wand noch in Grenzen hält.

Web-basierte einfache
Anwenderoberfläche
für jedermann
Die Software, die jedermann in der Verwal-
tung auf seinem Arbeitsplatz hat, ist das
java-basierte RPI (Res Publika Intranet) der
Firma Intergraph. Zusätzlich zu den Funk-
tionalitäten, die jede GIS-Software mittler-
weile besitzt, bietet RPI zahlreiche sinnvolle
Ergänzungen:

● Objekte mit einem Mehr an Information
(z.B. Denkmale, Bebauungspläne) haben
einen Link, der zu weiterführen Dateien
beliebiger Formate in einem Verzeichnis
führt.

● Es gibt zahlreiche vordefinierte Abfragen,
die zu ausgewählten Objekten weitere
Information liefern, mit der Möglichkeit
diese nach Word oder Excel zu übergeben.

● Alle Daten können auch als Vektorformat
gespeichert werden.

Ein Geoinformationssystem (GIS) wird in jeder Verwaltung gebraucht und ist auch im Einsatz. Ein gleiches GIS in allen Verwaltungen war
das Ziel des Kreises Viersen und seiner Kommunen. Fünf Jahre nach der Startphase ist vieles besser gelöst als geplant und neue Baustellen
sind entstanden.

GIS im Kreis Viersen:
Fünf Jahre nach der Startphase
Von Michael Stein,
Amtsleiter des Amtes Informationstechnologie
und Geoinformationssystem

Zentrale Komponenten des GIS

Metadatenauszug zur Objektklasse „alle Flurstücke“
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● Daten können durch jeden selbst erfasst
und anderen zur Verfügung gestellt wer-
den. Auch können diese Daten für Ab-
fragen verwendet werden

● Alle Darstellungen lassen sich verändern
und eigene Kartenwerke können als Book  -
marks gespeichert werden.

● Alle Daten und Rasterkarten können be-
liebig transparent geschaltet werden, so

dass auch flächige überlappende Dar-
stellungen möglich sind.

● Ein „räumliches Durchstanzen“ ermög-
licht, alle vorhandenen Objekte in einem
Suchgebiet zu finden.

Mit RPI und den vorhandenen Daten lassen
sich beispielhaft folgende Aufgaben lösen:

● Bauberatung: alle Daten, die ein Bau-
grundstück betreffen, stehen zur Verfü-
gung, aber Frühjahr 2009 auch die Da-
ten aus dem Antragsverfahren ProBauG

● Ermitteln von Brunnen in einem Radius
um ein Vorkommnis

● Erzeugen eine Serienbriefvorlage, um al-
len Bewohnern von Gebäuden an einer
Straße einen Brief zu senden

● Ermitteln aller Flurstücke längs einer Tras-
se und erzeugen der Eigentümerliste

● Erfassen eines aktuellen Vorfalls am Ar-
beitsplatz und Verwendung dieser Daten
an weiteren Arbeitsplätzen

● Bemaßungen von beliebigen Objekten

Desktop-Software
für Spezialisten
Als Desktop Software wurde GeoMedia und
GeoMedia Pro der Firma Intergraph be-

schafft. Mit dieser Software werden kom-
plexe Analysen und Einzelkarten gefertigt
und die Datenerfassung und Fortführung
erledigt. Im Gegensatz zu RPI erfordert Geo-
Media leistungsstarke Hardware, mindestens
dreitägige Schulungen und einen steten
Einsatz, um das Knowhow zu erhalten und
zu erweitern. Beispielhafte Analysearbeiten
sind hier z.B.:

● Erzeugen von Wahlbezirkseinteilung un-
ter Berücksichtigung der kleinräumigen
Gebietsgliederung, der Gebietsgliede-

rungstabelle, bewohnter Gebäude und
der georeferenzierten Einwohner.

● Ermitteln aller Flurstücke, die innerhalb
von allen Naturschutzgebieten im Kreis

Viersen an einem Gewässer liegen und
keinen privatem Eigentümer haben.

Internetauskunft
für den Bürger

Mit RPWeb (Res Publika Web) der Firma
Intergraph stellen alle 42 Verwaltungen am
linken Niederrhein unter www.geoportal-
niederrhein.de ihre Daten dem Bürger zur
Verfügung. Zentrale Inhalte sind die Ras-
terdaten des Landes, die deutsche Grund-
karte (jetzt ABK), Gebäude und Adressen,
Flurstücke und Points of Interest (POI). Mit
den POI verbindet sich das Konzept, zum
einen Adressen nach ihrer Funktion und
nicht nach der Anschrift verfügbar zu ma-
chen (zum Beispiel statt Konrad-Adenauer-
Ring 30, 41747 Viersen dann Erasmus-
von-Rotterdam-Gymnasium, Viersen) und
zum anderen im Internet die wesentliche
Infrastruktur im Umfeld auffindbar zu ma-
chen. Vollständig stehen bereits alle Schule
und Kindergärten, Sozial- und Behinderten-
einrichtungen, Krankenhäuser und Ärzte
zur Verfügung. Weitere Themen befinden
sich in der Diskussion bzw. Erfassung.

Interkommunale
Zusammenarbeit

Herzstück der Leistungsfähigkeit ist die inter-
kommunale Zusammenarbeit. Jede der 42
beteiligten Verwaltungen hat eine interne
GIS-Konferenz. Ergebnisse von dort fließen
in die GIS-Konferenz des Kreises und von
dort weiter in die GIS-Verbandskonferenz.
Was sich zunächst nach einem typischen

Sitzungsmarathon anhört, hat sich im We-
sentlichen verfestigt auf vier Verbandskon-
ferenzen und je vier Konferenzen in den
Kreisen. Gleichzeitig gilt für alles Neue, dass
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RPI – einfache Anwenderoberfläche für jedermann

RPWeb – GIS-Bürgerauskunft

ED_156-196_04_09_RZ_akt.qxp:236-xxx  14.04.2009  12:02 Uhr  Seite 181



nur bei Einstimmigkeit der Forderung eine
entsprechend hohe Priorität bei der techni-
schen Umsetzung eingeräumt wird. Dieses
Vorgehen schließt damit Sonderwünsche
aus, und die Daten sind in jeder Kommune
gleich strukturiert. Die im Rahmen der Be-
sitzstandswahrung noch vorhandenen Un -
terschiede werden immer dann beseitigt,
wenn es an dem Thema Veränderungen
geben soll. So findet zurzeit ein schon auf
Inspire (EU Infrastructure for Spatial Infor-
mation in the European Community) orien-
tierter Abgleich der Umweltdaten statt.
Um seine neun Kommunen besser zu un -
terstützen, wurde in der Kreisverwaltung
Viersen mit der Stabsstelle IT und GIS ein
Bereich geschaffen, der für den Kreis und
seinen Kommunen die GIS-Koordination
und in Teilen die Arbeit übernimmt. Dort
werden Pilotprojekte durchgeführt, die Kom -
munen und die Ämter der Kreisverwaltung
bei GIS-Projekten und Nutzung beraten
und die Erfassung für einheitliche Themen
gesteuert und durchgeführt. So hat der
Kreis Viersen für seine Kommunen das ge-
samte Denkmalkataster erfasst und wird
bis Mitte 2009 auch alle Flächennutzungs-
pläne in das GIS integrieren.

Ausblick

Mit der Ausbau des GIS einher gehen aber
auch strukturelle Veränderungen. So ste-
hen jedem Anwender bereits über 300 ver-
schiedene Themen zur Verfügung, die in
Verbindung mit den Auswerte-, Abfrage-
und Analyse-Möglichkeiten ein weites Po-
tential bieten. War zu Beginn eine selbster-
klärende Oberfläche mit ca. 50 Themen das
Ziel, so wäre heute bereits ein 3-Tage-Lehr-
gang erforderlich, um den gesamten Funk-
tionsumfang und das Potential nur der Aus-
kunftskomponente zu vermitteln. Mit dem
in 2009 hinzukommenden Datenbeständen
aus den Bereichen Grundbesitzabgaben,
Baurecht und Wasserecht steigt der Um-
fang noch einmal stark an.
Alleine das Potential zu vermitteln, dass die
raumbezogene Auswertung anonymisierter
Einwohnerdaten bietet, ist auf Grund der
üblichen Argumente „Datenschutz“ und
„gläserner Bürger“ stets schwierig. Auch
ist es nicht unbedingt gerne gesehen, wenn
mit dem Einsatz von GIS herkömmliche Ar-
beitsmethoden oder Annahmen geändert
werden. So wird in den nächsten Jahren
der Schwerpunkt der Arbeit sein müssen,

die Möglichkeiten und Potentiale von GIS
systematisch in jeden Winkel der Verwal-
tung zu bringen und aufgabenbezogene
Schulungen anzubieten bzw. benötigte Da-
ten zu ergänzen. 
Die mit der Inspire-Richtlinie, dem Geodaten-
zugangsgesetz NRW und zahlreichen Geo-
dateninfrastruktur-Projekten kommenden
Arbeiten werden hier gelassen beobachtet.
Die Aufgabe einer gemeinsamen Geodaten-
infrastruktur im Kreis Viersen mit seinen
Kommunen ist gelöst. Auch andere Ver-
waltungen können Zugriff erhalten, sofern
sie einen rechtlichen Anspruch und die tech-
nische Infrastruktur für einen gesicherten
Zugriff besitzen.
Dem Konzept einer Landes-, Bundes- und
EU-weiten Geodateninfrastruktur wird bei
allen Aktivitäten durch einen maximal mo-
dularen Aufbau Rechnung getragen. Jedoch
wird hier auf Grund der gemachten Erfah-
rungen davon ausgegangen, dass bis zu ei-
ner echten Realisierung aufgrund der allein
in Nordrhein-Westfalen ca. 400 Kommunen
noch ein weiter Weg ist.
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Auch die Kreisverwaltung des Ennepe-
Ruhr-Kreises treibt das in der Verfas-

sung verankerte Gebot der Gleichstellung
und Gleichbehandlung von Frauen und
Männern voran und lässt es mehr und mehr
Realität werden. Neben den Zahlen, die im
Frauenförderplan abzulesen sind (Stand 2007
57 Prozent weibliche Beschäftigte, 11 von
54 Sachgebietsleiterstellen mit Frauen be-
setzt und steigende Frauenquote im höheren
Dienst), wird dies vor allem an einer Viel-
zahl von Projekten deutlich.

Cross-Mentoring-Projekt
machte fit für
Führungsaufgaben
Dem Wunsch der Kreisverwaltung, Frauen
in ihrem Bestreben, Leitungsaufgaben zu

Die gesetzlichen Vorgaben sind eindeutig, die Aufgaben einer Gleichstellungsbeauftragten sind klar umrissen. Sie wirkt mit, wenn es
in ihrer Behörde um die Gleichstellung von Frauen und Männern geht, wenn die Vereinbarkeit von Familie und Beruf auf der Tages-
ordnung steht oder der Schutz vor sexueller Belästigung thematisiert wird. Sie ist frühzeitig zu beteiligen, wenn Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter eingestellt, versetzt oder befördert werden sollen, gleiches gilt für organisatorische und soziale Angelegenheiten. Zudem
steht sie Frauen für Fragen zu ihrem beruflichen Fortkommen oder in Fällen von Benachteiligung als kompetente Ansprechpartnerin
zur Verfügung.

Vielzahl von Projekten
kennzeichnet Gleichstellung
im Ennepe-Ruhr-Kreis
Von Renate Terboven, Gleichstellungsbeauftragte
des Ennepe-Ruhr-Kreises

Teilnehmerinnen des CrossMentoring-Projektes
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übernehmen, zu unterstützen, wurde mit
einem so genannten Cross-Mentoring-Pro-
gramm unterstrichen. Daran waren zwischen
2006 und 2008 neben dem Ennepe-Ruhr-
Kreis die Städte Gevelsberg, Hattingen,
Schwelm und Sprockhövel beteiligt. Das
Projekt startete mit dem Anspruch, dass

engagierte Frauen andere engagierte Frauen
fit für Führungsaufgaben machen und auf
diese Weise mehr Frauen in verantwortliche
Positionen innerhalb ihrer Verwaltung kom-
men. 14 erfahrene Führungskräfte (Men-
torin) gaben ihre Erfahrungen an 14 jüngere
Frauen (Mentee) weiter. Unter den Mento-
rinnen waren unter anderen die Kreisdirek-
torin Iris Pott sowie Bürgermeisterin Dag-
mar Goch aus Hattingen.
„Im Laufe des Projektes haben die Frauen
viele Einsichten in verkrustete Strukturen
gewonnen und sich von alten Ideen und
Bildern, wie Frauen zu sein und zu funktio-
nieren haben, befreit. Diese Bilder wurden
als überholt und antiquiert abgelegt“, be-
schrieb Trainerin und Moderatorin Eva Ma-
ria Hartings die Effekte. Bei ihren Treffen
hätten die Frauen beispielsweise intensiv
darüber diskutiert, welche Strategien man
lernen muss, wenn man in Führungsposi-
tionen gelangen möchte, wie man Familie
und Beruf trotz Karriere unter einen Hut be-
kommen kann und wie man auf merkwür-
dige oder auch neidische Bemerkungen von
Kollegen reagieren sollte. „Die damit ver-
bundenen Erkenntnisse machen die Frauen
souveräner und selbstbewusster. Davon
profitieren nicht nur die Teilnehmerinnen,
auch die beteiligten Verwaltungen werden
positive Veränderungen feststellen. So ist
Frauenförderung ein Instrument der Perso-
nalförderung“, ist sich Hartings sicher. Die
Mentorinnen berieten und unterstützten

„ihre“ Mentees über einen Zeitraum von
zwei Jahren. In der Praxis trafen sich die
beiden Frauen alle vier bis sechs Wochen.
Dabei konnte es sich um einen persön-
lichen Gesprächstermin handeln oder die
Mentee begleitete ihre Mentorin bei einem
Termin des Arbeitsalltags. Die Gleichstel-

lungsbeauftragten der beteiligten Städte
und des Kreises steuerten das Mentoring.
Nach Ablauf der zwei Jahre sahen sie ihr
Ziele erfüllt. „Wir haben Frauen ermutigt,
Ansprüche zu erheben, diese zu formulie-

ren und auch durchzusetzen. Das Projekt
ist ein Beitrag, damit Verwaltungen und
Öffentlichkeit das Potential von Frauen er-
kennen. Das Mentoring hat dazu beigetra-

gen, Netzwerke zum Austausch und gegen-
seitiger Unterstützung zu bilden, von denen
die Beteiligten und andere Frauen auch
nach dem offiziellen Ende des Projektes
noch profitieren können.“

Gute Kinderbetreuung als
entscheidender Baustein für
berufliches Fortkommen
Beruf, Familie und Kinderbetreuung unter
einen Hut zu bringen, das ist nach wie vor
vor allem eine weibliche Aufgabe. Mit sei-
nem Modell der Kinderbetreuung, das von
der Gleichstellungsbeauftragten der Kreis-
verwaltung auf den Weg gebracht wurde,
macht der Ennepe-Ruhr-Kreis seit Anfang
des Jahres Familien ein ganz besonderes An-
gebot. Die Markenzeichen: individuell, flexi-
bel und verlässlich. Realisiert wird das Mo-
dell gemeinsam mit der Kreispolizeibehörde
und der Verkehrsgesellschaft Ennepe-Ruhr
mbH (VER). Partner der Anbieter ist die Ar-
beiterwohlfahrt Region Ennepe-Ruhr.
Dem Ziel und den von vielen Berufstätigen
formulierten Anspruch, Bedingungen zu
schaffen, um Beruf und Familie möglichst
gut unter einen Hut zu bringen, kommen
die Beteiligten einen deutlichen Schritt nä-
her. Die Zusammenarbeit einer Kreisver-
waltung mit zwei weiteren Institutionen in
einem solchen Projekt ist zudem sicher et-
was ganz Besonderes. Zwar macht die Kreis-
verwaltung mit Teilzeitverträgen, gleitender
Arbeitszeit und Telearbeit bereits seit Jahren
einiges, damit die Arbeit im Büro den Anfor-

derungen im Privatleben angepasst werden
kann. Wunschlos glücklich waren aber den-
noch nicht alle. Um das zu ändern, wurde
zunächst über einen Betriebskindergarten
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Auftakt der Aktion mit den Taschenkalendern in 2008, unterstützt von Landrat Dr. Arnim Brux

Mit Fachtagen rückt der runde Tisch sehr geziehlt einzelne Aspekte häuslicher Gewalt in den
Blickpunkt
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nachgedacht. Schnell stellte sich aber her-
aus, dass dieser dem von den Beschäftigten
angemeldeten Bedarf nicht gerecht werden
könnte. Gefragt waren eine flexible Betreu-
ung auch zu ungewöhnlichen Tageszeiten
sowie eine Betreuung im sozialen Umfeld
des Kindes, auf die in Notfällen möglichst
auch kurzfristig und während der Ferien zu-
rückgegriffen werden kann. Hierfür konnte
mit dem ElternService der AWO, der indivi-
duelle und qualifizierte Kinderbetreuungen
vermitteln kann, der ideale Partner gefun-
den werden.
Effekt: Mehr als 1.400 Beschäftigte können
sich in Sachen Betreuung für Kinder bis zum
Ende des Grundschulalters über eine Art
Rundum-sorglos-Paket freuen. Egal, ob ein
2-jähriger jeden Vormittag ab 7 Uhr und für
vier Stunden zu Hause oder ein 4-jähriger
für fünf Stunden im Kindergarten beauf-
sichtigt werden soll, egal, ob ein 7-jähriger
an wechselnden Tagen nach der Schule oder
eine 8-jährige während der Sommerferien

zu betreuen ist, ein Anruf bei der AWO
reicht und ein entsprechendes Angebot wird
erstellt. Die AWO verfügt über gut ausge-
bildete Babysitter, Tagesmütter und Fami-
lienpfleger sowie Plätze in Betreuungsein-
richtungen und kann auch sehr kurzfristig
eine Notbetreuung in Ausnahmesituationen
organisieren. Mit Blick auf das Alter der
Kinder, die Betreuungsdauer und -zeit sowie
den Betreuungs- und Einsatzort besteht eine
hohe Flexibilität. Die Ausgabenverteilung ist
klar geregelt: Die Betreuungskosten werden
von den Eltern getragen, die Arbeitgeber tei-
len sich einen Pauschalbetrag, den die AWO
für ihre Dienstleistung berechnet.
Die verlässliche Kinderbetreuung wird inzwi-
schen auch in Stellenausschreibungen ge-

nutzt und soll einen Beitrag leisten, damit
es Kreisverwaltung, Kreispolizeibehörde und
Verkehrsgesellschaft Ennepe-Ruhr in Zu-
kunft leichter haben, qualifiziertes Personal
zu finden. Weitere Vorteile des Angebotes:
Die Rückkehr aus der Elternzeit wird erheb-
lich erleichtert, gut ausgebildete Fachkräfte –
Frauen und Männer – werden an den Ar-
beitgeber gebunden und Fehl- und Aus-
fallzeiten verringern sich.

Schutz vor häuslicher Gewalt
weiterer Schwerpunkt

Die Geschäftsführung für den „Runden Tisch
EN gegen häusliche Gewalt“ liegt seit des-
sen Gründung 1999 in den Händen der
Gleichstellungsbeauftragten der Kreisver-
waltung. Gemeinsam mit Fachleuten aus
Justiz, Polizei, dem Opferschutz, den Bera-
tungsstellen, dem Frauenhaus, der Frauen-
beratung, dem Gesundheitswesen und den
Gleichstellungsbeauftragten der Städte ar-

beitet sie daran, die Situation gewaltbetrof-
fener Frauen nachhaltig zu verbessern und
Gewalt öffentlich zu ächten. Trauriger Hin -
tergrund: Auch 2008 mussten im Kreis 244
Fälle häuslicher Gewalt und 135 Wegwei-
sungen von gewalttätigen Männern aus
Wohnungen protokolliert werden. In 193
Fällen erfolgte eine Vermittlung der Frauen
an Beratungsstellen. Um die damit verbun-
denen Probleme ins Bewusstsein zu rücken,
gab es in den vergangenen Jahren regel-
mäßig öffentlichkeitswirksame Aktionen.
2004 wurden in den Bäckereien im Kreis-
gebiet 200.000 Brötchentüten mit der Auf-
schrift „Gewalt kommt nicht in die Tüte"
verteilt, 2005 überreichten die Apotheken
ihren Kunden 50.000 Taschentücherpäck-

chen. Die Botschaft: „Keine Gewalt gegen
Frauen. Wir haben die Nase voll!". 2006
hieß es dann auf 180 Plakaten in Bussen
der Verkehrsgesellschaften „Gewaltfrei fah -
ren Frauen besser – Keine Gewalt gegen
Frauen“ und 2007 wurden 12 Banner über
Straßen und an Rathäusern aufgehängt. Da -
rauf appellierten Landrat Dr. Arnim Brux,
Kreisdirektorin Iris Pott und die Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister der Städte:
„Gemeinsam gegen Häusliche Gewalt!".
Seit Herbst 2008 heißt es „Die Zeit ist reif -
Keine Gewalt gegen Frauen!". Diese Bot-
schaft steht auf 10.000 Taschenkalendern,
die in den Städten des Ennepe-Ruhr-Kreises
verteilt werden. Taschenkalender und Infor-
mationsblätter sollen dazu beitragen, dass
Betroffene den Mut finden, sich an Bera-
tungsstellen, Frauenhaus oder die Polizei
zu wenden. Erste Ansprechpartner nennt
der Taschenkalender, dort sind die Telefon-
nummern der Frauenberatung EN, des Frau-
enhauses EN und der Opferschutzbeauf-
tragten der Polizei genannt.
Die Reaktionen auf jede einzelne Aktion
waren stets positiv. Es ist gelungen, der Öf -
fentlichkeit zu zeigen, dass häusliche Ge-
walt auch im Ennepe-Ruhr-Kreis stattfindet
und ein Thema sein muss.

Netzwerk Gesine

Um die gesundheitliche Versorgung von
Frauen, die Gewalt erfahren mussten, zu
verbessern wurde vor genau fünf Jahren
vom Verein „Frauen für Frauen“ zudem
das Netzwerk Gesundheit.EN (gesine) ge-
gründet. In verhältnismäßig kurzer Zeit ist
es gelungen, aus vereinzelten Angeboten
ein Netz zu knüpfen, das tatsächlich in der
Lage ist, Betroffene und ihre Kinder siche-
rer aufzufangen. Viele kleine Schritte haben
dazu beigetragen: Es wurden öffentlich-
keitswirksame Aktionen gestartet, Fortbil-
dungen angeboten und Informationsma -
teri alien verteilt, Fachtage, Leitfäden und
Broschüren lieferten Hintergründe und
machten klarer, wie Hilfe aussehen kann.
Dabei ging es unter anderem darum, die
Professionellen im Gesundheitswesen für
Art, Ausmaß und Folgen von Gewalt ge-
gen Frauen zu sensibilisieren und grundle-
gende Standards in der Versorgung ge-
waltbetroffener Frauen umzusetzen. Zudem
wurde das Modellprojekt „Medizinische
Intervention gegen Gewalt“ ins Leben ge-
rufen. Hier geht es, niedergelassene Ärzte
beim Erkennen, Dokumentieren sowie im
sachgerechten Umgang mit gewaltbetrof-
fenen Patientinnen zu unterstützen. Ähnli-
che Modellprojekte gibt es bundesweit le-
diglich an vier weiteren Standorten.
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Gewaltschutz wurde auch mit Postkarten und Broschüren zur Sprache gebracht.
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An den Bedürfnissen
und Interessen
der Kinder orientiert

Nach einer Bedarfsabfrage bei den Beschäf-
tigten Anfang 2008 stand fest: Viele Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern würden das
Angebot gerne in Anspruch nehmen. Des-
halb trat der Kreis in Verhandlungen mit
frei  en Trägern der Jugendhilfe, um pädago-
gisch versierte Partner für die Durchführung
des Ferienangebotes zu finden. Jeweils drei
Wochen der Sommerferienbetreuung über-
nahmen schließlich der Caritasverband für
das Dekanat Borken e.V. und die Deutsche
Rote Kreuz (DRK) Soziale Arbeit und Bil-
dung gGmbH. Es folgten das verbindliche
Anmeldeverfahren und die konkrete Pla-
nung der Ferienaktion mit Blick auf die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer und ihre Al-
ters struktur. Dies übernahm eine kleine
hausinterne Arbeitsgruppe. Unter dem
Motto „Kreishauspiratinnen und -pira-
ten“ entstand so ein abwechslungsreiches,
an den Bedürfnissen und Interessen der Kin-
der orien tiertes Ferienprogramm.

Ganz- oder halbtags?
Flexible Lösungen

Die Eltern hatten die Möglichkeit, ihr Kind
bzw. ihre Kinder je nach Bedarf ganztags
oder halbtags, an einzelnen Tagen oder aber

auch für ein oder mehrere Wochen anzu-
melden. Der Kreisausschusssaal verwandelte
sich für die Dauer der Sommerferien in eine

„Piratenburg“. Die Mahlzeiten nahmen die
Mädchen und Jungen gemeinschaftlich im

Nebenraum der Kreiskantine ein. Das groß-
zügige Außengelände der Kreisverwaltung
bot zahlreiche Beschäftigungsmöglichkeiten

im Freien. Einmal pro Woche stand als be-
sonderes „Highlight“ ein Ausflug in die nä-
here oder weitere Umgebung auf dem Pro-
gramm, etwa zur Sternwarte, in den Zoo
oder einen Freizeitpark. Mindestens zwei pä-
dagogische Fachkräfte übernahmen durch-
gehend die Betreuung.
Reduzierte Beiträge für Geschwisterkinder
Für die Betreuung zahlten die Eltern einen
Kostenbeitrag von 10 Euro für einen gan-
zen und 5 Euro für einen halben Tag, je-
weils plus Verpflegung. Bei zwei Kindern
halbierte sich der Kostenbeitrag für das
zweite Kind. Für das dritte und weitere Kin-
der musste – bis auf den Beitrag für die
Verpflegung – nichts gezahlt werden. Die
durch die Elternbeiträge nicht gedeckten
Kosten übernahm auf der Grundlage eines
Vorstandsbeschlusses die Kreisverwaltung.

Sechs Wochen Sommerferien: Für Kinder sind das immer tolle Aussichten, für Eltern oft eine große Herausforderung. Schließlich bieten
die Schulen in der Regel keine Ferienbetreuung an, sodass die Betreuungslücke durch den Erholungsurlaub der Eltern nicht bzw. nur
schwierig zu schließen ist. Deshalb hat die Kreisverwaltung Borken in Kooperation mit der Kreispolizeibehörde im Sommer 2008 erstmals
eine Ferienbetreuung für Kinder der Beschäftigten angeboten. Die Resonanz war äußerst positiv: 50 Kinder im Alter von sechs bis 14 Jahren
verbrachten einen Teil ihrer Sommerferien im Kreishaus.

Kreishauspiratinnen und -piraten –
Sommerferienbetreuung
in der Kreisverwaltung Borken
Von Irmgard Paßerschroer,
Gleichstellungsbeauftragte, Kreis Borken

Als Kreishauspiratinnen und -piraten verbrachten 50 Kinder einen Teil der Sommerferien
im Kreishaus.

Das Außengelände verwandelte sich immer wieder in einen großen Spielplatz für die Kinder
der Beschäftigten.
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Wiederholung ist
in Planung

Die Resonanz auf die Premiere der Ferien-
betreuung war äußerst positiv. 50 Kinder im
Alter von sechs bis 14 Jahren aus 32 Familien
nutzen das Angebot. 234 ganze und 143
halbe Teilnehmertage wurden gebucht. Die
Akzeptanz und Unterstützung seitens der
Kolleginnen und Kollegen war beispielhaft.
Dass in Treppenhaus und Foyer regelmä-
ßig Kinderstimmen zu hören waren und es

in der Kantine immer wieder „Hallo Mama!“
und „Hallo Papa!“ hieß, wurde durchaus
positiv aufgenommen. Diesen Eindruck be-
stätigte auch eine Abfrage bei den Beteilig-
ten nach den Sommerferien. Sie sind über-
zeugt: Die Sommerferienbetreuung stellt
eine sinnvolle Ergänzung zu den bereits be-
stehenden familienfreundlichen Maßnah-
men, wie z.B. der flexiblen Arbeitszeitges-
taltung, der Tele- und Teilzeitarbeit, dar.
Die Kreisverwaltung geht davon aus, dass
mit diesem Angebot die Identifikation der

Beschäftigten mit ihrem Arbeitgeber ge-
fördert und ihr Engagement und ihre Mo-
tivation gesteigert werden. In Stellenaus-
schreibungen wirbt der Kreis Borken als
familienfreundlicher Arbeitgeber jetzt
auch mit dem Betreuungsangebot in den
Sommerferien. In diesem Jahr wird es eine
Fortsetzung geben.
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Gerade dem öffentlichen Dienst kommt
eine besondere Bedeutung zu, da dieser

sich in vieler Hinsicht vorbildlich verhalten
sollte und es eine seiner Aufgaben ist, die
demographische Entwicklung im Auge zu
behalten und durch Maßnahmen den nega-
tiven Auswirkungen entgegen zu wirken.
Eine überaltete Gesellschaft ist nicht gesund
und so sind alle Maßnahmen, die dazu füh-
ren können, dass die Menschen in unserem
Lande in einer guten Mischung miteinander
leben, zu begrüßen und sie sind dort, wo
es möglich ist, eine Verpflichtung für den
öffentlichen Dienst.
Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
spielt eine immer wichtigere Rolle. Flexible
Arbeitszeitmodelle und Telearbeitsplätze
sind wichtige Bausteine, die an anderer Stel-
le Thema dieser Ausgabe sind. 
Die Situation von berufstätigen Eltern ist
häufig durch ein gut organisiertes Netz von
Kinderbetreuungsmöglichkeiten geprägt.
Tagespflegestellen, Ganztagsbetreuung in
den Kindertagesstätten, Offene Ganztags-
schulen und Tagesheimgymnasien ermögli -
chen Eltern einen deutlich früheren Wie -
der einstieg in die berufliche Tätigkeit. Aus
Arbeitgebersicht ist dies von Vorteilen ge-
prägt, weil in der Regel keine neuen Qualifi -
zierungsmaßnahmen für den Wiedereinstieg
erforderlich sind, und die Personalverwal-
tung in dieser Hinsicht entlastet wird.
Die Kreisverwaltung des Rhein-Erft-Kreises
hat in ihrem Leitbild die Familienfreundlich-
keit verankert. Dies geschieht in dem Be-

wusstsein, dass Eltern mit den Schwierigkei-
ten, die mit der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf einhergehen, nicht alleine gelas-

sen werden. Als eine kleine Maßnahme sei
deshalb hier an dieser Stelle das Eltern-Kind-
Büro erwähnt.
Die oben benannten Netze der Kinderbe-
treuung bieten in der Regel nicht die Mög-
lichkeit, auf besondere Situationen einzuge-

hen. Betriebsausflüge in Kindertagesstätten,
Pädagogische Konferenzen an den Schulen
erforderten bisher, dass Eltern für die Be-
treuung ihrer Kinder nach Alternativen su-
chen mussten. Oft geschah das durch die
Inanspruchnahme von Urlaubstagen. Hier
wollte die Verwaltung den Eltern entgegen
kommen.
Der Rhein-Erft-Kreis hat im letzten Jahr ein
Eltern-Kind-Büro eingerichtet. Grundge-
danke hierbei war, dass die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf letztlich eine Inte-
gration beider Bereiche bedeutet. Wenn bei
der Einrichtung von Telearbeitsplätzen die
beruflichen Tätigkeiten in das familiäre Um -
feld transportiert werden können, so ist
dies durch das Eltern-Kind-Büro in anderer
Richtung möglich.
Das Eltern-Kind-Büro besteht aus einem
voll eingerichteten PC-Arbeitsplatz, an dem
sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in das hausinterne Netz einwählen und ihre
übli chen Programme und Dateien nutzen
können. In dem gleichen Raum befindet sich
aber noch eine Kinderspielecke, ein kleines
Kinderbettchen und ein Schreibtisch, so dass
Kinder jeder Altersstufe sinnvolle und alters-
gerechte Beschäftigungsmöglichkeiten ha-
ben. Die Kinder nehmen an dem Arbeitsall-
tag ihrer Eltern teil und entgegen aller
negativen Prognosen hat die Erfahrung ge-
zeigt, dass die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in diesem Büro sehr gut arbeiten können
und wenig Ablenkung durch ihre Kinder
erfahren.

Der öffentliche Dienst sieht sich neuen Herausforderungen ausgesetzt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
sehen neuen Anforderungen entgegen und im Hinblick auf die demographische Entwicklung müssen auch
Verwaltungen einem Fachkräftemangel vorbeugen. In diesem Sinne ist es unabdingbar, qualifizierte Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter zu gewinnen und an ihren Arbeitgeber zu binden. Verwaltungen, die familien-
freundliche Arbeitsbedingungen bieten, profitieren von diesen, weil die Attraktivität des Arbeitsplatzes größer,
Fluktuation von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geringer und die Ausfallzeiten kürzer sind.

Landrat Werner Stump besucht  das Eltern-
Kind-Büro

Das Eltern-Kind-Büro
im Rhein-Erft-Kreis
Von Elisabeth Huber, Gleichstellungsbeauftragte
des Rhein-Erft-Kreises
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Die Einrichtung des Büros war durch eine
gute Zusammenarbeit verschiedener Sach-
bereiche möglich. Unter Federführung der
Gleichstellungsbeauftragten wurde das Per-
sonalamt, das Justitiariat, der Datenschutz-
beauftragte und die Gesundheitsaufseher
einbezogen und haben durch konstruk -
tive Begleitung die Einrichtung ermöglicht.
Maßgeblich für die Inanspruchnahme des
Eltern-Kind-Büros sind die Nutzungsbedin-
gungen. Im Vergleich anderer Verwaltungen

hat sich der Landrat des Rhein-Erft-Kreises,
Herr Werner Stump dazu entschlossen, die
Nutzungsbedingungen relativ weit zu fas-
sen, um ein deutliches Zeichen an die Eltern
und den Wunsch nach ihrer Entlastung zu
geben. Für die Buchung ist kein Nachweis
über den Wegfall der üblichen Betreuungs-
person vorzulegen. Es muss auch keine Ge-
nehmigung des Vorgesetzten erfolgen, er
muss lediglich unterrichtet werden.  Als Fol-
ge dessen erfreut sich das Büro immer grö-

ßeren Zuspruchs, derzeit wird es in der Re-
gel alle zwei Wochen für einen Tag ge-
bucht, Tendenz steigend. Sehr erfreulich ist,
dass es auch immer mehr von Vätern in An-
spruch genommen wird, die die Möglich-
keit sehen, auf einfache Weise die Mütter
der Kinder in den Betreuungsausfällen zu
unterstützen.
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Der Landesverband Lippe betreibt insbe-
sondere aktive Grundstückspolitik sowie

Forstwirtschaft, um seine kulturtragenden
Institutionen zu fördern. Es werden kultu-
relle und wissenschaftliche sowie soziale und
gesundheitliche Einrichtungen gefördert.
Mit der Vielfalt zu erfüllenden Aufgaben
trägt er wesentlichen Anteil daran, Lippe als
vielbesuchtes Ausflugs-, Kur-, und Erho-
lungsgebiet zu profilieren.

EILDIENST: Über den Landesverband Lippe
ist in weiten Teilen des Landes nichts be-
kannt. Anders als die beiden Landschafts-
verbände, auf deren Ebene Sie ja praktisch
agieren, können Sie dies ja auch nicht
durch Größe wettmachen. Wie gehen Sie
damit um?

Auch wenn es Außenstehenden erscheinen
mag, dass der Landesverband Lippe auf der
Ebene der beiden nordrhein-westfälischen
Landschaftsverbände agiert, bestehen doch
deutliche Unterschiede: Der Landesverband
Lippe hat einen singulären Status, insofern
als dass er als Verwalter und Wahrer des
Vermögens des ehemaligen Landes Lippe
fungiert. Dazu gehören Kultureinrichtun-
gen, wie das Lippische Landesmuseum, die
Lippische Landesbibliothek, das Landesthe -
ater, das Hermannsdenkmal, die Extern-
steine, 16.000 ha Forst und Immobilien,
darunter historisch wertvolle wie Schloss
Brake, Burg Blomberg oder Burg Sternberg.
Daneben betreiben wir zwei Hotels, das
Staatsbad Meinberg und Studentenwohn-

heime. Unser Wirken ist aber auf den Kreis
Lippe begrenzt. Wir sehen uns deshalb nicht
in Konkurrenz zu den Landschaftsverbän-
den, sondern als sinnvolle, unerlässliche Er-
gänzung ihrer Arbeit im Raum Lippe. Die

Größe ist dabei nicht wichtig, sondern wie
erfolgreich und nachhaltig wir uns für Lippe
und seine Bürgerinnen und Bürger einsetzen.

Wie würden Sie denn jemandem, der weni -
ger Berührungspunkte hat als Sie, erklären,
was Sie tun?

Im Grunde genommen kann die Arbeit des
Verbandsvorstehers des Landesverbandes
Lippe auf einen Punkt gebracht werden:
Kulturdienstleister, Vermögensverwalter und
Interessenvertretung Lippes auch außer-
halb des Kreises. Zusammen mit den Be-
schäftigten des Landesverbandes Lippe bin
ich dafür verantwortlich, dass das uns an-
vertraute Vermögen wie Immobilien und
Wälder oder die Kultureinrichtungen in ei-
nem Maße bewahrt, finanziell ausgestattet
und gepflegt werden, dass alle Lipper davon
profitieren – heute und auch in Zukunft.
Wichtig ist mir dabei, eine noch engere Zu-
sammenarbeit und Verzahnung der einzel-
nen Einrichtungen des Landesverbandes
Lippe zu erreichen. Außerdem sehe ich mei -
ne Aufgabe darin, den Kontakt zu allen an-
deren Vertretern der Öffentlichkeit in Lippe
und in Nordrhein-Westfalen – etwa zu Po-
litikern, Verbänden, Unternehmern, Verei-
nen – zu pflegen und auszubauen, immer
wieder für den Landesverband Lippe zu
werben und seine Leistungen für Lippe –
und damit auch für das Land NRW –  her-
auszustellen.

Welche Möglichkeiten bietet diese Tätig-
keit, positiv auf die Entwicklung im Kreis
Lippe, möglicherweise aber auch auf das
Umland und hier insbesondere die Umland-
kreise, einzuwirken?

Der Landesverband Lippe ist zwar eine öf-
fentlich-rechtliche Körperschaft, hat aber
letztlich, mit seinen rund 170 Mitarbeitern,

Andreas Kasper möchte den Landesverband Lippe als eine eigenständige Einrichtung in Lippe weiter voranbringen und für die Zukunft
fitmachen. 1949 war die Geburtsstunde des Landesverbandes Lippe. Ihm wurde die Verwaltung des ehemaligen fürstlichen Vermögens
des Freistaates Lippe anvertraut, der im Zuge der Neugliederungen nach dem Zweiten Weltkrieg seine Selbstständigkeit aufgeben
musste und sich dem Land Nordrhein-Westfalen anschloss. Das Vermögen wurde den Bewohnern zur Nutzung und zur kulturellen
Wohlfahrt als Sondervermögen überlassen. Es umfasst neben rund 3.400 ha landwirtschaftlichen Flächen rund 15.800 ha Forsten,
zahlreiche Burgen und Schlösser, Mühlen und Wohnhäuser.

Das Porträt:
Andreas Kasper, Verbandsvorsteher
des Landesverbandes Lippe

Andreas Kasper
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die Bedeutung eines mittelständischen Un -
ternehmens: Wir schaffen und erhalten Ar-
beitsplätze – nicht nur beim Landesverband
Lippe selbst, sondern auch über die Zu-
sammenarbeit mit regionalen Handwerks-
betrieben und Unternehmen –, wir unterhal-
ten zahlreiche denkmalgeschützte Gebäude
und Kultureinrichtungen, wir unterstützen
ehrenamtlich arbeitend Vereine, wir för-
dern Kunst und Kultur, wir setzen uns für
die Bildung der Kinder und Schüler in Lippe
ein. Wir tragen in einem erheblichen Maße
dazu bei, dass sich die Lipper in ihrer Region
wohlfühlen, dass sie arbeiten und Familien
gründen, kulturelle Vielfalt genießen und
sich in der wunderschönen Natur Lippes
erholen können, kurz: eine hohe Wohn-
und Lebensqualität in Lippe vorfinden. Das
hat auch positive, stabilisierende Auswir-
kungen für das Umland und erhöht die At-
traktivität der Region Ostwestfalen-Lippe.

Ihre Hauptaufgabe Kultur überschneidet sich
mit wichtigen Aufgaben der Landschafts-
verbände. Wie finden Sie da Ihren eigenen
Weg, Ihr Alleinstellungsmerkmal?

Das Alleinstellungsmerkmal ist, wie bereits
erwähnt, der Fokus auf Lippe: Sei es das
Lippische Landesmuseum, die Lippische Lan -
desbibliothek, die Lippische Kulturagentur
oder das Landestheater Detmold – es geht
stets darum, Kunst und Kultur aus und für
Lippe zu bewahren und zu fördern, zu de-
monstrieren, welche Schätze und Kleinode
Lippe in diesem Bereich zu bieten hat, und
mit diesen auch zu wuchern. Denn die kul-
turelle Vielfalt, die Lippe bietet, ist für eine
Region dieser Größe schon einmalig. 

Ihr „Gebiet“ ist für die meisten Menschen
in Nordrhein-Westfalen schlicht und er-
greifend „der Kreis Lippe“, aber nicht der
dritte Landesteil NRWs. Ist es aus Ihrer
Sicht eigentlich wichtig, dieses Wissen zu
verankern?

Ich bin überzeugt, dass es das Ziel aller Lip-
per – des Landesverbandes Lippe, des Krei-
ses Lippe, der lippischen Politiker und Ent-
scheidungsträger, der Unternehmer und
Verbände der Region – sein muss, den Kreis
Lippe als dritten Landesteil noch mehr ins
Bewusstsein zu rücken. Ohne Lippe wäre
Nordrhein-Westfalen nicht das, was es heu-
te darstellt: ein Bundesland, welches durch
Regionalität und seine kulturelle Vielfalt be  -
sticht, das mit Innovation und wirtschaftli-
chem Erfolg, aber auch mit reizvollen Natur-
und Kulturlandschaften viele Menschen
begeistert.

Haben Sie den Eindruck, als Landesver-
band Lippe im Zuge der derzeit durchaus
umfassend angedachten Verwaltungsreform

in Zukunft noch gebraucht zu werden?
Oder werden Sie vielleicht irgendwann im
Kreis Lippe „aufgehen“?

Ich glaube nicht, dass die anstehende Ver-
waltungsreform die Existenz des Landes-
verbandes Lippe in Frage stellt. Das Land
Nordrhein-Westfalen hat sich seinerzeit, bei
der Abfassung der Lippischen Punktationen,
zur singulären Stellung des Landesverban-
des Lippe als Wahrer des ehemaligen lippi-
schen Landesvermögens bekannt, und dazu
bekennt sich das Land bis heute. Die Ein-
richtung des Landesverbandes Lippe hat sich
bewährt, seine Kulturinstitutionen, aber auch
sein Beitrag zur Wirtschaftsleistung der Re-
gion – etwa durch die Immobilienverwal-
tung und die Forstwirtschaft – oder sein
Einsatz für die Bildung der Kinder und Schü-
ler sind aus Lippe nicht mehr wegzudenken.
Natürlich gilt es, auch in Zukunft durch her -
vorragende Arbeit, innovative Ideen und
integrierendes Wirken zu überzeugen.

Wie ist denn das Verhältnis zum Kreis
Lippe – zur Kreispolitik und zur Kreisver-
waltung – , zu den kreisangehörigen Ge-
meinden und auch zu den umliegenden
ostwestfälischen Kreisen?

Das Verhältnis zum Kreis Lippe und den Ge-
meinden ist sehr gut und partnerschaftlich
geprägt. Uns zeichnet das Bewusstsein und
der Wille aus, gemeinsam für Lippe noch
stärker sein und noch mehr bewegen zu
können. Statt Eitelkeiten zu pflegen, arbeiten
wir, wo es geht, eng zusammen und kon zi -
pieren auch regelmäßig Gemeinschafts-
aktionen. Denn uns geht es allen um eins:
um die Lipper. Konkret ist der Landesver-
band Lippe z.B. gerade dabei, die Kultur -
arbeit mit den lippischen Städten und Ge-
mein den zu intensivieren. Wir werden eine
Kulturcard anbieten, an der sich auch städ-
tische und lippische Einrichtungen, die nicht
zum Landesverband Lippe gehören, betei-
ligen können, wir wollen gemeinsam Ver-
anstaltungen durchführen, gemeinsam Ver-
anstaltungstechnik vorhalten und auch das
Know-How untereinander austauschen bzw.
nutzbar machen.
Wie gut darüber hinaus auch das Verhältnis
zu den umliegenden Kreisen in Ostwestfalen
bzw. Niedersachsen funktioniert, demon-
striert u.a. das aktuelle Ausstellungsprojekt
„Imperium Konflikt Mythos“ an den drei
Orten Kalkriese, Haltern am See und Det-
mold. Hier erleben wir eine konstruktive,
von gegenseitigem Respekt geprägte Zu-
sammenarbeit zwischen den Kreisen, aber
auch mit dem Landschaftsverband Westfa-
len-Lippe.

Ihr Hauptansprechpartner bei der Landes-
regierung in Düsseldorf dürfte Kultur-Staats-

sekretär Grosse-Brockhoff sein. Angesichts
der Aufgaben des Landesverbandes Lippe
dürften Sie aber auch mit dem Umweltmi-
nis terium sowie dem Bauministerium zahl-
reiche Berührungspunkte haben. Worin be -
stehen aktuelle Handlungsfelder mit Blick
auf die Landesregierung?

Wichtigster Partner bei der Landesregie-
rung in Düsseldorf ist zunächst das Innen-
ministerium, das die Rechtsaufsicht für den
Landesverband Lippe ausübt und mit dem
wir alle relevanten Vorgänge abstimmen.
Darüber hinaus gibt es, wie Sie schon sag-
ten, regelmäßige Berührungspunkte mit ver -
schiedenen Ministerien, aktuell z.B. mit dem
Umweltministerium bezüglich der Planun-
gen für einen möglichen Nationalpark in
Lippe. Mit dem Kultur-Staatssekretär Hans-
Heinrich Grosse-Brockhoff habe ich ein er-
stes Gespräch geführt, bei dem wir uns über
gemeinsame Interessen ausgetauscht und
die Möglichkeiten der Förderung von kul-
turellen Projekten in Lippe bzw. der Ab-
stimmung auf Landesebene untereinander
ausgelotet haben.

Wie beschreiben Sie die Berührungspunkte
des Landesverbandes Lippe zur Bezirksre-
gierung in Detmold?

Berührungspunkte ergeben sich in den Auf-
gaben- und Arbeitsbereichen des Landes-
verbandes Lippe, für die die Bezirksregie-
rung Detmold als verantwortliche Behörde
Aufsichts- oder Kontrollpflicht ausübt. Da
wir in vielfältigen Bereichen wie in der Forst-
und Immobilienwirtschaft, im Kultur- und
Veranstaltungssektor sowie im Bildungsbe-
reich tätig sind, arbeiten wir relativ umfang-
reich mit der Bezirksregierung zusammen –
übrigens stets konstruktiv und in gutem
Einvernehmen. 

Angesichts der gemeinsamen Vergangen-
heit der lippischen Fürstentümer dürften
auch Beziehungen über die Landesgrenze
hinaus in niedersächsische Kreise bzw. das
Land Niedersachen, z. B. den Landkreis
Schaumburg, bestehen. Werden diese vom
Landesverband Lippe gepflegt?

Erst jüngst habe ich mich mit Landrat Rüdi-
ger Butte im Landkreis Hameln-Pyrmont
ausgetauscht. Die Kontakte in die anderen
angrenzenden niedersächsischen Kreise wol -
len wir seitens des Landesverbandes noch
intensivieren. Eine besondere, freundschaft -
liche Partnerschaft verbindet uns mit der
Ostfriesischen Landschaft in Aurich. Hier
gab es bereits in der Vergangenheit regelmä-
ßige Besuche und engen Austausch. Wir
haben ein gemeinsames Projekt in Vorbe-
reitung: Eine gemeinsame Ausstellung zum
Thema Ziegler, die sowohl die Tradition der
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auf Wanderschaft gehenden lippischen Zieg-
ler als auch die Verwendung ihrer Ziegel in
Ostfriesland thematisiert. Diese Ausstellung
könnte sowohl im nordrhein-westfälischen
als auch im niedersächsischen Landtag ge-
zeigt werden.

Sie sind in den letzten Jahren beruflich viel
„herumgekommen“ und haben nun Wur-
zeln in Lippe geschlagen. Sind Sie nun auch
im übertragenen Sinne angekommen?

Meine Familie und ich fühlen uns in Lippe
sehr wohl. Es fällt nicht schwer, sich in Lippe
heimisch zu fühlen: Diese Region ist nicht
nur wunderschön, sie hat, gerade auch für Fa-
milien, eine Menge zu bieten. Das liegt auch
am Angebot des Landesverbandes Lippe.

Wie geht Ihre Familie mit Ihrem zeitinten-
siven Beruf um? Hat sie Verständnis dafür,
Sie eher selten zu sehen?

Ohne das Verständnis meiner Frau hätte
ich diese verantwortungsvolle Tätigkeit si-
cher nicht annehmen können. Aber so oft
es geht, schaffe ich Freiraum, um mit der
Familie Lippe zu erkunden und Freizeit mit-
einander zu verbringen. Wir nutzen gerne die
Museen vor Ort, die ausgedehnten Wäl der.
Das letzte kulturelle Highlight, das wir ge-
meinsam genossen haben, war eine Veran-
staltung bei den Puppenspieltagen „figura
magica“ im Detmolder Sommertheater.

Bleibt Ihnen da eigentlich noch Zeit für
Hobbys?

Leider bleibt mir wenig Zeit für viele meiner
Hobbies. Andere, wie etwa meine kulturel-
len Interessen, fügen sich perfekt in meinen
Arbeitsalltag.

EILDIENST LKT NRW
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Zur Person:
Mit Andreas Kasper (33) steht ein Jurist an der Spitze des Landesverbandes Lippe. Er stu-
dierte Rechts- und Politikwissenschaften in Göttingen, Genf und Lausanne. Nach einem
Fernstudium mit Schwerpunkt Finanzmanagement (MBA) und einem finanzwissen-
schaftlichen Ergänzungsstudium an der Universität Osnabrück (LL.M.) wurde Andreas
Kasper persönlicher Referent des Hauptgeschäftsführers des Städte- und Gemeindebundes
Nordrhein-Westfalen. Zuletzt war er Referatsleiter im niedersächsischen Ministerium für
Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit und hier Leiter des persönlichen Büros der Minis-
terin und Staatssekretärin mit Zuständigkeit für Kabinett und Bundesrat. Andreas Kasper
ist verheiratet und hat zwei Söhne.

Seit fast zehn Jahren entwickelt eine histo-
rische Arbeitsgruppe des Kreises unter der

Leitung des Kreiskulturdezernenten kultur-
historische Ausstellungsprojekte. Nach den
beiden erfolgreich durchgeführten Projek-
ten „Zwangsarbeit in Oberberg“ (2002) und
„Immer schneller! Mittel und Wege der in-
dividuellen Fortbewegung in Oberberg“
(2005) nahm sich die engagierte Fachgrup pe
nun des komplexen Themas der „Zuwan-
derung“ an. Die inhaltliche Konzeption ver -
steht sich als Annäherung, da sich unsere
Zuwanderungsgesellschaft in einem konti-
nuierlichen Prozess befindet, und somit das
Ausstellungsprojekt keine endgültigen Er-
gebnisse oder Bewertungen liefert, son-
dern einzelne Entwicklungen beispielhaft
beleuchtet. Da das Thema kreisweit rele-
vant ist und daher eine möglichst breite
Öffentlichkeit erreicht werden sollte, wur-
de das Projekt von vornherein als Wander-
ausstellung konzipiert. Trotz großen Interes-
ses aller 13 Städte und Gemeinden konnten
nur sieben Stationen berücksichtigt werden,
da die Gesamt-Finanzierung des Projektes
nicht mehr zuließ. So wanderte „Ankom-
men“ durch Gummersbach, Nümbrecht,

Waldbröl, Wipperfürth, Engelskirchen, und
Bergneustadt. Wichtig war den Ausstel-
lungsmachern auch das Rahmenprogramm,

welches von jeder Station individuell ent-
wickelt wurde. Moderierte Gespräche mit
Migranten, Filmabende sowie musikalische

Migration und Zuwanderung sind aktuelle Themen – und das seit Jahrzehnten. Mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs haben die
unterschiedlichsten Einwanderergruppen ihren Weg auch ins Oberbergische gefunden. So hat sich der Oberbergische Kreis zu einer
von Zuwanderern wesentlich mitgeprägten Region in Nordrhein Westfalen entwickelt, mit allen Chancen und Schwierigkeiten. 

Im Fokus: Wanderausstellung
„Ankommen – Zuwanderung ins
Oberbergische nach 1945“
Von Silke Engel, Oberbergischer Kreis

Ankunft von Aussiedlern aus Kasachstan und Russland in Waldbröl, 1998
(Quelle: Helmut Steickmann, Gummersbach)

Ankommen
Zuwanderung ins Oberbergische nach 1945

Wanderausstellung

Veranstalter: Oberbergischer Kreis, Der Landrat
Kultur- und Museumsamt

Das Projekt wurde freundlich unterstützt von
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Events erweiterten insofern den Vermitt-
lungsauftrag des Projektes. Auch wuchs die
Ausstellung von Station zu Station, da jeder
Ort mit spezifischen Exponaten, Fotomate-
rialien und Dokumenten das Projekt „An-
kommen“ bereicherte. 

Dank vielfältiger Kooperationspartner, wie
dem Museum Schloss Homburg, dem Kreis-
archiv, der Kreisvolkshochschule, dem Cari -
tasverband Oberberg sowie zahlreichen In-
itiativen zur Förderung der Integration von
Zuwanderern, konnte das Thema regional
gut verankert werden. Nur mit Hilfe der
großzügigen Unterstützung durch das Land
NRW, die Kulturstiftung der Kreissparkasse
Köln und dem Landschaftsverband Rhein-
land konnten Katalog und Ausstellungspro-
jekt in dieser Form umgesetzt werden. Im
Folgenden werden Struktur und Inhalte der

kürzlich beendeten Ausstellung beschrieben.
Das Gerüst der Ausstellung bilden 14 Stell-
wände, worauf Texte und Bilder im Digital-
druck kaschiert wurden. Zwei Vitrinen mit
Original-Exponaten, eine Litfasssäule, Film-

und Bilderstation sowie zwei räumliche In-
szenierungen komplettieren die Ausstellung.
Ausstellung und der dazugehörende Kata-
log sind chronologisch aufgebaut. 
Empfangen werden die Besucher mit einer
zeitlosen Verwaltungssituation, da bürokra-

tische Vorgänge das alltägliche Leben der
Zuwanderer bis heute prägen. Die Eingangs-
tafeln mit dem vielsagenden Titel „Sehn-
sucht nach dem besseren Leben“ mit Karte

der Vertriebenenströme führen in die Aus-
stellung ein. Rund 20.000 Vertriebene und
Flüchtlinge vorwiegend aus Schlesien, Ost-

pommern und Ostpreußen wurden bis Mai
1950 im Oberbergischen Kreis aufgenom-
men. Massenlager und strenge Vorschriften
waren die Folge. Eine Bilderprojektion mit
Flüchtlingsunterkünften veranschaulicht die
ärmliche Lebenssituation vieler Flüchtlinge
jener Zeit. Zudem vermittelt eine persönliche
Familien-Biografie Einblicke in den Überle-
benskampf Vertriebener bis hin zum Neu-
anfang in Gummersbach. 
Auch die in Rumänien lebende deutsche
Minderheit der Siebenbürger-Sachsen floh
bereits 1944 mit einem Treck nach Deutsch-
land. 1963 gab die Landesregierung in Nord -
rhein Westfalen grünes Licht für den Bau
der größten zusammenhängenden Sied-
lung von Siebenbürger-Sachsen außerhalb
Rumäniens in Drabenderhöhe bei Wiehl.
Als die Bewohner 2006 das 40-jährige Be-
stehen ihrer Siedlung feiern, leben rund
3.500 Siebenbürger-Sachsen dort. Eine Ori -
ginal Frauen-Festtagstracht aus dem Burzen-
land bei Kronstadt, die bis heute zu besonde-
ren Anlässen getragen wird, veranschaulicht
das traditionsgeprägte Leben dieser Zu-
wanderungsgruppe. Hier knüpfen die künst -
lerischen Arbeiten des 1916 in Kronstadt
geborenen Friedrich von Bömches an. Der
renommierte Künstler entschloss sich 1978
durch den zunehmenden politischen Druck
in Rumänien nach Deutschland überzusie-
deln. So ist die Stadt Wiehl zu seiner neuen
Heimat geworden. 

Diese Bewegung “Von Ost nach West”
wurde Anfang der 1960er Jahre durch eine
zweite Phase der Zuwanderung abgelöst,
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Griechischer und deutscher Arbeiter in der
Firma Steinmüller, Gummersbach, um 1970

(Quelle: Stadtarchiv Gummersbach)

Aussiedler-Frauen in Waldbröl-Eichen, 2000 (Quelle: Manfred Sachse, Waldbröl)

Innenraum der Moschee in Bergneustadt, Anfang 1990er Jahre (Quelle: privat)
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nämlich die der Gastarbeiter – in der Aus-
stellung exemplarisch anhand der griechi-
schen Zuwanderer in Gummersbach darge-
stellt. Bereits 1971 stellten die Griechen in
Oberberg rund 28 Prozent der ausländischen
Arbeitskräfte. Interessanterweise mündete
diese Gastarbeiterwanderung in eine Städ-
tepartnerschaft. 2001 wurde dieser Bund
zwischen den Kommunen Gummersbach
und Afandou auf der Insel Rhodos beschlos -
sen. Die Biografie einer italienischen Fami-
lie zeigt darüber hinaus deren Arbeitssuche
und ihr „Ankommen“ in Engelskirchen. Die
Reisetruhe, mit welcher die Familie ihre
Heimat verließ, hat die Tochter sorgsam in
ihrem Keller aufbewahrt und für die Aus-
stellung zur Verfügung gestellt. Nun steht
sie hier als Zeugin einer Arbeitsmigration. 
Zwei WDR-Dokumentarfilme veranschau-
lichen die Gastarbeiterbewegung in Ober-
berg. “Heimat ist da wo Du lebst – Als die
Griechen kamen” (2007) beschreibt den
Weg der griechischen Gastarbeiter nach
Oberberg sowie deren Rückkehr auf die In-
sel Rhodos. Der andere Film mit dem Titel
“Von der Wupper nach Tigris” (2004) be-
leuchtet die Lebensstationen einer türki-
schen Familie in Wipperfürth. 
Der starke Zuzug russischer und osteuropäi-
scher Aussiedler wurde 1988 – 1998 durch
den damaligen Aussiedlerbeauftragten der
Bundesregierung Dr. Horst Waffenschmidt
aus Waldbröl politisch begleitet. Im Auftrag
der Kanzlerschaft von Helmut Kohl warb er
gezielt Russlanddeutsche an, sich auch im
ländlich geprägten Oberberg niederzulas-
sen. So nahm der Oberbergische Kreis von
1987 – 1994 fast 21.000 Neubürger auf, bei

einer Gesamtbevölkerung von rund 280.000
Bürgern. Diese Zahlen sprechen für sich und
lassen die zunehmende Brisanz ahnen, die
der rasch steigende Bevölkerungsanteil für
den Kreis mit sich brachte. Es entstanden
Siedlungen, wie in Nümbrecht-West oder
Waldbröl-Eichen, die bis heute bevorzugt
von Aussiedlern und mittlerweile internatio-
nalen Migrantengruppen bewohnt werden.
Mennonitische und baptistische Gemein-
den bezeugen darüber hinaus die Anwe-
senheit der Neubürger. Seit dem massiven
Zuzug der Aussiedler im Kreisgebiet sind
über 20 Jahre vergangen. Viele der Zuge-
wanderten blieben hier. Ihre Kinder sind in-
zwischen zu Jugendlichen herangewach-
sen und fühlen sich häufig „ausgegrenzt“
und „zwischen den Welten“. Die Förderung
integrativer Projekte wird daher im Beson-
deren für die  zweite und dritte Generation
Russlanddeutscher eine entscheidende Rolle
spielen. Der WDR-Dokumentarfilm mit dem
vielsagenden Titel „Heimat in der Einkauf-
stüte“ (2006) von Carsten Linder zeichnet
Lebenswege russischer und osteuropäischer
Aussiedler in Waldbröl nach.  
Etwa zeitgleich mit den stark gestiegenen
Zuzügen von Aussiedlern, führten Ende der
1980er/Anfang der 1990er Jahre die welt-
weiten Kriege Asylsuchende und Bürger-
kriegsflüchtlinge auch in den Oberbergischen
Kreis. Vor ausländerfeindlichen Gewalttaten
wie Brandanschlägen war auch Oberberg
nicht gefeit. Mahnwachen, Demonstrationen
und Lichterketten bewiesen auch in Ober-
berg eine starke Solidarität ge gen Frem -
denfeindlichkeit. In der Ausstellung kann
der Besucher sich an einer Litfasssäule mit

Zeitungsartikeln jener Jahre weitergehend
informieren.  
Zudem belegen dokumentarische Arbei-
ten des renommierten Fotokünstlers Martin
Rosswog aus Lindlar Flüchtlingsunterkünfte
im Kreisgebiet aus den Jahren 1992-1994.
Die Bilder zeigen trostlose Räume und ver-
anschaulichen den schonungslosen Alltag
jener Menschen, denen Oberberg zwar Asyl,
jedoch kaum ein Zuhause bot. Nüchtern,
sach  lich wird „geduldetes Wohnen auf Zeit“
dargestellt.   
Viele Organisationen und Initiativen widmen
sich seit Jahrzehnten der integrativen Arbeit
mit Zuwanderern. Die Ausstellung stellt un-
ter dem Titel: „Von der Sozialberatung für
Gastarbeiter zur Migrationsberatung“ einige
Einrichtungen im Kreisgebiet vor, wie den
Caritasverband Oberberg, die Flüchtlings-
beratung der evangelischen Kirche oder die
soziokulturelle „Begegnungsstätte Hacken-
berg“ in Bergneustadt. 
Das Projekt „Ankommen“ versteht sich als
Eingang für hoffentlich weitere Folge-Pro-
jekte zum internationalen Thema der Migra-
tion. Denn dieser Prozess wird uns kontinu -
ierlich begleiten, da immer mehr Ausländer
nach Deutschland kommen werden und zu-
nehmend mehr Zuwanderer mit deutschem
Pass sich in der Gesellschaft verankern. Die
positive Resonanz deutschlandweiter Muse -
umskollegen auf „An kommen“ verdeutlicht,
dass der Oberbergische Kreis mit diesem
Projekt durchaus eine Vorreiter-Funktion
übernommen hat.
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Kommunen begrüßen
zusätzliche U3-Plätze

Presseerklärung vom 25. Februar 2009  

„Die Erhöhung der U3-Plätze auf 66.000
Plätze für das kommende Kindergartenjahr
ist ein weiterer wichtiger Schritt zur Verbes-
serung der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf in Nordrhein-Westfalen. Land und
Kommunen zeigen hiermit, dass sie ernst
machen mit dem Ziel, auch in Nordrhein-
Westfalen ein bedarfsgerechtes Angebot für
unter dreijährige Kinder einzurichten“, er-
klärte der Hauptgeschäftsführer des Land-
kreistages Nordrhein-Westfalen Dr. Martin
Klein heute in Düsseldorf, zur geplanten Be-
reitstellung von 10.400 zusätzlichen U3-Plät -

zen für das Kindergartenjahr 2009/2010.
Der Landkreistag NRW begrüßt insoweit
ausdrücklich die jetzt vom zuständigen Kin-
der- und Jugendministerium bestätigte ge-
plante Erhöhung der Platzkontingente für
unter dreijährige Kinder von 55.600 auf
jetzt 66.000 Plätze. Nach Umfragen bei
den Kreisjugendämtern wären die bisher im
Landeshaushalt vorgesehenen zusätzlichen
11.000 Plätze für das kommende Kinder-
gartenjahr nicht ausreichend gewesen, um
den Bedarf tatsächlich abzudecken. „Wir
sind froh, dass die zahlreichen Gespräche mit
Vertretern des Ministeriums und der Politik
jetzt Früchte tragen. Wir gehen davon aus,
dass mit den zusätzlichen 10.400 Plätzen der
tatsächlich vorhandene Bedarf im kommen -
den Kindergartenjahr vollständig gedeckt

werden kann. Ein noch weitergehender Aus -
bau wäre aus unserer Sicht angesichts der
ohnehin im laufenden und kommenden Jahr
anstehenden erheblichen Ausbauschritte so  -
wie der Kostensteigerungen auch im Be-
reich der über dreijährigen Kinder weder für
das Land noch für die kommunalen Jugend-
ämter finanziell zu schultern“, so Klein. Mit
den jetzt verfügbaren 66.000 Plätzen wer-
den Kommunen und Land aber ihrer Verant-
wortung zur Verbesserung der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf in vor bildlicher
Weise gerecht. „Es ist eine gemeinsame
Kraftanstrengung. Aber die Bildungschan-
cen unserer Kinder und die Verbesserung
der Lebenssituation unserer Familien ist die
Mühe wert“, fasst der Hauptgeschäftsführer
des Landkreistages NRW zusammen.
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Abschaffung der Jagdsteuer:
Millionenverluste
der Kreise ausgleichen!

Presseerklärung vom 24. März 2009  

Der Präsident des Landkreistages Nord rhein-
Westfalen (LKT NRW), Landrat Thomas
Kubendorff (Kreis Steinfurt), hat anlässlich
der heutigen Vorstandssitzung des kommu -
nalen Spitzenverbands auf die heutige Eini -
gung der Landtagsfraktionen von CDU und
FDP auf den Entwurf eines Gesetzes zur
Abschaffung der Jagdsteuer reagiert: „Wir
verlangen eine volle Kompensation der durch
die geplante Abschaffung entstehenden
kommunalen Einnahmeverluste in Millio -
nenhöhe. Alle Kreise müssen die Summe

als Ausgleich erhalten, die ihnen durch den
Wegfall der Jagdsteuer tatsächlich entge-
hen.“ Der Gesetzentwurf, der jetzt in den
Landtag eingebracht werden soll, sieht vor,
die Jagdsteuer 2010 um 20 Prozent, 2011
um 45 Prozent und 2012 um 70 Prozent
zu senken. Mit dem 01.01.2013 soll die
Jagdsteuer ganz wegfallen. Im Gegenzug
sollen die Jäger sich verpflichten, Unfallwild
zu beseitigen und den Artenschutz auszu-
bauen. Einen Ausgleich stellt dies jedoch
nicht dar: „Was die Kreise dadurch einspa-
ren, wäre nur ein kleiner Bruchteil dessen,
was die Jagdsteuer ihnen einbringt“, so
Kubendorff. Die Jäger hätten diese Aufga-
be in der Vergangenheit ohnehin freiwillig
oder über Vereinbarungen auf Kreisebene
übernommen: „Wenn jemand sich für eine

Entlastung an anderer Stelle auf etwas ver-
pflichten lässt, was er ohnehin schon macht,
kann das keine Gegenleistung sein.“
Die den Kreisen landesweit bei einer Ab-
schaffung entgehenden neun Millionen
Euro – in Kreisen mit großen Waldgebieten
bis zu 800.000 Euro im Jahr – seien gerade
in wirtschaftlichen Krisenzeiten nicht ver-
kraftbar. Daher halte man CDU und FDP
an ihrem Versprechen im Koalitionsvertrag
von 2005 fest, die bei Wegfall der Jagd-
steuer entstehenden Verluste auszugleichen.
Der jetzige Gesetzentwurf dagegen be-
hauptet Gegenleistungen unter Berufung
auf Zahlen aus der Jägerschaft: „Ein durch-
schaubarer Versuch“, so der Präsident des
kommunalen Spitzenverbands.
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Kulturförderung für
alle Kommunen!
Die NRW-Kreise fordern
die Landesregierung zur
angemessenen Berück -
sichtigung des ländlichen
Raums bei der
Kulturförderung auf.

Presseerklärung vom 9. März 2009  

Der Ausschuss für Schule, Kultur und Sport
des Landkreistages Nordrhein-Westfalen hat
auf seiner jüngsten Sitzung im Kreis Heins-
berg die Landesregierung aufgefordert, mit
den Fördermitteln für Kunst und Kultur in
angemessener Weise auch den ländlichen
Raum zu berücksichtigen. Der Vorsitzende des
Ausschusses Dr. Arnim Brux, Landrat des En-
nepe-Ruhr-Kreises, sagte: „Die Kulturförde-

rung der Landesregierung muss alle Teile un-
seres Landes gleichmäßig berücksichtigen.
Die Landesregierung darf die kulturellen
Schätze in den Landkreisen und ihren Kom-
munen nicht aus den Augen lassen“. 
Hintergrund der Forderung des Landkreista-
ges ist der im Sommer 2008 vorgelegte Be-
richt „Kunst NRW“ (auch „Kunstbericht“
genannt) einer Expertenkommission im Auf-
trag der Landesregierung. Der Ausschuss des
für Schule, Kultur und Sport des Landkreis-
tages ist wie viele Experten im Kulturbereich
auch der Auffassung, dass die im Kunstbe-
richt gemachten Vorschläge sehr einseitig zu
Gunsten der Ballungsräume formuliert wor-
den sind. Insbesondere erteilt der Ausschuss
jeglichen Überlegungen eine Absage, Kul-
turstätten aus dem ländlichen Raum in die
Metropolen zu verlagern. Dazu nochmals
Brux: „Eine Neuausrichtung der Kulturför-

derung allein anhand der Empfehlungen
des Kunstberichtes NRW lehnen die Land-
kreise in Nordrhein-Westfalen entschieden
ab. Wir begrüßen insoweit ausdrücklich, dass
sich die Landesregierung in ersten Gesprä-
chen offen für eine stärkere Gewichtung des
ländlichen Kulturraumes gezeigt hat.“
Ausdrücklich begrüßt hat der Ausschuss des
für Schule, Kultur und Sport des Landkreis-
tages die Absicht des Landschaftsverbandes
Westfalen-Lippe (LWL), das reiche kulturelle
Leben in den ländlichen Gebieten Nord rhein-
Westfalens offensiv darzustellen. Der LWL
plant für Mai 2009 eine Kulturdezernenten-
konferenz aller Kommunen in aus seinem
Landesteil, in der eine nachhaltige Diskus-
sion zu den kulturellen Stärken Westfalen-
Lippes angestoßen und konkrete Vorschläge
für zukunftsträchtige Handlungsfelder erar-
beiten werden sollen.

NRW-Kreise: Scheitern der
Jobcenter-Reform bedeutet
Rückfall in die Steinzeit

Presseerklärung vom 25. März 2009  

Angesichts des Scheiterns der Reform der
Jobcenter befürchtet der Vorstand des Land -
kreistages NRW dramatische Konsequenzen
für die Arbeit vor Ort. Nach einem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts ist die jetzige
Organisation der Jobcenter als gemeinsame
Behörden von Agenturen für Arbeit und
Kom munen verfassungswidrig und läuft Ende
2010 aus. Sollte es bis dahin keine gesetzli-
che Neuregelung geben, müssten die gemein -
samen Behörden aufgelöst und die jeweiligen
Aufgaben getrennt wahrgenommen werden.
„Das wäre ein Rückfall in die sozialpoliti-
sche Steinzeit – und das mitten in einer
Wirtschafts- und Arbeitsmarktkrise“ zeigte
sich LKT-Präsident Landrat Thomas Kuben-
dorff, Kreis Steinfurt, anlässlich einer Vor-

standssitzung des kommunalen Spitzenver-
bandes in Düsseldorf entsetzt. „Vor Hartz IV
mussten nur einige Arbeitslose neben dem
Arbeitsamt noch zum Sozialamt, künftig
müssten alle Erwerbslosen zu zwei Behörden.
Das wäre das Ende der Hilfe aus einer Hand
und würde die trotz aller Widrigkeiten er-
folg reiche Aufbauarbeit der letzten vier Jah-
re in allen Arbeitsgemeinschaften (ARGEn)
zunichte machen.“
Den Vorschlag, die jetzigen ARGEn zu eigen-
ständigen Behörden – sogenannten Zentren
für Arbeit und Grundsicherung (ZAG) –
weiterzuentwickeln, sieht der Landkreistag
kritisch: „Es darf nicht sein, dass die Kom-
munen in eine Zwangsorganisation mit der
Bundesagentur für Arbeit eingegliedert wer -
den, ohne über die konkrete Ausgestaltung
vor Ort angemessene eigene Entscheidungs-
möglichkeiten zu haben,“ so Kubendorff.
Die Kommunen nähmen ihre Verantwor-
tung für einen ganzheitlichen Ansatz bei der

Betreuung von Langzeitarbeitslosen sehr
ernst und stellten individuelle soziale Hilfen
zur Wiedereingliederung in den Arbeits-
markt zur Verfügung. Deshalb müsse der
Grundsatz der gleichen Augenhöhe zwi-
schen Kommunen und Arbeitsagenturen
gelten. Die Konstruktion der ZAG wider-
spreche den Prinzipien der kommunalen
Selbstverwaltung.
Nach wie vor fordern die Kreise ein Wahl-
recht für alle Kommunen bei der SGB II-
Organisation. Diese sollten selbst ent-
scheiden, ob sie die Langzeitarbeitslosen
entweder im Rahmen des in 69 Kommu-
nen bundesweit bewährten Optionsmo-
dells in Eigenregie selbst betreuen oder
dies in Zusam menarbeit mit der Bundes-
agentur für Arbeit tun wollen. In jedem
Fall ist darauf zu bestehen, dass die Ar -
beit in den zehn NRW-Optionskommu-
nen weitergeführt werden kann und dass
diejenigen Kommunen, die das wollen,
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dies ebenfalls in Eigenregie tun können.
Der Vorstand des LKT NRW forderte die
politisch Verantwortlichen auf, einen neuen
Versuch zu unternehmen, noch vor der
Bundestagswahl eine Reform auf den Weg

zu bringen, die sowohl für die vom SGB II
betroffenen Langzeitarbeitslosen als auch
für die Kommunen akzeptabel sei.
Hinweis: Bei den zehn NRW-Optionskom-
munen handelt es sich um die Kreise Bor-

ken, Coesfeld, Düren, den Ennepe-Ruhr-
Kreis, den Hochsauerlandkreis, den Kreis
Kleve, den Kreis Minden-Lübbecke und den
Kreis Steinfurt sowie die kreisfreien Städte
Hamm und Mülheim an der Ruhr.

Allgemeines
Breitband-Kompetenz -
zentrum NRW eröffnet
Im März 2009 wurde das neue „Breitband-
Kompetenzzentrum-NRW“ an der Fach-
hochschule Südwestfalen in Meschede er-
öffnet. Die neue Einrichtung wurde mit
Unterstützung der Landesregierung und
des Hochsauerlandes aufgebaut und dient
dem Zweck, Städten und Gemeinden in
Nord rhein-Westfalen bei der Beseitigung
der Ver sorgungslücken für Breitbandan-
schlüsse zu helfen. Die neuen Multimedi-
aentwicklungen erfordern eine leistungs-
starke Breitbandver sorgung. Das gilt so wohl
für mittelständische Unternehmer wie für
Privathaushalte. Die rasche Anbindung der
Breitband-Infra struktur im ländlichen Raum
ist daher von großer wirtschaftlicher und
gesellschaftli cher Bedeutung, damit Unter-
nehmen wett be werbsfähig bleiben und
private Internetnut zer nicht den Anschluss
an neue Entwicklungen verlieren. Das Kom-
petenzzentrum soll technologie- und an-
bieterneutrale Un tersuchungen von tech-
nischen Möglichkeiten vor Ort durchführen
und eine objektive Beratung der Anwender
anbieten. Dabei sollen mit den Kommunen
Konzepte entwickelt werden, die die Tele-
kommunikations-Infrastruktur in ländlichen
Regionen verbessern. Umzusetzende Infra -
strukturmaßnahmen und Erschließungs-
vorhaben werden von den Experten des
Kompetenzzentrums begleitet. Als Ansprech-
partner stehen Prof. Dr. Stephan Breide so-
wie Prof. Dr. Christian-Friedrich Lüders an
der Fachhochschule Südwestfalen, Fach-
bereich Kommunikationsnetze und Mobil-
funksysteme, Lindenstraße 53, 59872 Me-
schede (Tel. 0291/9910-0) zur Verfügung.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 4/April 2009 61.14.15

Arbeit & Soziales

6,4 Prozent der Schulab -
gänger in NRW waren ohne
Hauptschulabschluss

Im Sommer 2008 gingen in Nordrhein-West-
falen 14.300 Jungen und Mädchen ohne

Hauptschulabschluss von einer allgemein-
bildenden Schule ab. Wie Information und
Technik Nordrhein-Westfalen als Statisti-
sches Landesamt mitteilt, waren das zwei
Prozent weniger als ein Jahr zuvor (Som-
mer 2007: 14.600). Damit ging von den
rund 223.500 Schülerinnen und Schülern,
die im letzten Jahr aus den allgemeinbil-
den den Schulen in NRW entlassen wurden,
etwa jede® sechzehnte (6,4 Prozent) ohne
Hauptschulabschluss ab. Jungen schnitten
dabei schlechter ab als Mädchen: Von den
männlichen Abgängern musste jeder Drei-
zehnte, von den weiblichen jede Zwanzigste
ohne mindestens einen Hauptschulabschluss
in der Tasche von der Schule abgehen.
Nahezu die Hälfte (7.000) der 14.300 Ab-
gänger ohne Hauptschulabschluss erreichte
2008 einen Abschluss an Förderschulen, an
denen je nach Förderschwerpunkt ein Haupt-
schulabschluss gar nicht erreicht werden
kann. 1.700 dieser Jugendlichen erzielten
dabei einen Abschuss im sonderpädagogi-
schen Förderschwerpunkt geistige Entwick -
lung und 5.300 einen im Förderschwerpunkt
Lernen. 7.300 junge Menschen verließen
im Sommer 2008 die Schule ohne jeglichen
Abschluss, das waren – wie im Vorjahr –
3,3 Prozent aller Schulabgänger.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 4/April 2009 50.05.02.2

Vielfältige Unter -
stützungsangebote
für Kinder und Familien
im Kreis Kleve
Landrat Wolfgang Spreen hat dem Jugend-
hilfeausschuss des Kreises Kleve den Jahres-
bericht 2008 des Kreisjugendamtes vorge-
legt. „Das Jahr 2008 war für das Jugendamt
des Kreises Kleve in doppelter Hinsicht ein
ereignisreiches Jahr. Sowohl die Übertragung
des Elterngeldes von den früheren Versor-
gungsämtern auf die Kreisverwaltung als
auch die Umsetzung des neuen Kinderbil-
dungsgesetzes forderten von den Verant-
wortlichen eine kreative Kraftanstrengung.
Der vorliegende Jahresbericht zum 31.12.
2008 stellt dar, dass wir diese Herausforde-
rung unter der Prämisse der Familienfreund -

lichkeit lösen konnten. Zu Beginn des Jah-
res 2008 hat die Abteilung „Jugend“ den
Zusatz „und Familie“ erhalten. Durch diese
Ergänzung bringen wir zum Ausdruck, dass
das Jugendamt nicht nur für die Anliegen
der Kinder da ist und ihnen entsprechende
Angebote macht, sondern sich auch an die
Familien richtet und sich deren Belange an-
nimmt.“
Den interessierten Leserinnen Lesern wer-
den in der 26-seitigen Broschüre in vier Ab-
schnitten die Leistungen des Kreisjugend-
amtes im vergangenen Jahr vorgestellt.

Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Unter der Überschrift „Vereinbarkeit von
Familie und Beruf“ gibt die Broschüre Infor-
mationen zu den Themen Elterngeld, Be-
treuung für Kinder ab dem ersten Lebens-
jahr bis zur Einschulung, zu bedarfsgerechten
Angeboten für Kinder mit Behinderungen,
zum Ausbau der Tageseinrichtungen für die
U3-Betreuung und zur Übernahme freiwil-
liger Trägeranteile bei den Tageseinrichtun-
gen für Kinder.

Hinsehen und reagieren

Das Frühwarnsystem und das anschließen-
de Reaktionssystem werden im folgendem
Kapitel thematisiert. Neben dem „AHOI“-
Projekt (Ambulante Hilfe – Offene Interven-
tion) wird dort zu den Bereichen Hilfe zur
Erziehung, zur Jugendgerichtshilfe, zu den
sozialen Trainingskursen und zu den Themen
Jugendschutz und Alkohol berichtet.

Jugendhilfe macht Spaß

Dass sich das Kreisjugendamt nicht als „Für-
sorgebehörde“ versteht, wird auf den fol-
genden Seiten dokumentiert. Die vielfältigen
Leistungen für Familien und Kinder werden
hier beispielhaft für die Stadtranderholung
und die Aktion Ferienspaß aufgezeigt. Aber
auch über die Unterstützungen der Jugend-
freizeiteinrichtungen und zu weiteren För-
dermaßnahmen wird informiert.

Manchmal kommt es anders, als man denkt
Unter diesem Kapitel werden die Themen
behandelt, die sich aus einer veränderten
Lebenssituation für Eltern und Kinder erge-
ben können. Deren Auswirkungen treffen
die Betroffenen oftmals unvorbereitet und
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können zur Folge haben, dass schnelle Hilfen
und Unterstützungsangebote des Kreisju-
gendamtes notwendig werden. In diesem
Zusammenhang informiert die Broschüre
zu Familienrechtsverfahren, zu Erziehungs-,
Ehe- und Familienberatungsstellen, zum
Unterhaltsvorschuss und zu Beistandschaf-
ten/Vormundschaften.
Auszüge aus der Presseberichterstattung
über die Arbeit des Kreisjugendamtes im
vergangenen Jahr runden den Bericht ab.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 4/April 2009 51.10.00

Das etwas andere
Branchenbuch

Die evangelische Kirche im Rheinland und
das Diakonische Werk haben „Das etwas
andere Branchenbuch“ aufgelegt. Mit dem
etwas anderen Branchenbuch wird die brei-
te Angebotspalette der Arbeitslosenprojekte
dargestellt, die die Träger im Bereich der so-
zialen Dienstleistungen vorhalten. Mit über
60 Millionen Euro aus dem landeskirch-
lichen Arbeitslosenfonds der evangelischen
Kirche im Rheinland werden die Träger, die
sich in diesem Buch vorstellen, seit vielen
Jahren unterstützt. Die Projekte leisten einen
kleinen, aber sehr wichtigen Beitrag zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, insbeson-
dere für Personengruppen, die nicht so leicht
auf den Arbeitsmarkt zu vermitteln sind,
zum Teil allein auf Grund ihres Alters. Zwar
kann die Massenarbeitslosigkeit durch den
engagierten Einsatz der Träger und der Mit-
arbeitenden generell nicht behoben wer-
den; die Projekte machen aber Mut, geben
Anregung für andere, ebenfalls aktiv zu
werden. Die vierte Auflage des etwas an-
deren Branchenbuches soll bei der Suche
nach sozialen Anbietern für Arbeitsaufträge,
nach Beratung bei möglicher Arbeitslosig-
keit oder bei der Suche nach Beratungsstel-
len weiterhelfen. Alle in der Broschüre auf-
gelisteten Träger befinden sich im Gebiet der
evangelischen Kirche im Rheinland. Die Bro-
schüre kann im Internet abgerufen werden
unter www.ekir.de/ekir/559_53044.php
oder www.diakonie-rwl.de/index.php/
arbeit.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 4/April 2009 50.05.02

Jahresbericht 2008 für die
Grundsicherung für Arbeits -
uchende im Kreis Minden-
Lübbecke erschienen

Das Amt proArbeit des Kreises Minden-
Lübbecke hat den Jahresbericht 2008 für

die Grundsicherung für Arbeitsuchende vor-
gelegt. Der zusammenfassende Bericht gibt
einen umfassenden Überblick über die we-
sentlichen Ergebnisse des abgelaufenen Jah-
res und dokumentiert gleichzeitig die erfolg-
reiche Arbeit des Kreises Minden-Lübbecke
in der kommunalen Arbeitsmarktpolitik.
In seinem Fazit hebt der Kreis insbesondere
eine entscheidende Neuorganisation im Jahr
2008 hervor. Die bisher tätigen Organisa-
tionseinheiten im Kreissozialamt und in den
kreisangehörigen Gesellschaften wurden in
das Amt proArbeit zusammengeführt. Durch
diese Zusammenführung wurde die Vor-
aussetzung dafür geschaffen, die Abläufe
zwischen den beteiligten Einheiten unter
einem Dach zu optimieren und den nun-
mehr geltenden Regelungen des Landes-
gesetzgebers zu entsprechen.
Die wirtschaftlich erfolgreichen Jahre im
Kreis Minden-Lübbecke wurden dazu ge-
nutzt, die Arbeitslosigkeit deutlich zu redu-
zieren und die Anzahl der Menschen im
Hilfesystem des SGB II zu verringern. Im
Vergleich zum Vorjahr verringerte sich die
Zahl der Hilfeberechtigten nochmals um
sechs Prozent und hat zum Jahresende 2008
mit 22.351 Personen den bisher niedrigs -
ten Stand seit Beginn der kommunalen Trä-
gerschaft erreicht.
Angesichts der anhaltenden Wirtschaftskrise
befürchtet der Kreis jedoch wieder höhere
Arbeitslosenquoten und eine steigende An-
zahl von Hilfeempfängern. Ziel in dieser Situ -
ation sei insbesondere, alle jungen Men-
schen in der jetzigen Krise mitzunehmen,
denn sie werden ihre Chance bekommen,
und der Arbeitsmarkt braucht sie. 

EILDIENST LKT NRW
Nr. 4/April 2009 50.22.06

Jahresbericht und Förder -
programm zur Wiederein -
gliederung von (Langzeit-)
Arbeitslosen in den Arbeits-
markt 2008/2009 des
Ennepe-Ruhr-Kreises

Die JobAgentur EN hat den Jahresbericht und
das Förderprogramm für die Jahre 2008/
2009 vorgelegt. Das Förderprogramm ist
gleichzeitig als Jahresbericht angelegt und
knüpft an den Bericht des vergangenen
Jahres an. Es informiert über die Arbeit der
vergangenen Periode und gibt einen Über-
blick über die Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsförderung sowie die weiteren Planungen
der JobAgentur EN. 
Als besonderen Erfolg seiner Arbeit weist
der Kreis auf die erfreuliche Entwicklung
bei der Arbeitslosigkeit und der Arbeitsver-
mittlung hin, auf die erfolgreiche Umset-
zung der Job-Perspektive für Schwerstver-

mittelbare mit 115 Integrationen in 2008
und die gelungene Neustrukturierung des
Maßnahmeangebots. Besonders gut wa-
ren die Ergebnisse des Beschäftigungspak-
tes II für Ältere. Er war im Jahr 2008 der er-
folgreichste aller bundesweit agierenden
62 Pakte. Paktweit konnten 1.203 Ältere
über 50 Jahre auf den ersten Arbeitsmarkt
vermittelt werden.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 4/April 2009 50.22.06

Gleichstellung
Kreis Steinfurt: Unterzeich-
nung der EU-Charta für die
Gleich stellung von Frauen und
Männern auf lokaler Ebene

„Ich unterzeichne heute die Beitrittserklä-
rung zur EU-Charta für die Gleichstellung
von Frauen und Männern auf lokaler Ebe-
ne. Wir sind damit die erste Kommune im
Münsterland und der zweite Kreis in ganz
Nordrhein-Westfalen. Bemerkenswert ist
auch, dass die Grundlagenbeschlüsse zu
dieser Unterzeichnung in den Kreistagsgre-
mien einstimmig gefasst worden sind“, dies
betonte Landrat Thomas Kubendorff am
Dienstagmorgen im Beisein der Mitglieder
der Gleichstellungskommission des Kreista-
ges, des Leiters des Haupt- und Personalam-
tes, Leitender Verwaltungsdirektor Ulrich
Oletti, und der Gleichstellungsbeauftragten
Anni Lütke Brinkhaus im Steinfurter Kreis-
haus. Die stellvertretende Vorsitzende der
Gleichstellungskommission Sonja Schem-
mann erinnerte daran, dass die zuständi-
gen Gremien den zu Grunde liegenden
Kreistagsbeschluss nach eingehenden Be-
ratungen im Konsens mit allen Fraktionen
des Kreistages entwickelt haben.
Ziel der EU-Charta ist es, flächendeckend in
Europa die gleichen Handlungsansätze der
Gleichstellungspolitik einzusetzen und da-
mit der Gleichstellungspolitik eine stärkere
Schubkraft und Akzeptanz zu sichern, sie
in alle Bereiche von Politik, Gesellschaft,
Kultur, Wirtschaft und Verwaltung einflie-
ßen zu lassen und dort umzusetzen. Dazu
heißt es in der EU-Charta wörtlich: „In der
Welt von heute und morgen ist eine echte
Gleichstellung von Frauen und Männern
auch der Schlüssel zu unserem wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Erfolg – nicht
nur auf europäischer oder nationaler Ebene,
sondern auch in unseren Regionen, Städten
und Gemeinden.“
Erna Hüls, Diplom-Pädagogin aus Bocholt,
beeindruckte mit ihrer lebendigen, fachlich
und optisch außerordentlich wirksamen Zu -
sammenfassung der neun Handlungsfelder
der EU-Charta. „Auch die Gleichstellung ist
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ein intensiver lebenslanger Lernprozess, bei
dem national und international immer wie-
der wichtige Entwicklungen vorangebracht
werden können“, betonte Erna Hüls.
Anni Lütke Brinkhaus erläuterte die weite-
ren Verfahrensschritte; zunächst findet im
Frühjahr ein Auftakt-Workshop mit Politik
und Verwaltung statt, weiter soll sein Gleich-
stellungs-Aktionsplan entwickelt und dem
Kreistag noch vor den Sommerferien zur
Beschlussfassung vorgelegt werden.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 4/April 2009 11.11.21.3

Studie zu den Berufschancen
für Berufsrückkehrerinnen in
den haushaltsnahen Dienst-
leistungen und der Pflege
Der Ennepe-Ruhr-Kreis hat die Ergebnisse
einer Studie „Belastbare Pionierinnen ge-
sucht – Berufschancen für Wiedereinstei-
gerinnen in den haushaltsnahen Dienstleis-
tungen und der Pflege“ vorgelegt. Auf 127
Seiten dokumentiert die Pilotstudie in Form
von Gesprächsprotokollen mit Akteuren der
Region und der Auswertung externer Exper-
tisen Antworten auf die Frage, welche Be-
rufschancen für Wiedereinsteigerinnen es
im Bereich haushaltsnaher Dienstleistungen
(vor allem für Ältere) gibt. Federführung
hatte die Demografiebeauftragte des En-
nepe-Ruhr-Kreises, Christa Beermann, die
zugleich ihre Erfahrungen als ehemalige
Mitarbeiterin der Regionalstelle Frau und Be-
ruf in dieses Projekt einbrachte. Der Ennepe-
Ruhr-Kreis hat in NRW den höchsten Alters-
durchschnitt. Grund genug, sich nicht nur
aus finanziellen Gründen intensiv damit zu
beschäftigen, wie Menschen gut zu Hause
leben können, die Unterstützung im Alltag
brauchen. Ebenso wichtig ist die Frage, wie
„gute“ Arbeitsplätze für Frauen dabei ent-
stehen können, denn die Qualität von
Dienstleistungen hängt nicht unwesentlich
auch von der Qualität der Arbeit ab.
Die Ergebnisse zeigen, dass es nicht einfach
sein wird, diesen Markt für Berufsrückkehre-
rinnen zu erschließen. Die Situation ist pa-
radox: Auf der einen Seite gibt es viele Tätig-
keiten, die Ältere – und nicht nur sie – gerne
abgeben würden oder auch müssen, aber sie
wissen oft nicht, an wen sie sich vertrauens-
voll wenden können. Zugleich ist das Be-
wusstsein, dass gute und wichtige Hilfe auch
Geld kostet, nicht sehr verbreitet. Ein Pro-
blem ist die oft schlechte finanzielle Situ ation
eines Teils der Älteren. Ihre Zahl – so sagen
Experten – wird künftig weiter steigen, z.B.
durch zunehmende prekäre Lebensverläufe
in der heutigen Erwerbsgeneration. Das sind
einige der Gründe dafür, dass es weiterhin an
Anbietern mangelt, bei denen Frauen An-
stellung finden könnten. Die Folgen des Teu-

felskreises der Abwertung „weib licher“ Tätig-
keiten zeigt sich hier deutlich. Prekäre Arbeit
zieht Altersarmut nach sich, die wiederum
weitere prekäre Arbeit (von Frauen der
nächsten Generation) mitbegrün det.
Für die Pilotstudie haben zwei Fachjour na lis -
tinnen lokale Akteure in der Region befragt.
Dazu gehören Fachleute von Woh nungs -
gesellschaften, Bildungsträgern, Kam mern,
Wohlfahrtsverbänden, der Jobagentur und
Arbeitsagentur, Ehrenamtliche aus Seniore-
norganisationen und Wirtschaftförderungen.
Das Ergebnis zeigt: Im Bereich der haushalts-
nahen Dienstleistungen entstehen Jobs mit
akzeptablen Arbeitsbedingungen und Löh-
nen keinesfalls automatisch. Die Lücken, die
auch die beste Familien- und Nachbarschafts-
hilfe offen lässt, werden heute eher durch
Schwarzarbeit und oder illegale Beschäfti-
gungen erfüllt – im Haushalt Älterer, aber
auch in den Haus halten berufstätiger Eltern. 
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Integration

Jedes fünfte Kind in einer
Kindertageseinrichtung in
NRW spricht zu Hause eine
andere Sprache als Deutsch
Nach einer Presseerklärung von Information
und Technik Nordrhein-Westfalen als statis -
tisches Landesamt besuchten im März 2008
rd. 569.000 Kinder unter 14 Jahren eine Kin-
dertageseinrichtung in Nordrhein-Westfa-
len. Dabei hatte etwa jedes dritte betreute
Kind mindestens ein Elternteil, das nicht in
Deutschland geboren wurde. In der Familie
jedes fünften betreuten Kindes wird zu Hau-
se überwiegend nicht Deutsch gesprochen. 
Regional betrachtet ergeben sich zum Teil
deutliche Unterschiede: In Duisburg ent-
stammte jedes zweite Kind in einer Kinder-
tageseinrichtung einer Familie mit mindes-
tens einem Elternteil ausländischer Herkunft,
dagegen lagen die entsprechenden Anteile
in den Kreisen Coesfeld, Borken und Höxter
unter 20 Prozent. Bei den Familien, die sich
zu Hause überwiegend in einer Fremdspra-
che unterhalten, weisen die Städte Duisburg,
Gelsenkirchen und Köln (jeweils über 30
Prozent) die höchsten Quoten auf während
die niedrigsten Anteile für die Kreise Höxter
(7,5 Prozent) und Coesfeld (8,3 Prozent)
ermittelt wurden. 
Diese und weitere Informationen sind der
soeben erschienenen Veröffentlichung „Kin-
dertagesbetreuung in Nordrhein-Westfalen
am 15. März 2008“ zu entnehmen. Eine
PDF-Version dieses Statistischen Berichtes
steht im Internet-Angebot von IT.NRW un-
ter der Adresse www.it.nrw.de, dort Pu -
blikationsservice, Bestell-Nr.: K 239, zum

kostenlosen Download bereit. Neben Er-
gebnissen für Nordrhein-Westfalen sind
dort auch Ergebnisse für kreisfreie Städte
und Kreise verfügbar.
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Datenschutz

Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit – Bericht 2009

Die Landesbeauftragte für Datenschutz und
Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen
hat den 19. Datenschutz- und Informations-
freiheitsbericht für den Zeitraum vom 01.
Januar 2007 bis zum 31. Dezember 2008
herausgegeben. In dem Bericht gibt die Lan-
desbeauftragte einen Überblick zur Situa-
tion von Datenschutz und Informations-
freiheit in Nordrhein-Westfalen. Dabei geht
sie auf die Bereiche Polizei, Justiz, Kommu-
nales, Soziales und Gesundheit sowie Finan -
zen ein. 
Im Rahmen des Berichts werden (anonymi-
siert) einige Beispiele aus der Praxis des Da  -
tenschutzes mitgeteilt, an denen ersichtlich
wird, wo persönlichkeitsrelevante Daten
und Angaben einer besonderen Gefähr-
dung unterliegen. Aus kommunaler Sicht
besonders interessant ist das Kapitel Kom-
munales ab Seite 86. In diesem Abschnitt
geht die Landesbeauftragte für den Daten-
schutz zunächst auf datenschutzrechtliche
Probleme im Hinblick auf den Zugang zu
Geodaten ein, des Weiteren auf Probleme
hinsichtlich des neuen elektronischen Per-
sonalausweises sowie einer möglichen da-
tenschutzrechtlichen gefährdenden Verbin -
dung von einfacher Melderegisterauskunft
und Adresshandel. Gerade hinsichtlich der
Melderegisterauskunft gibt der Daten-
schutzbericht einige überblicksartige recht-
liche Hinweise zum Umgang. 
Die Broschüre zum Bericht für den Berichts -
zeitraum 2007 bis 2008 wurde von der
Landesbeauftragten für Datenschutz und
Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen,
Bettina Sokol, Kavalleriestr. 2– 4, 40213
Düsseldorf herausgegeben und kann unter
der Adresse www.ldi.nrw.de online abge-
rufen werden. 
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Tourismus

Besucherrekord
im NRW-Tourismus

Im Jahr 2008 besuchten über 17,6 Millionen
Gäste die nordrhein-westfälischen Beherber -
gungsbetriebe. Sie brachten es zusammen
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auf 41,5 Millionen Übernachtungen. Das
bisherige Rekordergebnis aus dem Jahr 2007
wurde damit erneut übertroffen. Nach An-
gaben des statistischen Landesamtes stieg
die Besucherzahl gegenüber dem Vorjahr
um 2,2 Prozent und die Zahl der Übernach-
tungen sogar um 2,8 Prozent an. Bei den
ausländischen Gästen lag ebenfalls sowohl
die Zahl der Ankünfte mit 3,6 Millionen um
2,9 Prozent über dem Vorjahresergebnis als
auch die Zahl der Übernachtungen mit 8,1
Million um 3,9 Prozent. 
Besonders hohe Zuwachszahlen im kreis-
angehörigen Bereich konnte vor allem die
Region Niederrhein verbuchen, aber auch
das Sauerland und das Münsterland. Im Ein-
zelnen können die kreis- und gemeinde-
scharfen Angaben im Internet unter www.it
.nrw.de/presse/pressemitteilungen/2009
/pdf/26_09.pdf heruntergeladen werden. 
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Wohnungswesen

Geringere Anzahl an
Wohnungen genehmigt

In Nordrhein-Westfalen wurden im Jahre
2008 34.451 Wohnungen genehmigt. Dies
bedeutet einen Rückgang der Genehmi-
gungen um 10,7 Prozent gegenüber dem
Vorjahr. IT.NRW als statistisches Landes-
amt führt diesen Rückgang auf die Ent-
wicklung bei den Bauanträgen für Mehrfa-
milienhäuser zurück. Tatsächlich lag die Zahl
der in diesen Gebäuden zum Neubau frei-
gegebenen Wohnungen 16,5 Prozent un-
ter der Vorjahreszahl. Weniger extrem waren
die Rückgänge mit 7,7 Prozent bei Neu-
bauvorhaben von Einfamilien- und mit 4,9
Prozent bei Neubauvorhaben von Zweifa-
milienhäusern. Dabei fielen die Baugeneh-
migungen im Wesentlichen auf Wohnungen
in neuen Wohngebäuden (30.185 Wohnun-

gen oder 11,3 Prozent weniger als im Vor-
jahr). In geringerem Umfang entfielen Ge-
nehmigungen auf Bestandsgebäude (3.528
Wohnungen oder 7,7 Prozent weniger als
im Vorjahr). In gemischt genutzten Gebäu-
den, die überwiegend nicht Wohnzwecken
dienen (Nichtwohngebäude) wurden 738
Wohnungen genehmigt (0,5 Prozent weni-
ger als im Vorjahr). Die detaillierten Ergeb-
nisse für die Kreise und kreisfreien Städte
finden Sie im Internet unter: http://www.it
.nrw.de/presse/pressemitteilungen/2009/
pres_040_09.html
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Vermessungswesen

Kreis Warendorf schließt
Vereinbarung mit Gemeinden
zum Aufbau einer
Geodateninfrastruktur
Geoinformationen sind für kommunale Auf-
gaben aber auch für die Wirtschaft und den
Bürger eine unverzichtbare Informations-
quelle. Das neue Geodatenzugangsgesetz
NRW (GeoZG NRW) vom 12.02.09 schafft
klare Regelungen wie Geodaten vom Land,
den Gemeinden und Gemeindeverbänden
und allen der Aufsicht des Landes unterste-
henden juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts zur Nutzung bereit gestellt
werden müssen.
Für den Aufbau einer Geodateninfrastruk-
tur im Kreis Warendorf (GDI-WAF), die den
Anforderungen des GeoDZ NRW genügt,
haben Kreis und kreisangehörige Gemein-
den eine Rahmenvereinbarung geschlossen.
Diese regelt Grundsätze der Zusammenar-
beit, die Nutzungsrechte an kommunalen
Geodaten, die Verteilung von Einnahmen
und Kosten aus dem Vertrieb von Geoda-
ten, der Entwicklung und Bereitstellung von
Geoapplikationen und Geodiensten sowie

sonstiger Aufwendungen im Zusammen-
hang mit dem Aufbau der GDI-WAF.
Kreis und Gemeinden bleiben jeweils zu-
ständig für eine GDI-konforme Bereitstel-
lung der Geoinformationen aus ihrem Auf-
gabenbereich. Zusätzlich übernimmt der
Kreis folgende Aufgaben:

• Koordination des Aufbaus eines einheit-
lichen kommunalen Geodatenmodells

• Aufbau eines zentralen Geodaten -
portals (Geodatenzentrum)

• Bereitstellung von Abrechnungskom -
ponenten für kostenpflichtige Dienste

• Aufbau einer Metadatenbank für
Geoinformationen

• Beratung beim Aufbau der GDI

Auf Wunsch von Gemeinden stellt der Kreis
Georessourcen (Geodaten, Geodienste, Geo-
applikationen) der Gemeinden auf Servern
des Kreises bereit. Auch wird den Gemein-
den das Recht zur Erteilung von Auszügen
aus dem Liegenschaftskataster und ande-
ren Geodatenbeständen des Kreises einge-
räumt, was umgekehrt auch für die Nut-
zung der Geodaten der Gemeinde durch
den Kreis gilt.
Eine Lenkungsgruppe aus Vertretern der
Gemeinden und des Kreises entscheidet
über Ziele, Prioritäten und Standards für
die GDI-WAF sowie über Software, die von
allen Gemeinden genutzt werden soll. Kreis
und Gemeinden haben sich verpflichtet, Ent-
scheidungen der Lenkungsgruppe kurzfris-
tig umzusetzen. Um den Aufbau der GDI
zu forcieren und insbesondere einheitliche
Verfahren zu ermöglichen, übernimmt der
Kreis die Kosten der GDI-WAF für allgemein
eingesetzte Verfahren, wenn die Lenkungs-
gruppe dies mit einer Mehrheit von ¾ der
Mitglieder und Zustimmung des Kreisver-
treters beschlossen hat.
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